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„§ 96 Didaktische Qualifikation und Lehrverpflichtung“
s)	 Die Angaben zu den §§ 104 bis 107 werden durch die fol-

gende Angabe ersetzt:
„§§ 104 bis 107 (weggefallen)“

t)	 Die Angabe zu § 109 wird wie folgt gefasst:
„§ 109 (weggefallen)“

u)	 Nach der Angabe zu § 110 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 110a Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

mit Aufgabenschwerpunkt in der Lehre“
v)	 Nach der Angabe zu § 123 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 123a Trägerwechsel, Verlust der Anerkennung“
w)	 Nach der Angabe zu § 124 wird folgende Angabe eingefügt:

„§ 124a Sonstige Einrichtungen“
x)	 Die Angaben zu §§ 125 und 126 werden wie folgt gefasst:

„§ 125 Ordnungswidrigkeiten, Ordnungsmaßnahmen
§ 126 Übergangsregelungen“

2.	 § 2 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „durch Satzung“ gestri-
chen.

bb)	In Satz 5 werden nach dem Wort „Zivildienstes,“ die 
Wörter „für Studenten und Studentinnen, die im Rah-
men eines Austauschprogramms an der anderen Hoch-
schule zur Gebührenleistung verpflichtet sind, soweit 
Gegenseitigkeit besteht,“ eingefügt.

b)	 Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefügt:
„(7a) Das Kuratorium jeder Hochschule erlässt für die Er-

hebung von Gebühren nach Absatz 7 Satz 1 eine Rahmenge-
bührensatzung, in der die Benutzungsarten und die besonde-
ren Aufwendungen, für die Gebühren erhoben werden 
sollen, benannt und der Gebührenrahmen für die einzelnen 
Gebührentatbestände festgelegt werden. Die Hochschullei-
tung legt auf Grund der Rahmengebührensatzung die Ge-
bührensätze für die einzelnen Benutzungsarten und beson-
deren Aufwendungen fest und berichtet darüber dem 
Kuratorium.“

c)	 In Absatz 8 Satz 2 werden die Wörter „sowie die Höhe der 
Entgelte anderer Anbieter“ gestrichen.

3.	 Nach § 2 wird folgender § 2a eingefügt:

„§ 2a
Verträge des Landes Berlin mit den Hochschulen

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung soll regel-
mäßig mehrjährige Verträge mit den Hochschulen über die 
Grundzüge ihrer weiteren Entwicklung und über die Höhe des 
Staatszuschusses für ihre Aufgaben, insbesondere von For-
schung, Lehre und Studium, schließen. Die Verträge bedürfen 
der Zustimmung des Abgeordnetenhauses.“

4.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie fördern den Wissenstransfer zwischen ihren Einrich-

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:
Artikel I 

Änderung des Berliner Hochschulgesetzes

Das Berliner Hochschulgesetz in der Fassung vom 13. Februar 
2003 (GVBl. S. 82), das zuletzt durch Artikel II des Gesetzes vom 
15. Dezember 2010 (GVBl. S. 560) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Nach der Angabe zu § 2 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 2a Verträge des Landes Berlin mit den Hochschulen“

b)	 Nach der Angabe zu § 5 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 5a Chancengleichheit der Geschlechter“

c)	 Nach der Angabe zu § 8 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 8a Qualitätssicherung und Akkreditierung“

d)	 Die Angabe zu § 11 wird wie folgt gefasst:
„§ 11 Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte“

e)	 Die Angabe zu § 12 wird wie folgt gefasst:
„§ 12 (weggefallen)“

f)	 Nach der Angabe zu § 22 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 22a Strukturierung der Studiengänge“

g)	 Die Angabe zu § 23 wird wie folgt gefasst:
„§ 23 Bachelor- und Masterstudiengänge, Regelstudienzeit“

h)	 Nach der Angabe zu § 23 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 23a Studienübergänge, Anrechnung von Ausbildungs- 

und Studienleistungen“
i)	 Die Angabe zu § 24 wird wie folgt gefasst:

„§ 24 (weggefallen)“
j)	 Die Angabe zu § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25 Promotionskollegs und Studiengänge zur Heranbil-
dung des künstlerischen Nachwuchses“

k)	 Die Angabe zu § 26 wird wie folgt gefasst:
„§ 26 Weiterbildungsangebote“

l)	 Die Angabe zu § 27 wird wie folgt gefasst:
„§ 27 (weggefallen)“

m)	 Die Angabe zu § 28 wird wie folgt gefasst:
„§ 28 Förderung des Studienerfolgs, Studienberatung“

n)	 Nach der Angabe zu § 28 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 28a Beauftragter oder Beauftragte für Studenten und Stu-

dentinnen mit Behinderung“
o)	 Die Angabe zu § 31 wird wie folgt gefasst:

„§ 31 Rahmenstudien- und -prüfungsordnung, Studienord-
nungen, Prüfungsordnungen“

p)	 Nach der Angabe zu § 34a wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 34b Gleichwertigkeit ausländischer Hochschulabschlüsse“

q)	 Nach der Angabe zu § 36 wird folgende Angabe eingefügt:
„§ 36a Reglementierte Studiengänge“

r)	 Die Angabe zu § 96 wird wie folgt gefasst:

Gesetz
zur Modernisierung des Hochschulzugangs 

und zur Qualitätssicherung von Studium und Prüfung
Vom 20. Mai 2011
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rungsergebnisses mit Auflagen versehen oder zu diesem Zweck 
die Verlängerung der Zustimmung mit Auflagen versehen.

(4) Die Ergebnisse der Lehrevaluation und der Akkre
ditierungen müssen in geeigneter Weise hochschulintern veröf-
fentlicht werden.“

8.	 In § 9 Absatz 2 werden nach den Wörtern „Jedem Studenten und 
jeder Studentin“ die Wörter „sowie jedem Studienbewerber und 
jeder Studienbewerberin“ eingefügt.

9.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende 
Hochschulzugangsberechtigung wird auch durch einen be-
rufsqualifizierenden Hochschulabschluss erworben.“

b)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „durch Satzung“ durch die 

Wörter „in der Zugangssatzung“ ersetzt.
bb)	Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Zugangsvoraussetzung für Masterstudiengänge ist der 
berufsqualifizierende Abschluss eines Hochschulstudi-
ums, bei weiterbildenden Masterstudiengängen zusätz-
lich eine daran  anschließende qualifizierte berufsprakti-
sche Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr; 
darüber hinausgehende Eignungs- und Qualifikations-
voraussetzungen dürfen nur für Studiengänge nach § 23 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a gefordert werden und 
nur dann, wenn sie wegen spezieller fachlicher Anforde-
rungen des jeweiligen Masterstudiengangs nachweislich 
erforderlich sind.“

c)	 Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a eingefügt:
„(5a) Die Zulassung zu einem Masterstudiengang kann 

auch beantragt werden, wenn der Bachelorabschluss wegen 
Fehlens einzelner Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt 
und auf Grund des bisherigen Studienverlaufs, insbesondere 
der bisherigen Prüfungsleistungen zu erwarten ist, dass der 
Bachelorabschluss vor Beginn des Masterstudienganges er-
langt wird und die Maßgaben, die auf Grund des Absatzes 5 
Voraussetzung für den Zugang zu dem Masterstudiengang 
sind, ebenso rechtzeitig erfüllt sind. Soweit nach den Rege-
lungen des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes ein Aus-
wahlverfahren durchzuführen ist, in das das Ergebnis des 
Bachelorabschlusses einbezogen ist, nehmen Bewerber und 
Bewerberinnen nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer 
Durchschnittsnote teil, die auf Grund der bisherigen Prü-
fungsleistungen ermittelt wird. Das Ergebnis des Bache-
lorabschlusses bleibt insoweit unbeachtet. Eine Zulassung 
ist im Falle einer Bewerbung nach Satz 1 unter dem Vorbe-
halt auszusprechen, dass der Bachelorabschluss und die mit 
ihm zusammenhängenden Voraussetzungen des Absatzes 5 
in der Regel zum Ende des ersten Fachsemesters nachgewie-
sen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, 
erlischt die Zulassung. Das Nähere regeln die Hochschulen 
durch Satzung.“

d)	 Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 8 wird der abschließende Punkt durch ein 

Komma ersetzt.
bb)	Es wird folgende Nummer 9 angefügt:

„9.	 die auf der Grundlage einer Eignungsprüfung fest-
zustellenden Anforderungen für den Zugang beruf-
lich qualifizierter Bewerber und Bewerberinnen 
ohne einen ersten berufsqualifizierenden Hoch-
schulabschluss zum Masterstudium in geeigneten 
weiterbildenden und künstlerischen Studiengängen; 
in der Satzung ist auch das Prüfungsverfahren zu re-
geln; Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend.“

tungen und allen Bereichen der Gesellschaft und wirken da-
rauf hin, dass die gewonnenen wissenschaftlichen Erkennt-
nisse im Interesse der Gesellschaft weiterentwickelt und 
genutzt werden können.“

b)	 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Hochschulen berücksichtigen die besonderen Bedürf-
nisse von Studenten und Studentinnen sowie von Studienbe-
werbern und Studienbewerberinnen mit Behinderung und 
treffen in allen Bereichen die erforderlichen Maßnahmen zu 
ihrer Integration.“

5.	 § 5a wird wie folgt gefasst:

„§ 5a
Chancengleichheit der Geschlechter

Jede Hochschule erlässt eine Satzung, in der sie zur Verwirk-
lichung der Chancengleichheit der Geschlechter in personeller, 
materieller, finanzieller und inhaltlicher Hinsicht insbesondere 
Regelungen zu folgenden Bereichen trifft:

1. Vereinbarkeit von Studium, Beruf und Familie;
2. Berufungsverfahren;
3. Förderung der Frauen- und Geschlechterforschung;
4. inhaltliche und organisatorische Gestaltung der Aus-, Fort- 

und Weiterbildung des wissenschaftlichen und nichtwissen-
schaftlichen Personals;

5. Besetzung von Gremien und Kommissionen;
6. Schutz der Hochschulmitglieder vor sexuellen Belästi- 

gungen.“

6.	 In § 8 Absatz 3 werden nach dem Wort „Maßnahmen“ ein Kom-
ma und die Wörter „insbesondere stellen sie die didaktische 
Fort- und Weiterbildung ihres hauptberuflichen Lehrpersonals 
sicher“ eingefügt.

7.	 Nach § 8 wird folgender § 8a eingefügt:

„§ 8a
Qualitätssicherung und Akkreditierung

(1) Die Hochschulen stellen durch geeignete Maßnahmen si-
cher, dass ihre Arbeit insbesondere in Forschung und Lehre und 
bei der Durchführung von Prüfungen den anerkannten Qualitäts-
standards entspricht. Wesentlicher Bestandteil des hochschulin-
ternen Qualitätssicherungssystems ist die regelmäßige Durch-
führung von Evaluationen, insbesondere im Bereich der Lehre. 
Die Studenten und Studentinnen und die Absolventen und Ab-
solventinnen sind bei der Evaluation der Lehre zu beteiligen. 
Die Mitglieder der Hochschulen sind zur Mitwirkung an Evalu-
ationsverfahren, insbesondere durch Erteilung der erforderli-
chen Auskünfte, verpflichtet.

(2) Studiengänge sind in bestimmten Abständen in qualitati-
ver Hinsicht zu bewerten. Bewertungsmaßstab sind die in die-
sem Gesetz, insbesondere in § 22 genannten Grundsätze sowie 
die anerkannten Qualitätsstandards. Die Bewertung von Bache-
lor- und Masterstudiengängen hat durch anerkannte unabhängi-
ge Einrichtungen zu erfolgen (Akkreditierung). Auf eine Akkre-
ditierung einzelner Studiengänge kann verzichtet werden, wenn 
die Hochschule insgesamt oder im betreffenden Bereich über 
ein akkreditiertes Programm zur Qualitätssicherung ihres Studi-
enangebots verfügt (Systemakkreditierung).

(3) Die Hochschulen sind verpflichtet, der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung die Ergebnisse der Bewertungen 
und Akkreditierungen nach Absatz 2 unverzüglich vorzulegen. 
Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann auf der 
Grundlage des Akkreditierungsergebnisses die Zustimmung von 
Studiengängen widerrufen, zur Umsetzung des Akkreditie-
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12.	In § 14 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Studiengang“ 
das Komma und die Wörter „in den Fällen des § 22 Abs. 1 Satz 2 
unter der Angabe der Teilstudiengänge,“ gestrichen.

13.	§ 15 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Studenten und Studentinnen sind zu exmatrikulieren, wenn sie
1.	 a)	 der Verpflichtung zur Teilnahme an einer Studienfach-

beratung nach § 28 Absatz 3 nicht nachgekommen sind 
oder

	 b)	 die in einer Studienverlaufsvereinbarung oder in einer 
Verpflichtung nach § 28 Absatz 3 Satz 4 festgelegten 
Anforderungen bis zum festgesetzten Zeitpunkt in zu 
vertretender Weise zu weniger als einem Drittel erfüllt 
haben;

dies gilt nicht, wenn der betreffende Student oder die betref-
fende Studentin auf diese Folgen nicht zusammen mit der 
Einladung, bei Abschluss der Studienverlaufsvereinbarung 
oder bei Erteilung der Auflage hingewiesen wurde,

2.	 das Studium in keinem Studiengang fortführen dürfen, 
3.	 Gebühren und Beiträge, einschließlich der Sozialbeiträge 

zum Studentenwerk, des Beitrags für die Studierendenschaft 
und, soweit eine entsprechende Vereinbarung besteht, des 
Beitrags für ein Semester-Ticket, trotz schriftlicher Mahnung 
und Androhung der Exmatrikulation nicht gezahlt haben,

4.	 die Abschlussprüfung bestanden oder die in dem gewählten 
Studiengang vorgeschriebenen Leistungsnachweise oder 
eine vorgeschriebene Prüfung endgültig nicht bestanden ha-
ben, sofern sie nicht innerhalb von zwei Monaten die Not-
wendigkeit der Immatrikulation für die Erreichung eines 
weiteren Studienziels nachweisen,

5.	 mit der Ordnungsmaßnahme der Exmatrikulation gemäß 
§ 16 Absatz 2 Nummer 4 belegt worden sind.“

14.	§ 22 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Ein Studiengang führt zu einem berufsqualifizieren-
den Abschluss.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Hochschulen haben Studiengänge und Prüfungen 

so zu organisieren und einzurichten, dass insbesondere
1.	 unter Berücksichtigung der Eigenverantwortung der 

Studenten und Studentinnen die Erreichung der Studien-
ziele (Kompetenzerwerb) gewährleistet ist,

2.	 sämtliche Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb 
der Regelstudienzeit erbracht werden können,

3.	 individuelle Gestaltungsmöglichkeiten des Studiums 
und frei zu wählende Studienanteile auch zu überfachli-
chem Kompetenzerwerb für Studenten und Studentin-
nen in der Regel zu einem Fünftel berücksichtigt wer-
den,

4.	 ein Teil des Studiums dem überfachlichen Kompetenz-
erwerb vorbehalten wird,

5.	 Möglichkeiten zugelassen werden, Studienleistungen in 
unterschiedlichen Formen zu erbringen,

6.	 bereits erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen bei 
einem Wechsel der Hochschule weitestgehend aner-
kannt werden können, 

7.	 Zeiträume während des Studiums für Aufenthalte an an-
deren Hochschulen oder im Ausland oder für Praktika 
ohne Zeitverlust zur Verfügung stehen,

8.	 die Anrechnung erbrachter Leistungen auf gleiche oder 
verwandte Studiengänge derselben oder einer anderen 
Hochschule erleichtert wird, 

9.	 eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende Verbin-
dung von Wissenschaft und Praxis besteht.“

10.	§ 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11
Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte

(1) Wer
1.	 eine Aufstiegsfortbildung nach den Bestimmungen der 

Handwerksordnung, des Berufsbildungsgesetzes oder ver-
gleichbaren bundes- oder landesrechtlichen Regelungen be-
standen hat,

2.	 eine Fachschulausbildung an einer staatlichen oder staatlich 
anerkannten Fachschule im Sinne des § 34 des Schulgeset-
zes oder eine vergleichbare Ausbildung in einem anderen 
Bundesland abgeschlossen hat,

3.	 eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung ver
gleichbare Qualifikation im Sinne des Seemannsgesetzes 
erworben hat oder

4.	 eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung ver
gleichbare Qualifikation auf Grund einer landesrechtlich 
geregelten Fortbildungsmaßnahme für Berufe im Gesund-
heitswesen sowie im sozialpflegerischen oder pädagogi-
schen Bereich erworben hat,

ist berechtigt, ein grundständiges Studium an einer Hochschule 
aufzunehmen (allgemeine Hochschulzugangsberechtigung).

(2) Wer
1.	 in einem zum angestrebten Studiengang fachlich ähnlichen 

Beruf eine durch Bundes- oder Landesrecht geregelte min-
destens zweijährige Berufsausbildung abgeschlossen hat 
und 

2.	 im erlernten Beruf mindestens drei Jahre tätig war,
ist berechtigt, ein seiner bisherigen Ausbildung entsprechendes 
grundständiges Studium an einer Hochschule aufzunehmen 
(fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung). Abweichend 
von Satz 1 Nummer 2 gilt für Stipendiaten und Stipendiatinnen 
des Aufstiegsstipendienprogramms des Bundes eine Mindest-
dauer der Berufstätigkeit im erlernten Beruf von zwei Jahren. 
Die Mindestdauer der Berufstätigkeit verdoppelt sich jeweils für 
Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung von bis zur Hälfte der vollen 
Beschäftigungszeit. Bei der Ermittlung der Dauer der Berufstä-
tigkeit nach Satz 1 Nummer 2 werden Zeiten einer Freistellung 
nach den gesetzlichen Regelungen zum Mutterschutz, zur El-
ternzeit oder zur Pflegezeit sowie Zeiten, in denen unbeschadet 
einer Beschäftigung nach Satz 1 Nummer 2 die Voraussetzungen 
für eine Freistellung nach diesen Vorschriften vorlagen, ange-
rechnet, insgesamt höchstens jedoch ein Jahr.

(3) Wer über eine fachgebundene Hochschulzugangsbe
rechtigung nach Absatz 2 Satz 1 verfügt, ist berechtigt, an einer 
Hochschule in einem gewählten grundständigen Studiengang 
ein Studium aufzunehmen, wenn er oder sie die Studierfähigkeit 
in dem Fach in einer Zugangsprüfung nachgewiesen hat. Bei der 
Festlegung der Prüfungsinhalte sind die Vorkenntnisse, die im 
Rahmen des Besuchs einer berufsbildenden Schule erworben 
werden, in angemessener Weise zu berücksichtigen.

(4) Wer auf Grund einer beruflichen Qualifikation ein mindes-
tens einjähriges Hochschulstudium in einem anderen Bundes-
land erfolgreich absolviert hat, kann unbeschadet  des Absatzes 
2 das Studium in einem ähnlichen Studiengang an einer Berliner 
Hochschule fortsetzen.

(5) Eine Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 1 oder 
Absatz 2 erhält auch, wer eine berufliche Ausbildung im Aus-
land nachweist, die denen der Absätze 1 oder 2 entspricht.

(6) Das Nähere regeln die Hochschulen durch die Zugangssat-
zung.“

11.	§ 12 wird aufgehoben.
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16.	§ 23 wird wie folgt gefasst:

„§ 23
Bachelor- und Masterstudiengänge, Regelstudienzeit

(1) Die Hochschule stellt mit ihren Bachelorstudiengängen, in 
denen entsprechend dem Profil der Hochschule und des Studien-
gangs wissenschaftliche oder künstlerische Grundlagen, Metho-
denkompetenz und berufsfeldbezogene Qualifikationen vermit-
telt werden, eine breite wissenschaftliche oder künstlerische 
Qualifizierung sicher.

(2) Ein Bachelorstudiengang führt zu einem ersten berufsqua-
lifizierenden Hochschulabschluss (Bachelorgrad) und hat eine 
Regelstudienzeit von mindestens drei, höchstens vier Jahren. 
Für einen Bachelor-Abschluss sind nach Ausgestaltung der Stu-
dien- und Prüfungsordnungen nicht weniger als 180 Leistungs-
punkte nachzuweisen.

(3) Masterstudiengänge sind so auszugestalten, dass sie
1.	 a)	 als vertiefende, verbreiternde oder fachübergreifende 

Studiengänge auf einem Bachelorstudiengang aufbauen 
oder

	 b)	 einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss vor
aussetzen, jedoch nicht auf bestimmten Bachelorstudi-
engängen aufbauen

(konsekutive Masterstudiengänge) oder
2.	 Studieninhalte vermitteln, die in der Regel einen ersten be-

rufsqualifizierenden Hochschulabschluss und anschließende 
qualifizierte berufspraktische Erfahrung von in der Regel 
nicht unter einem Jahr voraussetzen (weiterbildende Master-
studiengänge).

Ein Masterstudiengang führt zu einem weiteren berufsqualifi-
zierenden Hochschulabschluss (Mastergrad) und hat eine Regel-
studienzeit von mindestens einem Jahr, höchstens zwei Jahren. 
Für einen Masterabschluss sind unter Einbeziehung des ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses in der Regel 300 
Leistungspunkte erforderlich. Davon kann bei entsprechender 
Qualifikation der Studenten und Studentinnen im Einzelfall ab-
gewichen werden.

(4) Die Gesamtregelstudienzeit eines Bachelorstudiengangs 
und eines konsekutiven Masterstudiengangs nach Absatz 3 Satz 
1 Nummer 1 Buchstabe a beträgt höchstens fünf, in den künstle-
rischen Kernfächern höchstens sechs Jahre.

(5) Für künstlerische Studiengänge der Freien Kunst und ver-
wandter Fächer kann die für Hochschulen zuständige Senatsver-
waltung Ausnahmen von der Studiengangstruktur nach den Ab-
sätzen 1 bis 3 zulassen.

(6) Die Hochschulen können in Zusammenarbeit mit Trägern 
beruflicher Ausbildung Studiengänge einrichten, die neben dem 
Hochschulabschluss auch zu einem beruflichen Ausbildungsab-
schluss führen. Die Verantwortung der Hochschule für Inhalt 
und Qualität des Studiengangs muss dabei gewährleistet blei-
ben.“

17.	Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt:

„§ 23a
Studienübergänge, Anrechnung von 
Ausbildungs- und Studienleistungen

(1) Vergleichbare Studienleistungen in anderen Studiengän-
gen, an anderen deutschen oder ausländischen Hochschulen, an 
einer anerkannten Fernstudieneinheit oder in einem früheren 
Studium sind auf die in den Ordnungen vorgesehenen Studien- 
oder Prüfungsleistungen anzurechnen. In der Prüfungsordnung 
vorgesehene Kompetenzen, die außerhalb der Hochschulen er-
worben worden sind, sind bis zur Hälfte der für den Studiengang 
vorgesehenen Leistungspunkte anzurechnen. Leistungen und 

c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „und Teilstudiengän-
gen“ gestrichen.

d)	 Es werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:
„(4) Die Hochschulen haben Studiengänge so zu organi-

sieren und einzurichten, dass ein Teilzeitstudium möglich 
wird. Ein Teilzeitstudium ist zulässig,
1.	 wenn Studenten und Studentinnen berufstätig sind,
2.	 zur Pflege und Erziehung eines Kindes im Alter von bis 

zu 10 Jahren,
3.	 zur Pflege pflegebedürftiger naher Angehöriger im Sin-

ne des Pflegezeitgesetzes,
4.	 wenn eine Behinderung ein Teilzeitstudium erforderlich 

macht,
5.	 während einer Schwangerschaft,
6.	 während der Wahrnehmung eines Mandats eines Organs 

der Hochschule, der Studierendenschaft oder des Stu-
dentenwerks Berlin,

7.	 aus sonstigen schwerwiegenden Gründen.
Der Antrag, ein Studium in Teilzeitform zu studieren, ist in 
der Regel vor Beginn des Semesters zu stellen. Soweit der 
Studierende oder die Studierende in dem Antrag oder bei der 
Rückmeldung keine kürzere Dauer bestimmt hat, erfolgt das 
Studium in Teilzeitform, solange die Voraussetzungen nach 
Satz 2 vorliegen. Der Student oder die Studentin hat der 
Hochschule mitzuteilen, wenn die Gründe für das Teilzeit-
studium weggefallen sind. Die im Teilzeitstudium absolvier-
ten Studienzeiten werden entsprechend dem am regulären 
Studienprogramm geleisteten Anteil auf die Regelstudien-
zeit angerechnet.

(5) Die Hochschulen sollen Teilzeitstudiengänge einrich-
ten, die ein Studium neben dem Beruf ermöglichen. Bei 
Teilzeitstudiengängen wird die Regelstudienzeit entspre-
chend der im Verhältnis zu einem Vollzeitstudiengang vor-
gesehenen Studienbelastung festgelegt.“

15.	Nach § 22 wird folgender § 22a eingefügt:

„§ 22a
Strukturierung der Studiengänge

(1) Studiengänge sind in mit Leistungspunkten versehene Stu-
dieneinheiten (Module) zu gliedern, die durch die Zusammen-
fassung von Studieninhalten thematisch und zeitlich abgegrenzt 
sind. Dies gilt nicht für solche Studiengänge, für die die für 
Hochschulen zuständige Senatsverwaltung Ausnahmen nach 
§ 23 Absatz 5 zugelassen hat.

(2) Jedem Modul ist in Abhängigkeit vom Arbeitsaufwand für 
die Studenten und Studentinnen eine bestimmte Anzahl von 
Leistungspunkten entsprechend dem European Credit Transfer 
System (ECTS) zuzuordnen. Je Semester sind in der Regel 30 
Leistungspunkte zu Grunde zu legen. Ein Leistungspunkt ent-
spricht einer Gesamtarbeitsleistung der Studenten und Studen-
tinnen im Präsenz- und Selbststudium von 25 bis höchstens 30 
Zeitstunden. Module sollen mindestens eine Größe von fünf 
Leistungspunkten aufweisen. Für ein Modul erhält ein Student 
oder eine Studentin Leistungspunkte, wenn er oder sie die in der 
Prüfungsordnung vorgesehenen Leistungen nachweist.

(3) Die Studiengänge sollen die dem Fach entsprechenden in-
ternationalen Bezüge aufweisen. In geeigneten Fächern können 
Lehre und Prüfungen nach Maßgabe der Prüfungsordnung ganz 
oder teilweise in fremdsprachlicher Form durchgeführt wer-
den.“
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mehreren Hochschulen gemeinsam eingerichteten Bera-
tungsstellen ausgeübt. Sie umfasst neben allgemeinen Fra-
gen des Studiums auch die pädagogische und psychologi-
sche Beratung für Bewerber und Bewerberinnen und 
Studenten und Studentinnen sowie Informationen über Be-
ratungsangebote zur Studienfinanzierung. Die Beratungs-
stellen arbeiten dabei mit den für die Berufsberatung, die 
staatlichen Prüfungsordnungen und das Schulwesen zustän-
digen Stellen sowie mit dem Studentenwerk zusammen.“

c)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 4 wird aufgehoben.
bb)	Es wird folgender Satz angefügt:

„Im Laufe des zweiten Studienjahres ist in der Regel im 
dritten Semester für alle Studenten und Studentinnen in 
grundständigen Studiengängen eine Studienverlaufsbe-
ratung anzubieten.“

d)	 Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 
„(3) Die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung kann 

vorsehen, dass nach Ablauf der Hälfte der Regelstudienzeit, 
in grundständigen Studiengängen frühestens drei Monate 
nach dem für die Beratung nach Absatz 2 Satz 5 vorgesehe-
nen Zeitpunkt, die Teilnahme an Studienfachberatungen im 
Hinblick auf nicht erreichte Studienziele für die Studenten 
und Studentinnen zur Förderung eines erfolgreichen Studi-
enverlaufs verpflichtend ist, wenn die Studienziele des bis-
herigen Studiums zu weniger als einem Drittel der zu erbrin-
genden Leistungspunkte erreicht wurden. Für auf der 
Grundlage des § 11 Absatz 2 oder Absatz 3 immatrikulierte 
Studenten und Studentinnen, die die satzungsgemäßen Stu-
dienziele des ersten Studienjahres nicht erreicht haben, ist 
eine Studienfachberatung nach Satz 1 zum Ende des ersten 
Studienjahres vorzunehmen. Ziel der Studienfachberatung 
nach Satz 1 oder 2 ist der Abschluss einer Vereinbarung, in 
der das weitere Studium geplant wird und sich der Student 
oder die Studentin zu bestimmten Maßnahmen zur Errei-
chung der Studienziele verpflichtet und weitere zur Förde-
rung des weiteren Studienverlaufs geeignete Maßnahmen 
der Hochschule vereinbart werden (Studienverlaufsverein-
barung). Für den Fall, dass eine Studienverlaufsvereinba-
rung nicht zustande kommt, kann die Satzung weiter vorse-
hen, dass im Ergebnis von Studienfachberatungen nach 
Satz  1 und 2 der Student oder die Studentin verpflichtet 
wird, innerhalb einer festzulegenden Frist bestimmte Studi-
en- und Prüfungsleistungen zu erbringen. Bei der Festle-
gung von Verpflichtungen ist die persönliche Situation des 
Studenten oder der Studentin angemessen zu berücksichti-
gen. § 33 Absatz 1 Satz 2 gilt für die in diesem Absatz gere-
gelten Verfahren entsprechend.“

e)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.
23.	Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt:

„§ 28a
Beauftragter oder Beauftragte für Studenten 

und Studentinnen mit Behinderung

Für Studenten und Studentinnen mit Behinderung wird von 
der Hochschule ein Beauftragter oder eine Beauftragte bestellt. 
Er oder sie wirkt bei der Organisation der Studienbedingungen 
nach den Bedürfnissen der Studenten und Studentinnen mit Be-
hinderung mit. Die Aufgaben umfassen gemäß § 4 Absatz 7 ins-
besondere die Mitwirkung bei der Planung und Organisation der 
Lehr- und Studienbedingungen nach den Bedürfnissen von Stu-
denten und Studentinnen mit Behinderung, deren Beratung und 
die Beratung von Studienbewerbern und Studienbewerberinnen 
mit Behinderung sowie die Mitwirkung bei der Planung notwen-
diger behinderungsgerechter technischer und baulicher Maß-
nahmen. Er oder sie hat das Recht auf notwendige und sachdien-
liche Information sowie Teilnahme-, Antrags- und Rederecht in 

Kompetenzen nach den Sätzen 1 und 2 dürfen nur einmal ange-
rechnet werden. 

(2) Die Hochschule, an der ein Studium aufgenommen oder 
fortgesetzt wird, entscheidet über die angemessene Anrechnung 
nach Absatz 1. Die Entscheidung trifft der zuständige Prüfungs-
ausschuss der Hochschule, in Studiengängen, die mit einer staat-
lichen Prüfung abgeschlossen werden, das zuständige Prüfungs-
amt, soweit nicht die Prüfungsordnung eine pauschalierte 
Anrechnung oder eine andere Zuständigkeit vorsieht.

(3) In einer besonderen Hochschulprüfung (Einstufungsprü-
fung) können Studienbewerber oder Studienbewerberinnen mit 
Hochschulzugangsberechtigung nachweisen, dass sie über 
Kompetenzen verfügen, die eine Einstufung in ein höheres 
Fachsemester rechtfertigen.

(4) Das Nähere bestimmt die Prüfungsordnung oder die Rah-
menstudien- und -prüfungsordnung.“

18.	§ 24 wird aufgehoben.
19.	§ 25 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 25
Promotionskollegs und Studiengänge zur 

Heranbildung des künstlerischen Nachwuchses“

b)	 Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben.
c)	 Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden die Absätze 1 und 2.
d)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:

„(3) Für Absolventen und Absolventinnen, die ein Studi-
um an einer Kunsthochschule erfolgreich abgeschlossen ha-
ben, können Zusatzstudien zur Vermittlung weiterer Qualifi-
kationen, insbesondere Konzertexamen, Solistenklasse, 
Meisterschüler mit einer Dauer von bis zu zwei Jahren ange-
boten werden. Sie werden mit einer Prüfung abgeschlossen. 
Näheres, insbesondere die Zugangsvoraussetzungen, wird 
durch Satzung geregelt. Die Zulassung kann von einer Auf-
nahmeprüfung abhängig gemacht werden.“

20.	§ 26 wird wie folgt gefasst:

„§ 26
Weiterbildungsangebote

Die Hochschulen sollen Möglichkeiten der Weiterbildung 
entwickeln und anbieten. Weiterbildungsangebote sind neben 
weiterbildenden Studiengängen solche Angebote zur Weiterbil-
dung, die auch Bewerbern und Bewerberinnen offenstehen, die 
die für eine Teilnahme erforderliche Eignung im Beruf oder auf 
andere Weise erworben haben. Bei der Gestaltung von Weiter-
bildungsangeboten ist die besondere Lebenssituation von Teil-
nehmern und Teilnehmerinnen mit familiären Aufgaben sowie 
von Berufstätigen zu berücksichtigen. Für die erfolgreiche Teil-
nahme an Angeboten nach Satz 1 können Zertifikate erteilt wer-
den.“

21.	§ 27 wird aufgehoben.
22.	§ 28 wird wie folgt geändert:

a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 28
Förderung des Studienerfolgs, Studienberatung“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Hochschule unterstützt und fördert die Studenten 

und Studentinnen unter Berücksichtigung ihrer Eigenver-
antwortung bei der Erreichung der Studienziele. Zu diesem 
Zweck berät sie die Studenten und Studentinnen nach Maß-
gabe der folgenden Vorschriften. Die allgemeine Studienbe-
ratung wird durch zentral in den Hochschulen oder von 
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1.	 Näheres über den mit dem Studiengang zu erwerbenden 
akademischen Grad sowie die Ausgestaltung des Zeugnisses 
und des Diploma Supplements,

2.	 die fachspezifische Regelstudienzeit, den Studienaufbau 
durch Bestimmung der einzelnen Module und die Zuord-
nung von Leistungspunkten zu den Modulen sowie das Ver-
fahren beim ersten Prüfungsversuch innerhalb der Regelstu-
dienzeit (Freiversuch), soweit der Studiengang hierfür 
geeignet ist,

3.	 die Ausgestaltung der Module durch Bestimmung der da-
durch zu vermittelnden Kompetenzen und Bestimmung der 
für die betreffenden Prüfungen vorgesehenen Prüfungsfor-
men,

4.	 die Zulassungsvoraussetzungen und Anforderungen einzel-
ner Prüfungen, deren Bedeutung für den Studienabschluss 
sowie das Verfahren der Wiederholung von Prüfungen und 
bei Verhinderung an der Teilnahme an Prüfungen,

5.	 das Verfahren zur Bildung der Abschlussnote,
6.	 Näheres zur Anfertigung der Abschlussarbeit.

(3) Die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung und die Prü-
fungsordnungen müssen die Inanspruchnahme der Schutzfristen 
von § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes er-
möglichen und in angemessener Weise die Betreuung von Kin-
dern, für die nach den gesetzlichen Regelungen von den Studen-
ten und Studentinnen Elternzeit beansprucht werden kann, 
sowie die Pflege pflegebedürftiger naher Angehöriger im Sinne 
des Pflegezeitgesetzes berücksichtigen. Ein Nachteilsausgleich 
für Studenten und Studentinnen mit einer Behinderung zur An-
erkennung gleichwertiger Leistungen in anderer Form oder ver-
längerter Zeit ist vorzusehen.“

26.	§ 32 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Prüfungsberechtigt sind Hochschullehrer und Hoch-

schullehrerinnen sowie andere hauptberuflich tätige Lehrkräfte, 
die zu selbstständiger Lehre berechtigt sind, und Lehrbeauftrag-
te. Prüfungen sollen vorrangig von Hochschullehrern und Hoch-
schullehrerinnen abgenommen werden. Studienbegleitende Prü-
fungen können auch von den jeweiligen Lehrkräften abgenom-
men werden.“

27.	§ 33 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Schriftliche Prüfungsleistungen in Bachelor- und Mas-
terarbeiten sowie in Abschluss- und Zwischenprüfungen 
sind in der Regel von mindestens zwei Prüfern oder Prü-
ferinnen zu bewerten.“

bb)	Es wird folgender Satz angefügt:
„Letztmögliche Prüfungsversuche sind von mindestens 
zwei prüfungsberechtigten Personen abzunehmen.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Für in der Regel drei Viertel der Gesamtstudienleis-

tung ist in Prüfungen differenziert und nach den gezeigten 
Leistungen des einzelnen Prüfungskandidaten oder der ein-
zelnen Prüfungskandidatin mit Noten zu bewerten. In die 
Abschlussbewertung gehen alle vergebenen Noten nach 
Satz 1 sowie die für den Studienabschluss erforderlichen an-
deren Leistungsnachweise ein.“

c)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Die Hochschulen gewährleisten, dass spätestens zwei 

Monate nach Einreichung der Bachelorarbeit der Bachelor-
grad verliehen werden kann, soweit eine Überschreitung 
dieser Frist nicht zur Erbringung anderer nach der Prüfungs-
ordnung erforderlicher Studien- oder Prüfungsleistungen 
notwendig ist. Für die Verleihung des Mastergrades gilt 
Satz 1 mit der Maßgabe, dass die Frist ab der Einreichung 
der Masterarbeit drei Monate beträgt.“

allen Gremien der Hochschule in Angelegenheiten, welche die 
Belange der Studenten und Studentinnen mit Behinderung be-
rühren. Er oder sie berichtet dem Leiter oder der Leiterin der 
Hochschule regelmäßig über seine beziehungsweise ihre Tätig-
keit.“

24.	§ 30 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Absätze 1 bis 5 werden wie folgt gefasst:

„(1) Prüfungen dienen der Feststellung der auf der Grund-
lage der jeweiligen Studien- und Prüfungsordnung zu erlan-
genden Kompetenzen.

(2) Ein Studium wird mit Vorliegen sämtlicher in der Prü-
fungsordnung vorgesehenen Studien- und Prüfungsleistun-
gen oder mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung ab-
geschlossen. In Bachelor- und Masterstudiengängen ist eine 
Abschlussarbeit vorzusehen, mit der die Fähigkeit nachge-
wiesen wird, innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Prob-
lem aus dem jeweiligen Fach selbstständig nach wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Methoden zu bearbeiten.

(3) Module nach § 22a Absatz 1 werden in der Regel mit 
einer einheitlichen Prüfung abgeschlossen, deren Bestehen 
die Voraussetzung für den Abschluss des Studiums ist. Die 
Prüfungsinhalte sollen sich an den im jeweiligen Modul zu 
vermittelnden Kompetenzen orientieren. In Studiengängen, 
die nicht nach § 23 Absatz 1 bis 3 strukturiert sind und die 
mit einer Hochschulprüfung abschließen, findet eine Zwi-
schenprüfung statt, die auch studienbegleitend durchgeführt 
werden kann. Satz 3 gilt auch für Studiengänge, die mit ei-
ner staatlichen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossen wer-
den, soweit staatliche oder kirchliche Rechtsvorschriften 
nichts anderes bestimmen.

(4) Nicht bestandene studienbegleitende Prüfungen dür-
fen grundsätzlich mindestens zweimal, an Kunsthochschu-
len grundsätzlich mindestens einmal wiederholt werden. 
Nicht bestandene Bachelor- und Masterarbeiten einschließ-
lich der daran anschließenden mündlichen Prüfungen sowie 
Abschluss- und Zwischenprüfungen dürfen grundsätzlich 
einmal wiederholt werden. Die Hochschule hat sicherzustel-
len, dass eine Wiederholungsprüfung spätestens zu Beginn 
des auf die Prüfung folgenden Semesters abgelegt werden 
kann.

(5) Prüfungsergebnisse einschließlich der Ergebnisse von 
Wiederholungsprüfungen sind so rechtzeitig bekannt zu ge-
ben, dass eine ungehinderte Fortführung des Studiums ge-
währleistet ist.“

b)	 Absatz 6 wird aufgehoben.
c)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6.

25.	§ 31 wird wie folgt gefasst:

„§ 31
Rahmenstudien- und -prüfungsordnung, 
Studienordnungen, Prüfungsordnungen

(1) Die Hochschule erlässt eine Rahmenstudien- und -prü-
fungsordnung. In dieser Ordnung sind allgemeine Regelungen 
zur Organisation und Durchführung des Studiums und der Prü-
fung sowie zur Studienberatung zu treffen, die im Interesse einer 
einheitlichen Verfahrensweise einer studiengangsübergreifen-
den Regelung bedürfen. In der Rahmenstudien- und -prüfungs-
ordnung sind Regelungen über das Verfahren vorzusehen, nach 
dem erbrachte Leistungen und vorhandene Kompetenzen bei 
Studiengangs- oder Hochschulwechseln angerechnet werden, 
soweit keine wesentlichen Unterschiede entgegenstehen. Ein-
zelheiten zum jeweiligen Studiengang regelt die Hochschule in 
der betreffenden Studienordnung oder Prüfungsordnung.

(2) Die Prüfungsordnungen müssen insbesondere regeln
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fachlichen Zusatz geführt werden; eine gleichzeitige Führung 
der Abkürzungen „Ph.D.“ und „Dr.“ ist nicht zulässig.“

c)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 6 und 7.
31.	Nach § 36 wird folgender § 36a eingefügt:

„§ 36a
Reglementierte Studiengänge

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten für reglementierte 
Studiengänge, soweit dies mit den Vorgaben staatlicher oder 
kirchlicher Rechtsvorschriften und den Besonderheiten des Stu-
diengangs vereinbar ist.“

32.	§ 43 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Nummer 5 wird der abschließende Punkt durch ein 
Komma ersetzt.

bb)	Es wird folgende Nummer 6 angefügt:
„6.	 die Lehrbeauftragten und die gastweise tätigen 

Lehrkräfte.“
b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Haben Lehrbeauftragte an mehreren Berliner Hoch-
schulen Lehraufträge, so müssen sie erklären, an welcher 
Hochschule sie ihre Mitgliedschaftsrechte ausüben.“

33.	§ 45 Absatz 1 Nummer 1 und 2 wird wie folgt gefasst:
„1.	 die Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen (Profes

soren und Professorinnen, Juniorprofessoren und Juniorpro-
fessorinnen), auch während der Zeit der hauptberuflichen 
Ausübung eines Amtes in der Hochschulleitung und wäh-
rend der Beurlaubung zur Ausübung wissenschaftlicher oder 
künstlerischer Tätigkeiten im öffentlichen Interesse, die au-
ßerplanmäßigen Professoren und Professorinnen, die Hono-
rarprofessoren und Honorarprofessorinnen, die Hochschul-
dozenten und Hochschuldozentinnen, die Privatdozenten 
und Privatdozentinnen sowie die Gastprofessoren und Gast-
professorinnen,

2.	 die akademischen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (wis-
senschaftliche und künstlerische Mitarbeiter und Mitarbeite-
rinnen, Lehrkräfte für besondere Aufgaben, die Lehrbeauf-
tragten und die gastweise tätigen Lehrkräfte, soweit diese 
nicht der Gruppe nach Nummer 1 zugeordnet sind),“

34.	§ 48 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Vertreter und Vertreterinnen der Mitgliedergruppen 

in den Kollegialorganen werden jeweils nur von den Angehöri-
gen ihrer Gruppe gewählt. Die Honorarprofessoren und Hono-
rarprofessorinnen, die außerplanmäßigen Professoren und Pro-
fessorinnen, die Privatdozenten und Privatdozentinnen, die 
emeritierten Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen haben 
nur aktives Wahlrecht; Gleiches gilt für die Lehrbeauftragten 
und die gastweise tätigen Lehrkräfte an den Universitäten mit 
Ausnahme der Universität der Künste.“

35.	§ 52 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Die Grundordnung kann vorsehen, dass mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Mitglieder des für die Wahl zuständigen Gre-
miums nach Anhörung des Kuratoriums eine Abwahl erfolgen 
kann.“

36.	§ 55 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 4 wird der abschließende Punkt durch ein Kom-

ma ersetzt.
b)	 Es wird folgende Nummer 5 angefügt:

„5.	 soweit in der Grundordnung eine Abwahl vorgesehen 
ist, in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 und in den Fäl-
len, in denen die Fortdauer eines Beamtenverhältnisses 
neben dem Beamtenverhältnis auf Zeit als Leiter oder 
Leiterin der Hochschule angeordnet wurde, mit Ablauf 

28.	§ 34 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Auf Grund von Hochschulprüfungen, mit denen ein 
erster berufsqualifizierender Hochschulabschluss erworben 
wird, verleiht die Hochschule den Bachelorgrad. Auf Grund 
von Hochschulprüfungen, mit denen ein weiterer berufsqua-
lifizierender Hochschulabschluss erworben wird, verleiht 
die Hochschule den Mastergrad. In anderen als Bachelor- 
und Masterstudiengängen sieht die Hochschule andere Ab-
schlussbezeichnungen vor.“

b)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Urkunden, mit denen ein Hochschulgrad verliehen 

wird, werden mit einer in deutscher und englischer Sprache 
verfassten Anlage verbunden, die den Hochschulgrad insbe-
sondere im Hinblick auf die erworbenen Kompetenzen er-
läutert (Diploma Supplement). Neben der nach § 33 Absatz 
2 Satz 2 gebildeten Note ist auch eine relative Note entspre-
chend den Standards des European Credit Transfer and 
Accumulation System (ECTS-Note) anzugeben. Für künst-
lerische Studiengänge kann die für Hochschulen zuständige 
Senatsverwaltung Ausnahmen von Satz 2 zulassen.“

29.	Nach § 34a wird folgender § 34b eingefügt:

„§ 34b
Gleichwertigkeit ausländischer Hochschulabschlüsse

Ein ausländischer Hochschulabschluss steht im Anwendungs-
bereich dieses Gesetzes einem an einer Hochschule im Land 
Berlin erworbenen Abschluss gleich, wenn die damit nachge-
wiesenen Kompetenzen dem Abschluss einer Hochschule im 
Land Berlin entsprechen. § 34a bleibt unberührt.“

30.	§ 35 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Zulassung zur Promotion setzt den erfolgreichen 
Abschluss eines Masterstudiengangs einer Universität oder 
einer Fachhochschule oder einen vom Niveau vergleichba-
ren Hochschulabschluss voraus. Die Promotionsordnungen 
unterscheiden dabei nicht zwischen den Hochschulabschlüs-
sen der beiden Hochschularten. Inhaber und Inhaberinnen 
eines Bachelorgrades können nach einem Eignungsfeststel-
lungsverfahren unmittelbar zur Promotion zugelassen wer-
den. Soweit einem Masterabschluss nicht ein grundständi-
ges Studium vorausgegangen ist, ist die Zulassung zur 
Promotion ebenfalls nur zulässig, wenn in einem solchen 
Verfahren die erforderliche Eignung nachgewiesen wurde. 
Die Universitäten sollen für ihre Doktoranden und Dokto-
randinnen Promotionsstudien von regelmäßig dreijähriger 
Dauer anbieten.“ 

b)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Fachhochschulabsol-

ventinnen“ die Wörter „mit einem Diplomabschluss“ 
eingefügt.

bb)	Satz 3 wird aufgehoben. 
c)	 Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt:

„(4) Professoren und Professorinnen an Fachhochschulen 
können an der Betreuung von Promovenden und Promoven-
dinnen beteiligt werden; sie können auch zu Gutachtern oder 
Gutachterinnen und Prüfern oder Prüferinnen im Promoti-
onsverfahren bestellt werden. In kooperativen Promotions-
verfahren wirken Universitäten und Fachhochschulen zu-
sammen.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird der neue Absatz 5. Ihm werden 
folgende Sätze angefügt: 
„Der Doktorgrad kann auch in der Form des „Doctor of Phi-
losophy (Ph.D.)“ verliehen werden. Der Grad „Doctor of Phi-
losophy“ kann auch in der Form der Abkürzung “Dr.” ohne 
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des Tages, an dem die Abwahl erfolgt ist. In den sonsti-
gen Fällen wird der Leiter oder die Leiterin der Hoch-
schule mit Ablauf des Tages, an dem die Abwahl erfolgt 
ist, von seiner oder ihrer Funktion abberufen; bis zum 
Ablauf der Amtszeit erhält der abberufene Leiter oder 
die abberufene Leiterin Versorgung nach § 66 Absatz 8 
des Gesetzes über die Versorgung der Beamtinnen und 
Beamten sowie der Richterinnen und Richter des Lan-
des Berlin. Die Zeit, für die eine Versorgung gewährt 
wird, wird nicht in die nach Absatz 5 Satz 2 geforderte 
Dienstzeit eingerechnet.“

37.	In § 57 Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „eine Abwahl ausge-
schlossen“ durch die Wörter „§ 52 Absatz 3 Satz 3 gilt entspre-
chend“ ersetzt.

38.	Dem § 87 Absatz 4 werden folgende Sätze angefügt:
„Kreditaufnahmen einschließlich Sonderfinanzierungen der 
Hochschulen für investive Zwecke sind unzulässig. Andere Kre-
dite sind nur zur kurzfristigen Sicherung der Liquidität (Be-
triebsmittelkredite) zulässig und bedürfen der Zustimmung der 
für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung und der Senats-
verwaltung für Finanzen.“

39.	§ 90 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Satzungen der Hochschule bedürfen der Bestätigung 
durch die Hochschulleitung. Darüber hinaus bedürfen die 
Grundordnung, die Rahmengebührensatzung, die Rahmen-
studien- und -prüfungsordnung, die Wahlordnungen, Dritt-
mittelsatzungen sowie Satzungen, die den Zugang zum Stu-
dium sowie die duale Ausbildung regeln, der Bestätigung 
der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung; eine 
nach anderen Rechtsvorschriften für das Satzungsgebungs-
verfahren vorgesehene Zuständigkeit der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung bleibt unberührt. Die Bestäti-
gung kann teilweise oder mit Auflagen erteilt werden; sie 
kann auch befristet werden. Das Verfahren der Bestätigung 
von Satzungen durch die Hochschulleitung regelt die Grund-
ordnung.“

b)	 Absatz 2 Satz 3 wird aufgehoben.
c)	 In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „sowie in § 31 Abs. 4“ 

gestrichen.
40.	§ 92 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Das hauptberuflich tätige wissenschaftliche und künstle-
rische Personal der Universitäten besteht aus den Professoren 
und Professorinnen, den Juniorprofessoren und Juniorprofesso-
rinnen, den Hochschuldozenten und Hochschuldozentinnen, den 
wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen sowie den Lehrkräften für besondere Aufgaben.“

41.	In § 93 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und Hochschuldo-
zenten und Hochschuldozentinnen sowie die zum wissenschaft-
lichen oder künstlerischen Personal gehörenden Beamten und 
Beamtinnen auf Zeit“ gestrichen.

42.	§ 95 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Hochschullehre-

rinnen“ das Komma und die Wörter „Hochschuldozenten 
und Hochschuldozentinnen, Oberassistenten und Oberassis-
tentinnen, Oberingenieure und Oberingenieurinnen oder 
wissenschaftliche und künstlerische Assistenten und Assis-
tentinnen“ gestrichen.

b)	 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 wird wie folgt gefasst:
„5. 	Inanspruchnahme von Elternzeit nach § 74 Absatz 3 des 

Landesbeamtengesetzes oder Beschäftigungsverbot 
nach den §§ 1, 2, 2a, 3 und 8 der Mutterschutzverord-
nung in der Fassung vom 3. November 1999 (GVBl. S. 
665), die zuletzt durch Artikel XII Nummer 13 des Ge-
setzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geändert wor-

den ist, in dem Umfang, in dem eine Erwerbstätigkeit 
jeweils nicht erfolgt ist.“

c)	 In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Hochschullehre-
rinnen“ das Komma und die Wörter „Hochschuldozenten 
und Hochschuldozentinnen, Oberassistenten und Oberassis-
tentinnen, Oberingenieure und Oberingenieurinnen oder für 
wissenschaftliche und künstlerische Assistenten und Assis-
tentinnen“ gestrichen.

d)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Dienstverhältnisse auf Zeit und befristete Arbeits-

verhältnisse von Hochschullehrern und Hochschullehrerin-
nen können bei Betreuung eines oder mehrerer Kinder unter 
18 Jahren unbeschadet anderer Vorschriften um bis zu zwei 
Jahre je Kind verlängert werden. Für Juniorprofessoren und 
Juniorprofessorinnen darf eine Verlängerungszeit von insge-
samt vier Jahren nicht überschritten werden.“

43.	§ 96 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 96
Didaktische Qualifikation und Lehrverpflichtung“

b)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
c)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Bedienstete, die hauptberuflich Aufgaben in der Leh-
re wahrnehmen, haben die Pflicht der didaktischen Fort- und 
Weiterbildung und werden hierbei von ihrer Hochschule un-
terstützt.“

44.	§ 99 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „Vor-, Zwischen- und 

Abschlussprüfungen“ durch das Wort „den“ ersetzt und 
nach dem Wort „Prüfungsordnungen“ die Wörter „vorgese-
henen Prüfungen“ eingefügt.

b)	 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 6 wird der abschließende Punkt durch ein 

Komma ersetzt.
bb)	Es wird folgende Nummer 7 angefügt:

„7.	 Unterstützung des Wissenstransfers.“
45.	§ 100 wird wie folgt geändert:

a)	 Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Bei der Besetzung von Stellen an Universitäten, deren Auf-
gabenschwerpunkt in der Lehre liegt, kommt der pädagogi-
schen Eignung besonderes Gewicht zu; ihr ist durch Nach-
weise über mehrjährige Erfahrungen in der Lehre oder über 
umfassende didaktische Fort- und Weiterbildung Rechnung 
zu tragen.“

b)	 Dem Absatz 5 wird folgender Satz angefügt:
„Den in Satz 1 genannten Qualifikationen stehen solche 
Weiterbildungen gleich, die von einer Ärztekammer, Zahn-
ärztekammer oder Tierärztekammer im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes als gleichwertig anerkannt worden sind.“

c)	 In Absatz 6 wird die Angabe „Vor dem 1. Januar 2010“ 
durch die Angabe „Bis zum 31. Dezember 2015“ ersetzt.

46.	In § 101 Absatz 5 Satz 1 werden nach dem Wort „Juniorprofes-
sorinnen“ die Wörter „sowie Hochschuldozenten und Hoch-
schuldozentinnen“ eingefügt.

47.	Dem § 102 wird folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) Zusagen nach Absatz 6 sollen mit der Verpflichtung ver-

bunden werden, dass der Professor oder die Professorin mindes-
tens für eine im Einzelfall zu bestimmende, angemessene Zeit 
an der Hochschule bleiben wird, es sei denn, dass dies wegen 
ihrer Geringfügigkeit nicht angezeigt ist. Für den Fall eines von 
dem Professor oder der Professorin zu vertretenden vorzeitigen 
Ausscheidens kann vereinbart werden, dass der Professor oder 
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die Professorin einen bestimmten Betrag an die Hochschule zu 
zahlen hat.“

48.	§ 102a wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 3 wird nach der Angabe „Satz 1“ die Angabe „und 

Absatz 5 Satz 2“ eingefügt.
b)	 Satz 6 wird aufgehoben.
c)	 Die bisherigen Sätze 7 und 8 werden wie folgt gefasst:

„Verlängerungen nach § 2 Absatz 1 Satz 3, Absatz 5 Satz 1 
Nummer 1 und 3 bis 5 des Wissenschaftszeitvertragsgeset-
zes vom 12. April 2007 (BGBl. I S. 506) bleiben hierbei 
außer Betracht. § 2 Absatz 3 Satz 1 des Wissenschaftszeit-
vertragsgesetzes gilt entsprechend.“

49.	§ 103 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Auch nach Ausscheiden aus der Hochschule oder bei 
Ruhen der Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis 
als Professor oder Professorin darf die akademische Be-
zeichnung „Professor“ oder „Professorin“ ohne Zusatz ge-
führt werden, wenn der Professor oder die Professorin seine 
oder ihre Tätigkeit mindestens fünf Jahre lang ausgeübt hat; 
unmittelbar vorangegangene Tätigkeiten als Professor oder 
Professorin an einer anderen Hochschule werden entspre-
chend angerechnet. Das Recht nach Satz 1 besteht nur, so-
fern nicht die Weiterführung aus Gründen, die bei einem 
Beamten oder einer Beamtin die Rücknahme der Ernennung 
zum Beamten oder zur Beamtin rechtfertigen würden, durch 
die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung untersagt 
wird.“

b)	 Absatz 3 wird aufgehoben.
50.	Die §§ 104 bis 107 werden aufgehoben.
51.	§ 108 wird wie folgt geändert:

a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Hochschuldozenten und Hochschuldozentinnen 

nehmen an Universitäten und Kunsthochschulen die ihrer 
Hochschule in Wissenschaft und Kunst, Forschung und Leh-
re jeweils obliegenden Aufgaben nach näherer Ausgestal-
tung ihres Dienstverhältnisses selbstständig wahr. Ihr Auf-
gabenschwerpunkt liegt in der Lehre. § 99 Absatz 2, 4 und 5 
gilt entsprechend.“

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Hochschuldozenten“ 
die Wörter „und Hochschuldozentinnen“ eingefügt.

c)	 Es wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Hochschuldozenten und Hochschuldozentinnen wer-

den im Angestelltenverhältnis beschäftigt.“
52.	§ 109 wird aufgehoben.
53.	Nach § 110 wird folgender § 110a eingefügt:

„§ 110a
Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 

mit Aufgabenschwerpunkt in der Lehre

(1) Wissenschaftlichen Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen mit 
Aufgabenschwerpunkt in der Lehre obliegen wissenschaftliche 
Dienstleistungen nach § 110 Absatz 3 mit der Maßgabe, dass 
diese überwiegend in der Lehre wahrgenommen werden.

(2) Einstellungsvoraussetzung der wissenschaftlichen Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen mit Aufgabenschwerpunkt in der 
Lehre ist ein abgeschlossenes Hochschulstudium in der betref-
fenden Fachrichtung und pädagogische Eignung sowie eine 
nach Abschluss des Hochschulstudiums ausgeübte mindestens 
dreijährige wissenschaftliche Tätigkeit, an Fachhochschulen 
und Kunsthochschulen auch eine sonst zur Vorbereitung auf die 
Aufgabenstellung geeignete Tätigkeit. 

(3) Wissenschaftliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit 
Aufgabenschwerpunkt in der Lehre werden im Angestelltenver-
hältnis beschäftigt.“

54.	Dem § 113 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:
„Gastprofessoren und Gastprofessorinnen sind während der 
Dauer ihrer Tätigkeit zur Führung der akademischen Bezeich-
nung „Professor“ oder „Professorin“ berechtigt.“

55.	Dem § 117 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
„Im Übrigen gilt § 103 Absatz 2 entsprechend.“

56.	§ 120 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „für jeweils ein Se-

mester“ durch die Wörter „jeweils für bis zu zwei Semester“ 
ersetzt.

b)	 Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Ein Lehrauftrag ist zu vergüten; dies gilt nicht, wenn der 
oder die Lehrbeauftragte nach Erteilung des Lehrauftrages 
auf eine Vergütung schriftlich verzichtet oder die durch den 
Lehrauftrag entstehende Belastung bei der Bemessung der 
Dienstaufgaben eines oder einer hauptberuflich im öffentli-
chen Dienst Tätigen entsprechend berücksichtigt wird.“

57.	§ 121 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „nach einem Studium von 
mindestens zwei Semestern“ gestrichen.

bb)	Die Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
„Die Einstellungsvoraussetzungen werden von der 
Hochschule geregelt. Bei der Besetzung von Stellen für 
studentische Hilfskräfte sollen bei gleicher Qualifikati-
on Männer und Frauen entsprechend ihrem Anteil an 
den Studenten und Studentinnen ihres jeweiligen Studi-
engangs berücksichtigt werden.“

b)	 Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben.
58.	§ 122 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Studien- und Prüfungsordnungen  für interne Studiengän-
ge sowie für andere Studiengänge, die eine Laufbahnbefähigung 
vermitteln, bedürfen der Bestätigung der jeweils für die Ord-
nung der Laufbahn zuständigen obersten Dienstbehörde. Soweit 
die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung Regelungen enthält, 
die Studiengänge nach Satz 1 betreffen, erfolgt die Bestätigung 
der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung nach § 90 
Absatz 1 im Einvernehmen mit der jeweils für die Ordnung der 
Laufbahn zuständigen obersten Dienstbehörde. Die Bestätigung 
erstreckt sich jeweils auf die Recht- und Zweckmäßigkeit. Be-
amtenrechtliche Vorschriften bleiben unberührt.“

59.	§ 123 wird wie folgt gefasst:

„§ 123
Staatliche Anerkennung von Hochschulen

(1) Eine Hochschule, die nicht in der Trägerschaft des Landes 
Berlin steht, bedarf der staatlichen Anerkennung der für Hoch-
schulen zuständigen Senatsverwaltung, soweit sich nicht aus 
den §§ 124 und 124a etwas anderes ergibt. 

(2) Die staatliche Anerkennung kann erfolgen, wenn gewähr-
leistet ist, dass
1.	 in der Einrichtung die Freiheit der Kunst und Wissenschaft, 

der Forschung und Lehre im Rahmen des Zwecks und der 
wirtschaftlichen Interessen des Trägers gewährleistet ist,

2.	 die Einrichtung sinngemäß die in § 4 Absatz 1 und 2 genann-
ten Aufgaben wahrnimmt,

3.	 das Studium an den Zielen nach § 21 ausgerichtet ist,
4.	 eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufein-

ander folgenden Studiengängen vorhanden oder im Rahmen 
einer Ausbauplanung vorgesehen ist; dies gilt nicht, soweit 
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innerhalb eines Faches die Einrichtung einer Mehrzahl von 
Studiengängen durch die wissenschaftliche oder künstleri-
sche Entwicklung oder die Bedürfnisse der beruflichen Pra-
xis nicht nahegelegt wird,

5.	 das Studium und die Abschlüsse den in diesem Gesetz ins-
besondere in § 22 genannten Grundsätzen sowie den aner-
kannten Qualitätsstandards entsprechen,

6.	 die Lehraufgaben mindestens zur Hälfte von hauptberuflich 
Lehrenden der Hochschule wahrgenommen werden, die die 
Einstellungsvoraussetzungen nach den §§ 100 oder 102a er-
füllen, 

7.	 die Angehörigen der Hochschule an der Gestaltung des Stu-
diums und an der akademischen Selbstverwaltung in sinnge-
mäßer Anwendung der für staatliche Hochschulen geltenden 
Grundsätze im Rahmen des Zwecks und der wirtschaftli-
chen Interessen des Trägers mitwirken können,

8.	 die wirtschaftliche Stellung der Beschäftigten mit wissen-
schaftlichen oder künstlerischen Aufgaben im Wesentlichen 
mindestens der vergleichbarer Beschäftigter an staatlichen 
Hochschulen entspricht. 

Die staatliche Anerkennung darf nur erteilt werden, wenn ge-
währleistet ist, dass 
1.	 der Träger der Hochschule eine juristische Person ist, deren 

Zweck ausschließlich oder ganz überwiegend der Betrieb 
einer oder mehrerer staatlich anerkannter privater Hoch-
schulen ist,

2.	 nach den Planungsunterlagen
a)	 die Hochschule ordnungsgemäß entsprechend ihrer Auf-

gabenstellung betrieben werden kann,
b)	 die Finanzierung der Hochschule sicher gestellt ist,
c)	 die vorhandenen Studenten und Studentinnen bei einer 

Einstellung des Lehrbetriebs der Hochschule das Studi-
um beenden können,

3.	 die den Träger maßgeblich prägenden natürlichen Personen 
die freiheitliche demokratische Grundordnung achten und 
die für den Betrieb einer Hochschule erforderliche Sachkun-
de und Zuverlässigkeit aufweisen.

(3) Die staatliche Anerkennung der Hochschule ist in der Re-
gel zu befristen und für bestimmte Studiengänge zu erteilen. Die 
für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann vor der Ent-
scheidung über die staatliche Anerkennung verlangen, dass eine 
gutachtliche Stellungnahme einer von der Senatsverwaltung be-
stimmten sachverständigen Institution vorgelegt wird, in der das 
eingereichte Konzept im Hinblick auf die Qualität des Studien-
angebots und die Nachhaltigkeit der Organisation und Arbeitsfä-
higkeit der geplanten Hochschule bewertet wird. Die staatliche 
Anerkennung kann mit Auflagen versehen werden, die der Er-
füllung der Voraussetzungen von Absatz 2 dienen. Sie ist mit 
Auflagen zu versehen, die die beständige Qualität der Hoch-
schule und der Studiengänge sicher stellt. In Maßnahmen der 
Qualitätssicherung können sachverständige Dritte einbezogen 
werden.

(4) Nach Maßgabe der staatlichen Anerkennung erhält die 
Hochschule das Recht, Hochschulstudiengänge durchzuführen 
sowie Hochschulprüfungen abzunehmen und Hochschulgrade 
zu verleihen. Sie darf entsprechend ihrer staatlichen Anerken-
nung die Bezeichnung „Universität“, „Fachhochschule“, 
„Kunsthochschule“ oder „Hochschule“ allein oder in einer 
Wortverbindung oder eine entsprechende fremdsprachliche Be-
zeichnung führen. Abschlüsse staatlich anerkannter Hochschu-
len sind denen gleichwertig, die an staatlichen Hochschulen 
verliehen werden. Die Anerkennung begründet keinen Anspruch 
auf einen Zuschuss des Landes Berlin.

(5) Die Einrichtung weiterer Studiengänge, die Änderung 
oder Aufhebung von Studiengängen, die Übertragung oder Auf-
hebung des Promotionsrechts sowie die Einrichtung oder Schlie-

ßung von Zweigstellen bedarf der Änderung der staatlichen An-
erkennung. Dabei ist zu prüfen, ob die Voraussetzungen nach 
Absatz 2 vorliegen. 

(6) Staatlich anerkannte Hochschulen dürfen für ihre wissen-
schaftlichen und künstlerischen Aufgaben mit Zustimmung der 
für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung auch andere 
Personalkategorien einrichten als die in § 92 genannten und ih-
rem auf dieser Grundlage beschäftigten Personal die Führung 
der entsprechenden Hochschultitel oder Hochschultätigkeitsbe-
zeichnungen gestatten. Die Beschäftigung hauptberuflichen Per-
sonals bedarf der Zustimmung der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung, soweit dieses Aufgaben wahrnimmt, die an 
staatlichen Hochschulen von Hochschullehrern und Hochschul-
lehrerinnen wahrgenommen werden. Diese Beschäftigten müs-
sen die Einstellungsvoraussetzungen nach den §§ 100 oder 102a 
erfüllen. Mit der Aufnahme ihrer Tätigkeit ist ihnen die Führung 
des Professorentitels gestattet, soweit die Zustimmung nach 
Satz 2 vorliegt. § 103 Absatz 2 gilt entsprechend. Für Lehrkräf-
te, die nach § 102a eingestellt werden, gilt § 102b Absatz 4 ent-
sprechend.

(7) Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann 
einer als Universität staatlich anerkannten Hochschule nach 
Maßgabe ihrer Fortentwicklung auf Antrag das Recht zur Pro-
motion verleihen, soweit an ihr für das betreffende Fachgebiet 
ein Studiengang geführt wird, der die Befähigung zur vertieften 
wissenschaftlichen Arbeit vermittelt, das Fach an der Hochschu-
le in der Forschung ausreichend breit vertreten ist und die struk-
turellen Voraussetzungen für ein den anerkannten Qualitätsstan-
dards entsprechendes Promotionsverfahren gewährleistet sind. 
Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann vor der 
Entscheidung nach Satz 1 verlangen, dass eine gutachtliche Stel-
lungnahme einer von der Senatsverwaltung bestimmten sach-
verständigen Institution vorgelegt wird, in der das mit dem An-
trag verfolgte Vorhaben entsprechend den Vorgaben nach Satz 1 
bewertet wird. Die Verleihung des Promotionsrechts kann mit 
Auflagen versehen werden. Sie ist mit Auflagen zu versehen, die 
die beständige Qualität des Promotionsverfahrens sichern sol-
len, und auf mindestens fünf, jedoch nicht mehr als zehn Jahre 
zu befristen. 

(8) Für staatlich anerkannte Hochschulen gelten die §§ 3, 8a, 
10 und 11 sowie die Vorschriften des Dritten Abschnitts mit 
Ausnahme der §§ 26, 28, 29 und 31 Absatz 1 und 2. Studien- 
und Prüfungsordnungen müssen auch den Anforderungen des 
§  31 Absatz 2 entsprechen. Grundordnungen sowie Studien-, 
Prüfungs-, Zugangs- und Promotionsordnungen staatlich aner-
kannter Hochschulen bedürfen der Genehmigung der für Hoch-
schulen zuständigen Senatsverwaltung. 

(9) Die staatlich anerkannten Hochschulen unterstehen der 
Rechtsaufsicht der für Hochschulen zuständigen Senatsverwal-
tung. Die §§ 10 bis 13 des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes 
gelten entsprechend.

(10) Für Hochschulen anderer Träger öffentlicher Verwaltung 
gelten Absatz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 3 bis 5 sowie die 
Absätze 4 bis 7 entsprechend. Absatz 8 Satz 1 gilt entsprechend, 
soweit keine anderweitigen Regelungen bestehen. Die Geneh-
migung von Grundordnungen sowie Studien-, Prüfungs-, Zu-
gangs- und Promotionsordnungen nach Absatz 8 Satz 2 erfolgt 
im Einvernehmen mit dem Träger. Absatz 9 gilt mit der Maßga-
be, dass die Aufsicht im Einvernehmen mit dem Träger ausgeübt 
wird.“

60.	Nach § 123 wird folgender § 123a eingefügt:

„§ 123a
Trägerwechsel, Verlust der Anerkennung

(1) Jeder Wechsel des Trägers einer staatlich anerkannten 
Hochschule und jede Änderung der Zusammensetzung der den 
Träger prägenden natürlichen oder juristischen Personen ist der 
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für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung unverzüglich 
anzuzeigen. Diese prüft, ob die Voraussetzungen für die Aner-
kennung weiterhin vorliegen. Ist dies nicht der Fall, kann die 
staatliche Anerkennung widerrufen werden. Die für Hochschu-
len zuständige Senatsverwaltung kann die staatliche Anerken-
nung mit der Bedingung verbinden, dass die staatliche Anerken-
nung bei einem Wechsel des Trägers oder der Änderung der 
Zusammensetzung des Trägers erlischt.

(2) Die staatliche Anerkennung kann widerrufen werden, 
wenn eine der Voraussetzungen nach § 123 Absatz 2 nicht gege-
ben war, später weggefallen ist oder eine Auflage nach § 123 
Absatz 3 Satz 2 nicht erfüllt wurde und dem Mangel trotz Bean-
standung innerhalb einer bestimmten Frist nicht abgeholfen 
wurde. Soweit die Hochschule nach erfolgtem Widerruf die vor-
handenen Studenten und Studentinnen zum Abschluss ihres Stu-
diums führt, erhält sie eine entsprechende Genehmigung, die zu 
befristen ist und mit Auflagen versehen werden kann. Ein An-
spruch auf Beendigung des Studiums gegen das Land Berlin 
besteht nicht.

(3) Die staatliche Anerkennung erlischt, wenn die Hochschule 
nicht innerhalb einer von der für Hochschulen zuständigen Se-
natsverwaltung zu bestimmenden Frist den Studienbetrieb auf-
nimmt oder wenn der Studienbetrieb ein Jahr geruht hat.“

61.	§ 124 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Evangelische Fach
hochschule Berlin“ durch die Wörter „Evangelische 
Hochschule Berlin“ ersetzt und die Wörter „für Sozial-
arbeit und Sozialpädagogik“ gestrichen.

bb)	In Satz 2 wird die Angabe „Berlin-Brandenburg“ durch 
die Angabe „Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlau-
sitz“ ersetzt.

cc)	 In Satz 3 werden die Angabe „Abs. 1 und 6 sowie §§ 2 
bis 7 des Privatschulgesetzes“ durch die Angabe „Ab-
satz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Absatz 6“ und 
das Wort „Fachhochschule“ durch das Wort „Hochschu-
le“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden die Wörter „Katholische Fachhoch-

schule Berlin“ durch die Wörter „Katholische Hoch-
schule für Sozialwesen Berlin“ ersetzt und die Wörter 
„für Sozialarbeit und Sozialpädagogik“ gestrichen.

bb)	In Satz 2 werden die Angabe „Abs. 1 und 6 sowie §§ 2 
bis 7 des Privatschulgesetzes“ durch die Angabe „Ab-
satz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 bis 3 und Absatz 6“ und 
das Wort „Fachhochschule“ durch die Wörter „Hoch-
schule für Sozialwesen“ ersetzt.

c)	 Es werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:
„(4) Für die Qualitätssicherung von Studiengängen an den 

kirchlichen Hochschulen gilt § 8a, für den Zugang zum Stu-
dium gelten die §§ 10 und 11, für das Studium und die Prü-
fung die Vorschriften des Dritten Abschnitts mit Ausnahme 
der §§ 26, 28 und 29. § 31 gilt mit der Maßgabe, dass die 
kirchlichen Hochschulen nicht verpflichtet sind, Rahmen-
studien- und -prüfungsordnungen zu erlassen. In der Grund-
ordnung der kirchlichen Hochschulen sind die Organisation 
der Hochschule, die korporativen Rechte und Pflichten ihrer 
Mitglieder und die Verfahren in den Gremien zu regeln.

(5) Die kirchlichen Hochschulen unterstehen der Rechts-
aufsicht der für Hochschulen zuständigen Senatsverwal-
tung, soweit sie Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen. 
Rahmenstudien- und -prüfungsordnungen und Zugangssat-
zungen sind der für Hochschulen zuständigen Senatsverwal-
tung vorzulegen. Hat eine Hochschule keine Rahmenstudi-
en- und -prüfungsordnung erlassen, sind die Studien- und 
Prüfungsordnungen von der für Hochschulen zuständigen 

Senatsverwaltung zu bestätigen. Kirchliche Aufsichtsrechte 
bleiben unberührt.“

62.	Nach § 124 wird folgender § 124a eingefügt: 

„§ 124a
Sonstige Einrichtungen

(1) Eine staatliche oder staatlich anerkannte oder staatlich ge-
nehmigte Hochschule eines anderen Staates oder eines anderen 
Landes der Bundesrepublik Deutschland darf nach dem Recht 
des Sitzlandes unter dem Namen der Hochschule Hochschulstu-
diengänge durchführen, Hochschulprüfungen abnehmen und 
Hochschulgrade verleihen. Hochschulen nach Satz 1 sind ver-
pflichtet, im Geschäftsverkehr neben ihrem Namen und der 
Rechtsform auch stets ihr Sitzland zu nennen. Werden Studien-
gänge von Hochschulen nach Satz 1 in Kooperation mit einer 
Einrichtung durchgeführt, die selbst nicht Hochschule ist, ist 
von den für die Einrichtung handelnden Personen im geschäftli-
chen Verkehr bei allen im Zusammenhang mit diesen Studien-
gängen stehenden Handlungen darauf hinzuweisen, dass die 
Studiengänge nicht von der Einrichtung angeboten werden.

(2) Die Aufnahme einer Tätigkeit nach Absatz 1 ist der für 
Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung anzuzeigen. Die für 
Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann von Einrich-
tungen nach Absatz 1 Satz 1 und den für diese handelnden Per-
sonen im Einzelfall verlangen, innerhalb einer angemessenen 
Frist die Berechtigung der Einrichtung nach dem Recht des Sitz-
landes nachzuweisen oder danach erforderliche Akkreditie-
rungsnachweise vorzulegen.“

63.	§ 125 wird wie folgt gefasst:

„§ 125
Ordnungswidrigkeiten, Ordnungsmaßnahmen

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1.	 eine Einrichtung mit Sitz in Berlin errichtet oder betreibt 

oder die Errichtung oder das Betreiben einer solchen Ein-
richtung veranlasst, die die Bezeichnung „Universität“, 
„Hochschule“, „Fachhochschule“ oder „Kunsthochschule“ 
allein oder in einer Wortverbindung oder eine entsprechende 
fremdsprachliche Bezeichnung oder eine Bezeichnung 
führt, die diesen zum Verwechseln ähnlich ist, ohne dazu 
nach § 123 Absatz 4 Satz 2 berechtigt zu sein, oder wer eine 
Einrichtung ohne einen Sitz in Berlin betreibt, die im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes solche Handlungen begeht, 
ohne auf Grund des Rechts des Sitzlandes dieser Einrich-
tung dazu berechtigt zu sein, oder solche Handlungen veran-
lasst,

2.	 eine Einrichtung mit Sitz in Berlin errichtet oder betreibt 
oder die Errichtung oder das Betreiben einer solchen Ein-
richtung veranlasst, die Hochschulstudiengänge anbietet 
oder durchführt, Hochschulprüfungen abnimmt oder Hoch-
schulgrade verleiht, ohne dazu nach § 123 Absatz 4 Satz 1 
oder Absatz 7 Satz 1 befugt zu sein, 

3.	 veranlasst, dass eine Einrichtung mit Sitz in Berlin ohne die 
nach § 123 Absatz 5 Satz 1 erforderliche Änderung der staat-
lichen Anerkennung weitere Studiengänge einrichtet, Studi-
engänge ändert oder Zweigstellen einrichtet, 

4.	 Hochschultitel oder Hochschultätigkeitsbezeichnungen 
ohne die nach § 123 Absatz 6 Satz 1 erforderliche Zustim-
mung vergibt oder Bezeichnungen vergibt, die Hochschul-
graden, Hochschultiteln oder Hochschultätigkeitsbezeich-
nungen zum Verwechseln ähnlich sind, oder veranlasst, dass 
eine Einrichtung solche Handlungen vornimmt,

5.	 veranlasst, dass eine Einrichtung mit Sitz in Berlin ohne die 
nach § 123 Absatz 6 Satz 2 erforderliche Zustimmung 
hauptberufliches Personal beschäftigt, das Aufgaben wahr-
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nimmt, die an staatlichen Hochschulen von Hochschulleh-
rern und Hochschullehrerinnen wahrgenommen werden,

6.	 vollziehbare Auflagen der für Hochschulen zuständigen Se-
natsverwaltung nach § 123 Absatz 3 oder 7 nicht erfüllt oder 
als Mitglied des zuständigen Organs einer juristischen Per-
son deren Erfüllung nicht veranlasst,

7.	 es unterlässt, den nach § 124a Absatz 1 Satz 3 erforderlichen 
Hinweis zu geben,

8.	 es nach Aufforderung der für Hochschulen zuständigen Se-
natsverwaltung unterlässt, den nach § 124a Absatz 2 Satz 2 
erforderlichen Nachweis der Berechtigung der Einrichtung 
nach dem Recht des Sitzlandes, rechtzeitig und vollständig 
zu erbringen oder die danach erforderlichen Akkreditie-
rungsnachweise rechtzeitig und vollständig vorzulegen.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu einhun-
derttausend Euro geahndet werden.

(2) Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann 
die Unterlassung der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 genann-
ten Handlungen anordnen. Sie kann ferner die von den Bestim-
mungen der §§ 34, 34a, 35 dieses Gesetzes sowie § 6 des Geset-
zes zur Eingliederung der Berufsakademie Berlin in die 
Fachhochschule für Wirtschaft Berlin vom 2. Oktober 2003 
(GVBl. S. 490), das durch Nummer 62 der Anlage zum Gesetz 
vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) geändert worden ist, ab-
weichende Führung von Hochschulgraden, Hochschultiteln und 
Hochschultätigkeitsbezeichnungen untersagen.“

64.	§ 126 wird wie folgt gefasst:

„§ 126
Übergangsregelungen

(1) Die Anpassung von Satzungsbestimmungen an die Rege-
lungen des Artikels I des Gesetzes zur Modernisierung des 
Hochschulzugangs und zur Qualitätssicherung von Studium und 
Prüfung vom 20. Mai 2011 (GVBl. S. 194) richtet sich nach den 
folgenden Bestimmungen. Bestehende Rechte Dritter sind bei 
der Anpassung angemessen zu berücksichtigen.

(2) Die Hochschulen haben der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten 
des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes Satzungen zur Be-
stätigung vorzulegen, mit denen die dem in Absatz 1 Satz 1 be-
zeichneten Gesetz widersprechenden Regelungen der Grund-
ordnungen angepasst werden. Soweit die Hochschulen in ihren 
Grundordnungen nach Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 be-
zeichneten Gesetzes Abweichungen von den in § 7a genannten 
Vorschriften vornehmen, gilt im Hinblick auf diese Änderungen 
§ 7a mit der Maßgabe, dass für die Abweichung die Zustim-
mung des nach der geltenden Grundordnung vorgesehenen Ku-
ratoriums oder des nach der geltenden Grundordnung vorgese-
henen Hochschulrats erforderlich ist. § 137a gilt für die 
Änderungen nach Satz 2 entsprechend.

(3) Rahmenstudien- und -prüfungsordnungen gemäß § 31 
müssen spätestens ein Jahr nach Inkrafttreten des in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung zur Bestätigung vorgelegt werden. Soweit 
solche Satzungen bereits bestehen, gilt für die Anpassung Satz 1 
entsprechend. Spätestens ein Jahr nach der Bestätigung der Rah-
menstudien- und -prüfungsordnungen durch die für Hochschu-
len zuständige Senatsverwaltung sind auf deren Grundlage die 
Studien- und Prüfungsordnungen für die einzelnen Studiengän-
ge zu erlassen oder bestehende Studien- und Prüfungsordnungen 
anzupassen. Solange Rahmenstudien- und -prüfungsordnungen 
nicht bestehen, unterliegen der Erlass und die Änderung von 
Studienordnungen der Anzeigepflicht nach § 24 Absatz 4 und 
der Erlass und die Änderung von Prüfungsordnungen dem Be-
stätigungserfordernis gemäß § 31 Absatz 4, § 90 in der bis zum 
Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes gel-
tenden Fassung. Studium und Prüfung richten sich bis zur An-

passung der jeweiligen Regelungen nach den zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes er-
lassenen Studien- und Prüfungsordnungen, längstens jedoch bis 
zu dem in Satz 3 bezeichneten Zeitpunkt. 

(4) Dem in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetz widerspre-
chende Bestimmungen in anderen als den in den Absätzen 2 und 3 
genannten Satzungen sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes anzupassen.

(5) Diplom- und Magisterstudiengänge werden nicht mehr 
eingerichtet und weitergeführt. Über Ausnahmen entscheidet die 
für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung. Studenten und 
Studentinnen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 
1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes in einem Diplom- oder Magis-
terstudiengang eingeschrieben sind, führen ihr Studium nach 
den Bestimmungen des Berliner Hochschulgesetzes in der bis 
zum Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Gesetzes 
geltenden Fassung und den auf seiner Grundlage erlassenen Stu-
dien- und Prüfungsordnungen fort. Die Hochschulen legen fest, 
zu welchem Zeitpunkt in den vorhandenen Diplom- und Magis-
terstudiengängen letztmals die Abschlussprüfung abgelegt wer-
den kann; hierbei sind die Lebensumstände der betroffenen Stu-
denten und Studentinnen angemessen zu berücksichtigen. Nach 
Ablauf des Prüfungsverfahrens nach Satz 4 ist der jeweilige Stu-
diengang aufgehoben.

(6) Die auf der Grundlage der §§ 45 Absatz 1 und 48 Absatz 3 
in der bis zum Inkrafttreten des in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 
Gesetzes geltenden Fassung besetzten Gremien und Kommissi-
onen nehmen ihre Aufgaben bis zum Ablauf der Wahlperiode 
wahr. 

(7) § 55 Absatz 2 Nummer 5 gilt nicht für Leiter und Leiterin-
nen von Hochschulen, die vor Inkrafttreten des in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes gewählt wurden.

(8) Für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes vorhandenes beamtetes Personal 
nach §§ 104 und 106 gelten die Regelungen des Berliner Hoch-
schulgesetzes in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fassung; 
§ 95 Absatz 3 findet entsprechende Anwendung.

(9) Für zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Absatz 1 
Satz 1 bezeichneten Gesetzes vorhandenes Personal gilt § 103 
Absatz 1 und 2 in der bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Fas-
sung. Soweit Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen zu 
diesem Zeitpunkt bereits das Recht erworben hatten, nach Aus-
scheiden aus der Hochschule die Bezeichnung „Professor“ oder 
„Professorin“ weiterzuführen, bleibt dieses Recht unberührt.“

Artikel II
Änderung des Berliner 

Hochschulzulassungsgesetzes

Das Berliner Hochschulzulassungsgesetz in der Fassung vom 
18. Juni 2005 (GVBl. S. 393), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes 
vom 29. Oktober 2008 (GVBl. S. 310) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:
1.	 § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 4 wird der abschließende Punkt durch ein 

Komma ersetzt. 
bb)	Es wird folgende Nummer 5 angefügt: 

„5.	 Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt 
des Bewerbungsschlusses  noch minderjährig sind 
und ihren Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hoch-
schule bei einer für sie sorgeberechtigten Person ha-
ben.“

b)	 Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Als Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes wird das Ge-
biet der Länder Berlin und Brandenburg festgelegt.“
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2.	 § 7a wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „soziale“ ein Komma 
und das Wort „behinderungsbedingte“ eingefügt.

bb)	Es wird folgender Satz angefügt:
„Sie liegt auch vor, wenn einer Bewerberin oder einem 
Bewerber mit Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hoch-
schule aus gesundheitlichen, familiären, behinderungs-
bedingten oder sozialen Gründen ein Umzug an einen 
anderen Studienort nicht zugemutet werden kann und 
die Wartezeit zum gewünschten Studiengang im Land 
Berlin voraussichtlich länger als vier Semester umfassen 
würde.“

b)	 Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:
„(4) Studienplätze nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

werden nach dem Grad der Qualifikation vergeben.“
c)	 Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6.

3.	 § 8 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a)	 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)	Es werden folgende neue Nummern 5 und 6 eingefügt:
„5.	 nach Vorbildungen auf Grund des erfolgreichen Be-

suchs eines besonderen studienvorbereitenden Kur-
ses einer Schule oder Hochschule,

6.	 nach einer auf dem Niveau des europäischen Refe-
renzrahmens (mindestens C 1) nachgewiesenen bi-
lingualen Sprachkompetenz,“

bb)	Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 7.
cc)	Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 8 und in ihr die 

Angabe „Nummern 1 bis 5“ durch die Angabe „Num-
mern 1 bis 7“ ersetzt.

b)	 In Satz 4 wird die Angabe „Satz 1 Nr. 5“ durch die Angabe 
„Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.

c)	 In Satz 5 wird die Angabe „Satz 1 Nr. 1 bis 5“ durch die 
Angabe „Satz 1 Nummer 1 bis 7“ ersetzt.

4.	 In § 9 Absatz 1 Nummer 2 werden nach dem Wort „Bundesge-
biet“ die Wörter „oder in einem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union“ eingefügt.

5.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 10
Auswahlverfahren für konsekutive Masterstudiengänge“

b)	 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 werden vor dem Wort „Masterstudiengängen“ 

das Wort „konsekutiven“ eingefügt sowie nach dem 
Wort „Masterstudiengängen“ das Komma und die Wör-
ter „die keine weiterbildenden Studiengänge sind,“ ge-
strichen.

bb)	Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Bis zu 5 vom Hundert der zur Verfügung stehenden 
Studienplätze sollen für Bewerberinnen und Bewerber 
im Sinne des § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 vorgesehen 
werden.“

cc)	 In Satz 4 werden nach dem Wort „soziale“ ein Komma 
und das Wort „behinderungsbedingte“ eingefügt.

Artikel III
Änderung der Hochschulzulassungsverordnung

Die Hochschulzulassungsverordnung vom 19. Februar 2001 
(GVBl. S. 54), die zuletzt durch Artikel I der Verordnung vom 7. Juli 
2005 (GVBl. S. 402) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 In dem Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 11 wie folgt 
gefasst:
„§ 11 Auswahl nach einem Dienst auf Grund eines früheren Zu-

lassungsanspruchs“
2.	 § 7 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nummer 6 wird der abschließende Punkt durch ein Kom-
ma ersetzt.

b)	 Es wird folgende Nummer 7 angefügt:
„7.	 Minderjährige mit Wohnsitz im Einzugsgebiet der 

Hochschule bei einer sorgeberechtigten Person.“
3.	 § 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „mindestens“ durch die 
Wörter „in der Regel“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Nummer 2 wird der abschließende Punkt durch ein 

Komma ersetzt.
bb)	Es wird folgende Nummer 3 angefügt:

„3.	 mindestens 5 vom Hundert für die Auswahl von Be-
werberinnen und Bewerbern, die zum Zeitpunkt der 
Fristen nach § 3 Absatz 1 minderjährig sind und ih-
ren Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hochschule bei 
einer für sie sorgeberechtigten Person haben. Als 
sorgeberechtigt gelten auch Pflegepersonen und 
nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch ihnen gleichge-
stellte Personen.“

4.	 § 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 11
Auswahl nach einem Dienst auf Grund 
eines früheren Zulassungsanspruchs“

b)	 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:
„3.	 einen Jugendfreiwilligendienst im Sinne des Ju

gendfreiwilligendienstegesetzes vom 16. Mai 2008 
(BGBl. I S. 842) oder im Rahmen eines von der Bundes-
regierung geförderten Modellprojekts geleistet haben; 
§ 15 Absatz 2 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes gilt 
entsprechend,“

5.	 § 13 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „ § 8 Abs. 3 Nr. 5“ durch 

die Angabe „§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7“ ersetzt.
b)	 In Absatz 3 wird die Angabe „Absatz 1 Nr. 5“ durch die An-

gabe „§ 8 Absatz 3 Satz 1 Nummer 7 des Berliner Hoch-
schulzulassungsgesetzes“ ersetzt.

6.	 In § 16 wird folgender Satz 3 eingefügt:
„Sie liegt auch vor, wenn einer Bewerberin oder einem Bewer-
ber mit Wohnsitz im Einzugsgebiet der Hochschule aus gesund-
heitlichen, familiären, behinderungsbedingten oder sozialen 
Gründen die Aufnahme eines Studiums an einem anderen Studi-
enort als im Land Berlin nicht zugemutet werden kann und die 
Wartezeit zum gewünschten Studiengang länger als vier Semes-
ter dauern würde.“

Artikel IV
Änderung der Studierendendatenverordnung

In § 1 der Studierendendatenverordnung vom 9. November 2005 
(GVBl. S. 720) werden nach Buchstabe G Nummer 42 folgende An-
gaben angefügt:
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„H  Teilzeitstudium 43. Gründe für das Teilzeitstudium, Umfang 
des Teilzeitstudiums sowie Angaben, die 
zur Durchführung des Teilzeitstudiums 
erforderlich sind.“

Artikel V
Änderung des Gesetzes zur Eingliederung der 
Berufsakademie Berlin in die Fachhochschule 

für Wirtschaft Berlin

In § 1 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Eingliederung der Berufs-
akademie Berlin in die Fachhochschule für Wirtschaft Berlin vom 
2. Oktober 2003 (GVBl. S. 490), das durch Nummer 62 der Anlage 
zu Artikel I § 1 des Gesetzes vom 22. Oktober 2008 (GVBl. S. 294) 
geändert worden ist, werden die Wörter „und führt die Bezeichnung 
„Berufsakademie in der Fachhochschule für Wirtschaft“ “ gestri-
chen.

Artikel VI
Änderung des Schulgesetzes

§ 61 Absatz 2 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. 
S. 26), das zuletzt durch Artikel XIII des Gesetzes vom 15. Dezem-
ber 2010 (GVBl. S. 560) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel VII
Änderung der Kunsthochschulzugangs- 

verordnung

§ 1 der Kunsthochschulzugangsverordnung vom 23. Juni 1992 
(GVBl. S. 214), die zuletzt durch Verordnung vom 22. Februar 2006 
(GVBl. S. 214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In Absatz 1 Nummer 1 und 2 werden die Wörter „die allgemeine 

Hochschulreife“ jeweils durch die Wörter „eine Hochschulzu-
gangsberechtigung nach §§ 10 oder 11 des Berliner Hochschul-
gesetzes“ ersetzt.

2.	 In Absatz 2 werden die Wörter „allgemeine Hochschulreife“ 
durch die Wörter „eine Hochschulzugangsberechtigung nach 
§§ 10 oder 11 des Berliner Hochschulgesetzes“ ersetzt.

Artikel VIII
Änderung der Verordnung über die Ausbildung 

und Prüfung für den gehobenen Verwaltungsdienst 
an Justizvollzugsanstalten

§ 1 Nummer 2 Buchstabe c der Verordnung über die Ausbildung 
und Prüfung für den gehobenen Verwaltungsdienst an Justizvoll-
zugsanstalten vom 12. August 1992 (GVBl. S. 259), die zuletzt 
durch Artikel VIII des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:
„c)	die Hochschulzugangsberechtigung für beruflich Qualifizierte 

nach § 11 des Berliner Hochschulgesetzes besitzt,“

Artikel IX
Neubekanntmachung des 

Berliner Hochschulgesetzes

Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung wird ermäch-
tigt, das Berliner Hochschulgesetz in der vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes an geltenden Fassung im Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Berlin bekannt zu machen.

Artikel X
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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des Gesetzes vom 3. Juni 2010 (GVBl. S. 285) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„(1) die Ordnungsaufgaben der Zentralen Aufnahmeeinrichtung 
für Asylbewerberinnen und Asylbewerber nach dem Asylverfah-
rensgesetz, die Ordnungsaufgaben der Zentralen Aufnahmeeinrich-
tung für unerlaubt eingereiste Ausländerinnen und Ausländer nach 
dem Aufenthaltsgesetz, die Ordnungsaufgaben nach dem 
Aufenthaltsgesetz bei Aufnahme von Ausländerinnen und Auslän-
dern nach § 23 Absatz 2 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes, die Ord-
nungsaufgaben bei Obdachlosigkeit von Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern sowie nach den §§ 15a, 22, 23 oder § 24 des Aufent-
haltsgesetzes aufgenommenen Ausländerinnen und Ausländern; die 
Ordnungsaufgaben bei Obdachlosigkeit von Ausländerinnen und 
Ausländern, die als Opfer von Menschenhandel in entsprechenden 
Strafverfahren als Zeuginnen und Zeugen aussagen sollen, sowie 
gegebenenfalls der mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
minderjährigen Kinder; die Ordnungsaufgaben zur Sicherung des 
Betriebes von Unterkünften für die vorstehend genannten Personen-
kreise, soweit nicht die für Jugend und Familie zuständige Senats-
verwaltung (Nr. 6) zuständig ist;“

Artikel III
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Allgemeinen Zuständigkeitsgesetzes

Nummer 14 Absatz 16 der Anlage zu § 4 Absatz 1 Satz 1 des All-
gemeinen Zuständigkeitsgesetzes in der Fassung vom 22. Juli 1996 
(GVBl. S. 302, 472), das zuletzt durch Artikel VII des Gesetzes vom 
15. Dezember 2010 (GVBl. S. 560) und durch Artikel II des Geset-
zes vom 15. Dezember 2010 (GVBl. S. 557) geändert worden ist, 
wird wie folgt gefasst:

„(16) Errichtung, Betrieb, Belegung und Schließung von Erstauf-
nahmeeinrichtungen und Gemeinschaftsunterkünften sowie Be
schaffung von Heim- und Wohnplätzen für Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber sowie Ausländerinnen und Ausländer, die nach den 
§§ 15a, 22, 23 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes aufgenommen 
worden sind, durch Verträge mit Dritten; Leistungen an den Per
sonenkreis nach den §§ 22, 23 oder § 24 des Aufenthaltsgesetzes im 
Rahmen der Erstversorgung; Leistungen an Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber; Leistungen an ehemalige Asylbewerberinnen und 
Asylbewerber nach rechtskräftiger Ablehnung des Asylantrags wäh-
rend einer Übergangszeit; Leistungen an Ausländerinnen und Aus-
länder, die nach § 15a des Aufenthaltsgesetzes zu verteilen sind, bis 
zur Umsetzung der Verteilentscheidung; Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz an Personen, die sich in Abschie
bungshaft befinden; Leistungen an Ausländerinnen und Ausländer, 
die als Opfer von Menschenhandel in entsprechenden Strafverfah-
ren als Zeuginnen und Zeugen aussagen sollen, sowie gegebenen-
falls für die mit ihnen in häuslicher Gemeinschaft lebenden minder-
jährigen Kinder.“

Artikel II
Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Nummer 32 Absatz 1 der Anlage zu § 2 Absatz 4 Satz 1 des Allge-
meinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes in der Fassung vom 
11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), das zuletzt durch § 34 Absatz 2 

Gesetz
zur Änderung zuständigkeitsrechtlicher 

Vorschriften auf dem Gebiet des Sozialwesens
Vom 20. Mai 2011
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(3) Wird auf eine Vorauszahlung verzichtet, soll die zuständi-
ge Behörde eine Sicherheitsleistung verlangen.

(4) Die Frist zur Einleitung eines Kostenerstattungsverfahrens 
beträgt fünf Jahre. Die Frist beginnt mit Abschluss der Maßnah-
men oder der Ermittlung der erstattungspflichtigen Person. Der 
jeweils spätere Zeitpunkt ist maßgebend.

(5) Der Verantwortliche hat die Kosten nicht zu tragen, wenn 
er nachweisen kann, dass der Schaden oder die unmittelbare Ge-
fahr eines solchen
1.	 durch einen Dritten verursacht wurde, obwohl geeignete Si-

cherheitsvorkehrungen getroffen wurden, oder
2.	 auf die Befolgung von Verfügungen oder Anweisungen ei-

ner Behörde zurückzuführen ist, die nicht durch die eigene 
Tätigkeit des Verantwortlichen veranlasst wurden. Die Er-
stattung seiner Kosten kann er bei der Behörde beantragen, 
welche die Verfügung oder Anweisung erlassen hat. Der An-
spruch verjährt in fünf Jahren nach Abschluss der Maßnah-
men.

§ 8b
Kostenerhebungsfrist bei 

schädlichen Bodenveränderungen

Für sonstige Ansprüche auf Kostenerstattung, die einer Behörde 
infolge der Anwendung der Bodenschutzgesetze des Bundes oder 
des Landes Berlin zustehen, findet § 8a Absatz 4 entsprechende An-
wendung, soweit das Bundesrecht nichts anderes bestimmt.“

Artikel II
Änderung des Berliner Naturschutzgesetzes

Das Berliner Naturschutzgesetz in der Fassung vom 3. November 
2008 (GVBl. S. 378) wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht werden der Angabe zu § 43b die Wörter 

„und des Verantwortlichen“ angefügt.
2.	 Dem § 38 Absatz 3 wird folgende Nummer 5 angefügt:

„5.	 bei Schäden gemäß § 19 Absatz 1 des Bundesnaturschutzge-
setzes oder der unmittelbaren Gefahr solcher Schäden die 
zusätzlichen Aufgaben nach dem Umweltschadensgesetz zu 
erfüllen. Ist eine andere Behörde des Landes Berlin für die 
Gefahrenabwehr zuständig, so ist diese abweichend von 
Satz 1 auch für die Aufgaben nach dem Umweltschadensge-
setz zuständig, insbesondere
a)	 kraft zwingenden Sachzusammenhangs oder
b)	 wenn der Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr 

eines solchen dem betroffenen Umweltgut nach auch in 
die Zuständigkeit der anderen Behörde fällt und sie ihre 
Zuständigkeit im Einvernehmen mit der Behörde für 
Naturschutz und Landschaftspflege festgestellt hat.“

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des Berliner Bodenschutzgesetzes

Das Berliner Bodenschutzgesetz vom 24. Juni 2004 (GVBl. 
S. 250), das durch Artikel XV des Gesetzes vom 18. November 2009 
(GVBl. S. 674) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 8 folgende 

Angaben eingefügt:
„§ 8a	 Kosten im Anwendungsbereich des Umweltschadensge-

setzes
§ 8b	 Kostenerhebungsfrist bei schädlichen Bodenverände-

rungen“
2.	 § 5 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
b)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:

„(2) Findet das Umweltschadensgesetz gemäß § 1 des 
Umweltschadensgesetzes Anwendung bei einem Schaden 
gemäß § 2 Nummer 1 Buchstabe c des Umweltschadensge-
setzes oder einer unmittelbaren Gefahr eines solchen, so ist 
dafür die für den Bodenschutz zuständige Behörde zustän-
dig. Ist eine andere Behörde des Landes Berlin für die Ge-
fahrenabwehr zuständig, so ist diese abweichend von Satz 1 
auch für die Aufgaben nach dem Umweltschadensgesetz zu-
ständig, insbesondere
1.	 kraft zwingenden Sachzusammenhangs oder
2.	 wenn der Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr 

eines solchen dem betroffenen Umweltgut nach auch in 
die Zuständigkeit der anderen Behörde fällt und sie ihre 
Zuständigkeit im Einvernehmen mit der für Boden-
schutz zuständigen Behörde festgestellt hat.“

3.	 Nach § 8 werden die folgenden §§ 8a und 8b eingefügt:

„§ 8a
Kosten im Anwendungsbereich 
des Umweltschadensgesetzes

(1) Im Anwendungsbereich der §§ 3 und 13 des Umwelt
schadensgesetzes hat die zuständige Behörde bei einem Um
weltschaden gemäß § 2 Nummer 1 Buchstabe c des Umwelt
schadensgesetzes oder der unmittelbaren Gefahr eines solchen 
die ihr entstehenden Kosten gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Um-
weltschadensgesetzes von einem Verantwortlichen gemäß § 2 
Nummer 3 des Umweltschadensgesetzes zu erheben. Die Erhe-
bungspflicht entfällt, wenn die dazu erforderlichen Ausgaben 
über dem zu erstattenden Betrag liegen. Die Auswahl eines Stö-
rers wird durch die Sätze 1 und 2 nicht eingeschränkt.

(2) Die zuständige Behörde soll die voraussichtlichen Kosten 
ihrer Maßnahmen unter Fristsetzung im Voraus vom Verant-
wortlichen verlangen.

Berliner Gesetz
zur Ausführung des Umweltschadensgesetzes*

Vom 20. Mai 2011

*	 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2004/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanie-
rung von Umweltschäden (ABl. L 143 vom 30.4.2004, S. 56), die zuletzt durch Artikel 34 der Richtlinie 2009/31/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 114) geändert worden ist.
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bb)	Es wird folgender Satz angefügt:
„Soweit keine Meldepflicht nach Satz 1 besteht, hat die 
Unterrichtung nach § 4 des Umweltschadensgesetzes 
über einen Schaden gemäß § 90 Absatz 1 des Wasser-
haushaltsgesetzes oder die unmittelbare Gefahr eines 
solchen bei einer der in Satz 1 genannten Behörden zu 
erfolgen.“

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Ist durch das Aus- oder Auftreten wassergefähr

dender Stoffe die Verunreinigung oder sonstige nachteilige 
Veränderung eines Gewässers eingetreten oder zu besorgen, 
so hat die zuständige Behörde die zur Sanierung des Gewäs-
sers und des Bodens erforderlichen Anordnungen zu tref-
fen.“

3.	 § 71 wird wie folgt gefasst:

„§ 71
Kosten

(1) Für Maßnahmen der Gewässeraufsicht hat der Benutzer 
die Kosten zu tragen, wenn er sie durch eine unbefugte oder von 
festgesetzten Auflagen oder Bedingungen abweichende Gewäs-
serbenutzung veranlasst hat und die Kosten aus den allgemeinen 
Verwaltungskosten ausgesondert werden können.

(2) Wer zu Maßnahmen der Gewässeraufsicht nach § 23a Ab-
satz 3 Anlass gibt, hat auch die den Anordnungen vorausgehen-
den Ermittlungskosten zu tragen.

(3) Im Anwendungsbereich der §§ 3 und 13 des Um
weltschadensgesetzes hat die zuständige Behörde bei einem 
Schaden gemäß § 90 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes oder 
der unmittelbaren Gefahr eines solchen die ihr entstehenden 
Kosten gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Umweltschadensgesetzes 
von einem Verantwortlichen gemäß § 2 Nummer 3 des Umwelt-
schadensgesetzes zu erheben. Die Erhebungspflicht entfällt, 
wenn die dazu erforderlichen Ausgaben über dem zu erstatten-
den Betrag liegen. Die Auswahl eines Störers wird durch die 
Sätze 1 und 2 nicht eingeschränkt.

(4) Die zuständige Behörde soll im Anwendungsbereich der 
Absätze 1 bis 3 die voraussichtlichen Kosten ihrer Maßnahmen 
unter Fristsetzung im Voraus verlangen.

(5) Wird im Anwendungsbereich von Absatz 3 auf eine Vor-
auszahlung verzichtet, soll die zuständige Behörde eine Sicher-
heitsleistung verlangen.

(6) Die Frist zur Einleitung eines Kostenerstattungsverfahrens 
beträgt fünf Jahre. Die Frist beginnt mit Abschluss der Maßnah-
men oder der Ermittlung der erstattungspflichtigen Person. Der 
jeweils spätere Zeitpunkt ist maßgebend.

(7) Nach Absatz 3 hat der Verantwortliche die Kosten nicht zu 
tragen, wenn er nachweisen kann, dass der Schaden oder die 
unmittelbare Gefahr eines solchen
1.	 durch einen Dritten verursacht wurde, obwohl geeignete Si-

cherheitsvorkehrungen getroffen wurden, oder
2.	 auf die Befolgung von Verfügungen oder Anweisungen ei-

ner Behörde zurückzuführen ist, die nicht durch die eigene 
Tätigkeit des Verantwortlichen veranlasst wurden. Die Er-
stattung seiner Kosten kann er bei der Behörde beantragen, 
welche die Verfügung oder Anweisung erlassen hat. Der An-
spruch verjährt in fünf Jahren nach Abschluss der Maßnah-
men.“

4.	 § 85 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.

3.	 § 43b wird wie folgt geändert:
a)	 Der Überschrift werden die Wörter „und des Verantwortli-

chen“ angefügt.
b)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
c)	 Es werden die folgenden Absätze 2 bis 7 angefügt:

„(2) Im Anwendungsbereich der §§ 3 und 13 des Umwelt-
schadensgesetzes hat die zuständige Behörde bei einem 
Schaden gemäß § 19 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgeset-
zes oder der unmittelbaren Gefahr eines solchen die ihr ent-
stehenden Kosten gemäß § 9 Absatz 1 Satz 1 des Umwelt-
schadensgesetzes von einem Verantwortlichen gemäß § 2 
Nummer 3 des Umweltschadensgesetzes zu erheben. Die 
Erhebungspflicht entfällt, wenn die dazu erforderlichen 
Ausgaben über dem zu erstattenden Betrag liegen. Die Aus-
wahl eines Störers wird durch die Sätze 1 und 2 nicht einge-
schränkt.

(3) Die zuständige Behörde soll die voraussichtlichen 
Kosten ihrer Maßnahmen unter Fristsetzung im Voraus ver-
langen.

(4) Wird im Anwendungsbereich von Absatz 2 auf eine 
Vorauszahlung verzichtet, soll die zuständige Behörde eine 
Sicherheitsleistung verlangen.

(5) Die Frist zur Einleitung eines Kostenerstattungsver-
fahrens beträgt fünf Jahre. Die Frist beginnt mit Abschluss 
der Maßnahmen oder der Ermittlung der erstattungspflichti-
gen Person. Der jeweils spätere Zeitpunkt ist maßgebend.

(6) Nach Absatz 2 hat der Verantwortliche die Kosten 
nicht zu tragen, wenn er nachweisen kann, dass der Schaden 
gemäß § 19 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes oder 
die unmittelbare Gefahr eines solchen
1.	 durch einen Dritten verursacht wurde, obwohl geeignete 

Sicherheitsvorkehrungen getroffen wurden, oder
2.	 auf die Befolgung von Verfügungen oder Anweisungen 

einer Behörde zurückzuführen ist, die nicht durch die 
eigene Tätigkeit des Verantwortlichen veranlasst wur-
den. Die Erstattung seiner Kosten kann er bei der Behör-
de beantragen, welche die Verfügung oder Anweisung 
erlassen hat. Der Anspruch verjährt in fünf Jahren nach 
Abschluss der Maßnahmen.

(7) Absatz 6 gilt entsprechend für Absatz 1.“

Artikel III
Änderung des Berliner Wassergesetzes

Das Berliner Wassergesetz in der Fassung vom 17. Juni 2005 
(GVBl. S. 357, 2006 S. 248, 2007 S. 48), das zuletzt durch Gesetz 
vom 6. Juni 2008 (GVBl. S. 139) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:
1.	 In dem Inhaltsverzeichnis werden in der Angabe zu § 71 die 

Wörter „der Gewässeraufsicht“ gestrichen.
2.	 § 23a wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 wird das Wort „Verantwortliche“ durch das Wort 
„Störer“ ersetzt.

b)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa)	Satz 1 wird wie folgt geändert:

aaa)	 Die Wörter „der nächsten Polizeidienststelle“ 
werden durch die Wörter „einer Polizeidienststel-
le des Landes Berlin“ ersetzt.

bbb)	 Vor dem Wort „Feuerwehr“ wird das Wort „Berli-
ner“ eingefügt.

ccc)	 Die Wörter „die Kanalisation“ werden durch die 
Wörter „eine Entwässerungsleitung“ ersetzt.
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Dem vom 15. bis 21. Dezember 2010 unterzeichneten Fünfzehn-

ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag wird zugestimmt. Der Staats-
vertrag wird als Anlage zu diesem Gesetz veröffentlicht. 

§ 2
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 
(2) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012 außer Kraft, falls der 

Fünfzehnte Rundfunkänderungsstaatsvertrag nach seinem Artikel 7 
Absatz 2 Satz 3 gegenstandslos wird. Das Außerkrafttreten wird bis 
zum 31. Januar 2012 im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
bekannt gemacht.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zum Fünfzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag

Vom 20. Mai 2011

b)	 Es wird folgender Absatz 2 angefügt:
„(2) Findet das Umweltschadensgesetz gemäß § 1 des 

Umweltschadensgesetzes Anwendung bei einem Schaden 
gemäß § 90 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes oder der 
unmittelbaren Gefahr eines solchen Schadens, gilt insoweit 
Absatz 1. Ist eine andere Behörde des Landes Berlin für die 
Gefahrenabwehr zuständig, so ist diese abweichend von 
Satz 1 auch für die Aufgaben nach dem Umweltschadensge-
setz zuständig, insbesondere
1.	 kraft zwingenden Sachzusammenhangs oder
2.	 wenn der Umweltschaden oder die unmittelbare Gefahr 

eines solchen dem betroffenen Umweltgut nach auch in 
die Zuständigkeit der anderen Behörde fällt und sie ihre 
Zuständigkeit im Einvernehmen mit der nach Satz 1 zu-
ständigen Behörde festgestellt hat.“

Artikel IV
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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Vorliegen der Voraussetzungen für eine Befreiung oder Ermäßigung 
gemäß § 4 Absatz 7 Satz 2 im Zeitpunkt der Inanspruchnahme nach-
weist.

(4) Ein Rundfunkbeitrag ist nicht zu entrichten von Beitrags-
schuldnern, die aufgrund Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August 1964 
zu dem Wiener Übereinkommen vom 18. April 1961 über diploma-
tische Beziehungen (BGBl. 1964 II S. 957) oder entsprechender 
Rechtsvorschriften Vorrechte genießen.

§ 3
Wohnung

(1) Wohnung ist unabhängig von der Zahl der darin enthaltenen 
Räume jede ortsfeste, baulich abgeschlossene Raumeinheit, die 
1.	 zum Wohnen oder Schlafen geeignet ist oder genutzt wird und 
2.	 durch einen eigenen Eingang unmittelbar von einem Treppen-

haus, einem Vorraum oder von außen, nicht ausschließlich über 
eine andere Wohnung, betreten werden kann. 

Nicht ortsfeste Raumeinheiten gelten als Wohnung, wenn sie Woh-
nungen im Sinne des Melderechts sind. Nicht als Wohnung gelten 
Bauten nach § 3 des Bundeskleingartengesetzes. 

(2) Nicht als Wohnung gelten Raumeinheiten in folgenden Be-
triebsstätten: 
1.	 Raumeinheiten in Gemeinschaftsunterkünften, insbesondere 

Kasernen, Unterkünfte für Asylbewerber, Internate, 
2.	 Raumeinheiten, die der nicht dauerhaften heim- oder anstalts-

mäßigen Unterbringung dienen, insbesondere in Behinderten- 
und Pflegeheimen, 

3.	 Patientenzimmer in Krankenhäusern, 
4.	 Hafträume in Justizvollzugsanstalten und 
5.	 Raumeinheiten, die der vorübergehenden Unterbringung in Be-

herbergungsstätten dienen, insbesondere Hotel- und Gästezim-
mer, Ferienwohnungen, Unterkünfte in Seminar- und Schu-
lungszentren.

§ 4
Befreiungen von der Beitragspflicht, Ermäßigung 

(1) Von der Beitragspflicht nach § 2 Absatz 1 werden auf Antrag 
folgende natürliche Personen befreit:
1.	 Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Ka-

pitel des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches (Sozialhilfe) 
oder nach den §§ 27a oder 27d des Bundesversorgungsgesetzes, 

2.	 Empfänger von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung (Viertes Kapitel des Zwölften Buches des Sozialgesetz-
buches), 

das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1
Rundfunkbeitragsstaatsvertrag

Inhaltsverzeichnis
§ 1	 Zweck des Rundfunkbeitrags 
§ 2	 Rundfunkbeitrag im privaten Bereich 
§ 3	 Wohnung 
§ 4	 Befreiungen von der Beitragspflicht, Ermäßigung 
§ 5	 Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich 
§ 6	 Betriebsstätte, Beschäftigte 
§ 7	 Beginn und Ende der Beitragspflicht, Zahlungsweise, Ver-

jährung 
§ 8	 Anzeigepflicht 
§ 9	 Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung 
§ 10	 Beitragsgläubiger, Schickschuld, Erstattung, Vollstreckung 
§ 11	 Verwendung personenbezogener Daten 
§ 12	 Ordnungswidrigkeiten 
§ 13	 Revision zum Bundesverwaltungsgericht 
§ 14	 Übergangsbestimmungen 
§ 15	 Vertragsdauer, Kündigung

§ 1
Zweck des Rundfunkbeitrags

Der Rundfunkbeitrag dient der funktionsgerechten Finanzausstat-
tung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks im Sinne von § 12 Ab-
satz 1 des Rundfunkstaatsvertrages sowie der Finanzierung der Auf-
gaben nach § 40 des Rundfunkstaatsvertrages. 

§ 2
Rundfunkbeitrag im privaten Bereich 

(1) Im privaten Bereich ist für jede Wohnung von deren Inhaber 
(Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag zu entrichten. 

(2) Inhaber einer Wohnung ist jede volljährige Person, die die 
Wohnung selbst bewohnt. Als Inhaber wird jede Person vermutet, 
die 
1.	 dort nach dem Melderecht gemeldet ist oder 
2.	 im Mietvertrag für die Wohnung als Mieter genannt ist.

(3) Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner ent-
sprechend § 44 der Abgabenordnung. Die Landesrundfunkanstalt 
kann von einem anderen als dem bisher in Anspruch genommenen 
Beitragsschuldner für eine Wohnung für zurückliegende Zeiträume 
keinen oder nur einen ermäßigten Beitrag erheben, wenn dieser das 

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,

Anlage

Fünfzehnter Staatsvertrag
zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge 
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag)
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3.	 Empfänger von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II einschließ-
lich von Leistungen nach § 22 des Zweiten Buches des Sozial-
gesetzbuches, soweit nicht Zuschläge nach dessen § 24 gewährt 
werden, die die Höhe des Rundfunkbeitrages übersteigen, 

4.	 Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz, 

5.	 nicht bei den Eltern wohnende Empfänger von 
a)	 Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungsförde-

rungsgesetz, 
b)	 Berufsausbildungsbeihilfe nach den §§ 99, 100 Nr. 3 des 

Dritten Buches des Sozialgesetzbuches oder nach dem Vier-
ten Kapitel, Fünfter Abschnitt des Dritten Buches des Sozi-
algesetzbuches oder 

c)	 Ausbildungsgeld nach den §§ 104 ff. des Dritten Buches des 
Sozialgesetzbuches, 

6.	 Sonderfürsorgeberechtigte im Sinne des § 27e des Bundesver-
sorgungsgesetzes, 

7.	 Empfänger von Hilfe zur Pflege nach dem Siebten Kapitel des 
Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches oder von Hilfe zur 
Pflege als Leistung der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundes-
versorgungsgesetz oder von Pflegegeld nach landesgesetzlichen 
Vorschriften, 

8.	 Empfänger von Pflegezulagen nach § 267 Absatz 1 des Lasten-
ausgleichsgesetzes oder Personen, denen wegen Pflegebedürf-
tigkeit nach § 267 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 Buchstabe c des Lasten-
ausgleichsgesetzes ein Freibetrag zuerkannt wird, 

9.	 Volljährige, die im Rahmen einer Leistungsgewährung nach 
dem Achten Buch des Sozialgesetzbuches in einer stationären 
Einrichtung nach § 45 des Achten Buches des Sozialgesetzbu-
ches leben, und 

10.	taubblinde Menschen und Empfänger von Blindenhilfe nach 
§ 72 des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches. 

(2) Der Rundfunkbeitrag nach § 2 Absatz 1 wird auf Antrag für fol-
gende natürliche Personen auf ein Drittel ermäßigt:
1.	 blinde oder nicht nur vorübergehend wesentlich sehbehinderte 

Menschen mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 60 
vom Hundert allein wegen der Sehbehinderung, 

2.	 hörgeschädigte Menschen, die gehörlos sind oder denen eine 
ausreichende Verständigung über das Gehör auch mit Hörhilfen 
nicht möglich ist, und 

3.	 behinderte Menschen, deren Grad der Behinderung nicht nur vo-
rübergehend wenigstens 80 vom Hundert beträgt und die wegen 
ihres Leidens an öffentlichen Veranstaltungen ständig nicht teil-
nehmen können. 

Absatz 1 bleibt unberührt. 
(3) Die dem Antragsteller gewährte Befreiung oder Ermäßigung 

erstreckt sich innerhalb der Wohnung 
1.	 auf dessen Ehegatten, 
2.	 auf den eingetragenen Lebenspartner und 
3.	 auf die Wohnungsinhaber, die bei der Gewährung einer Sozial-

leistung nach Absatz 1 als Teil einer Einsatzgemeinschaft im 
Sinne des § 19 des Zwölften Buches des Sozialgesetzbuches be-
rücksichtigt worden sind. 

(4) Die Befreiung oder Ermäßigung beginnt mit dem Ersten des 
Monats, zu dem der Gültigkeitszeitraum des Bescheids beginnt, 
wenn der Antrag innerhalb von zwei Monaten nach dem Erstel-
lungsdatum des Bescheids nach Absatz 7 Satz 2 gestellt wird. Wird 
der Antrag erst zu einem späteren Zeitpunkt gestellt, so beginnt die 
Befreiung oder Ermäßigung mit dem Ersten des Monats, der der 
Antragstellung folgt. Die Befreiung oder Ermäßigung wird für die 
Gültigkeitsdauer des Bescheids befristet. Ist der Bescheid nach Ab-
satz 7 Satz 2 unbefristet, so kann die Befreiung oder Ermäßigung auf 
drei Jahre befristet werden, wenn eine Änderung der Umstände 
möglich ist, die dem Tatbestand zugrunde liegen. 

(5) Wird der Bescheid nach Absatz 7 Satz 2 unwirksam, zurück-
genommen oder widerrufen, so endet die Befreiung oder Ermäßi-
gung zum selben Zeitpunkt. Derartige Umstände sind vom Beitrags-
schuldner unverzüglich der zuständigen Landesrundfunkanstalt 
mitzuteilen. 

(6) Unbeschadet der Beitragsbefreiung nach Absatz 1 hat die Lan-
desrundfunkanstalt in besonderen Härtefällen auf gesonderten An-
trag von der Beitragspflicht zu befreien. Ein Härtefall liegt insbeson-
dere vor, wenn eine Sozialleistung nach Absatz 1 Nr. 1 bis 10 in 
einem durch die zuständige Behörde erlassenen Bescheid mit der 
Begründung versagt wurde, dass die Einkünfte die jeweilige Be-
darfsgrenze um weniger als die Höhe des Rundfunkbeitrags über-
schreiten. Absatz 4 gilt entsprechend.

(7) Der Antrag auf Befreiung oder Ermäßigung ist vom Beitrags-
schuldner schriftlich bei der zuständigen Landesrundfunkanstalt zu 
stellen. Die Voraussetzungen für die Befreiung oder Ermäßigung 
sind durch die entsprechende Bestätigung der Behörde oder des 
Leistungsträgers im Original oder durch den entsprechenden Be-
scheid im Original oder in beglaubigter Kopie nachzuweisen; im 
Falle des Absatzes 1 Nr. 10 1. Alternative genügt eine ärztliche Be-
scheinigung. Dabei sind auch die Namen der weiteren volljährigen 
Bewohner der Wohnung mitzuteilen.

§ 5
Rundfunkbeitrag im nicht privaten Bereich 

(1) Im nicht privaten Bereich ist für jede Betriebsstätte von deren 
Inhaber (Beitragsschuldner) ein Rundfunkbeitrag nach Maßgabe der 
folgenden Staffelung zu entrichten. Die Höhe des zu leistenden 
Rundfunkbeitrags bemisst sich nach der Zahl der neben dem Inhaber 
Beschäftigten und beträgt für eine Betriebsstätte
1.	 mit keinem oder bis acht Beschäftigten ein Drittel des Rund

funkbeitrags,
2.	 mit neun bis 19 Beschäftigten einen Rundfunkbeitrag, 
3.	 mit 20 bis 49 Beschäftigten zwei Rundfunkbeiträge, 
4.	 mit 50 bis 249 Beschäftigten fünf Rundfunkbeiträge, 
5.	 mit 250 bis 499 Beschäftigten zehn Rundfunkbeiträge, 
6.	 mit 500 bis 999 Beschäftigten 20 Rundfunkbeiträge, 
7.	 mit 1.000 bis 4.999 Beschäftigten 40 Rundfunkbeiträge, 
8.	 mit 5.000 bis 9.999 Beschäftigten 80 Rundfunkbeiträge, 
9.	 mit 10.000 bis 19.999 Beschäftigten 120 Rundfunkbeiträge und
10.	mit 20.000 oder mehr Beschäftigten 180 Rundfunkbeiträge. 

(2) Unbeschadet der Beitragspflicht für Betriebsstätten nach Ab-
satz 1 ist jeweils ein Drittel des Rundfunkbeitrags zu entrichten vom 
1.	 Inhaber einer Betriebsstätte für jedes darin befindliche Hotel- 

und Gästezimmer und für jede Ferienwohnung zur vorüberge-
henden entgeltlichen Beherbergung Dritter ab der zweiten 
Raumeinheit und 

2.	 Inhaber eines Kraftfahrzeugs (Beitragsschuldner) für jedes zuge-
lassene Kraftfahrzeug, das zu gewerblichen Zwecken oder einer 
anderen selbständigen Erwerbstätigkeit oder zu gemeinnützigen 
oder öffentlichen Zwecken des Inhabers genutzt wird; auf den 
Umfang der Nutzung zu diesen Zwecken kommt es nicht an; 
Kraftfahrzeuge sind Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und 
Omnibusse; ausgenommen sind Omnibusse, die für den öffentli-
chen Personennahverkehr nach § 2 des Gesetzes zur Regionali-
sierung des öffentlichen Personennahverkehrs eingesetzt werden.

Ein Rundfunkbeitrag nach Satz 1 Nr. 2 ist nicht zu entrichten für 
jeweils ein Kraftfahrzeug für jede beitragspflichtige Betriebsstätte 
des Inhabers. 

(3) Für jede Betriebsstätte folgender Einrichtungen gilt Absatz 1 
mit der Maßgabe, dass höchstens ein Rundfunkbeitrag zu entrichten 
ist: 
1.	 gemeinnützige Einrichtungen für behinderte Menschen, ins

besondere Heime, Ausbildungsstätten oder Werkstätten für be-
hinderte Menschen, 
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§ 7
Beginn und Ende der Beitragspflicht, 

Zahlungsweise, Verjährung 

(1) Die Pflicht zur Entrichtung des Rundfunkbeitrags beginnt mit 
dem Ersten des Monats, in dem der Beitragsschuldner erstmals die 
Wohnung, die Betriebsstätte oder das Kraftfahrzeug innehat. Das 
Innehaben eines Kraftfahrzeugs beginnt mit dem Ersten des Monats, 
in dem es auf den Beitragsschuldner zugelassen wird. 

(2) Die Beitragspflicht endet mit dem Ablauf des Monats, in dem 
das Innehaben der Wohnung, der Betriebsstätte oder des Kraftfahr-
zeugs durch den Beitragsschuldner endet, jedoch nicht vor dem Ab-
lauf des Monats, in dem dies der zuständigen Landesrundfunkanstalt 
angezeigt worden ist. Das Innehaben eines Kraftfahrzeugs endet mit 
dem Ablauf des Monats, in dem die Zulassung auf den Beitrags-
schuldner endet. 

(3) Der Rundfunkbeitrag ist monatlich geschuldet. Er ist in der 
Mitte eines Dreimonatszeitraums für jeweils drei Monate zu leisten.

(4) Die Verjährung der Beitragsforderung richtet sich nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über die regelmäßige 
Verjährung. 

§ 8
Anzeigepflicht 

(1) Das Innehaben einer Wohnung, einer Betriebsstätte oder eines 
beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs ist unverzüglich schriftlich der 
zuständigen Landesrundfunkanstalt anzuzeigen (Anmeldung); 
entsprechendes gilt für jede Änderung der Daten nach Absatz 4 (Än-
derungsmeldung). Eine Änderung der Anzahl der im Jahresdurch-
schnitt des vorangegangenen Kalenderjahres sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten nach Absatz 4 Nr. 7 ist jeweils bis zum 
31.  März eines Jahres anzuzeigen; diese Änderung wirkt ab dem 
1. April des jeweiligen Jahres. 

(2) Das Ende des Innehabens einer Wohnung, einer Betriebsstätte 
oder eines beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs ist der zuständigen 
Landesrundfunkanstalt unverzüglich schriftlich anzuzeigen (Ab-
meldung). 

(3) Die Anzeige eines Beitragsschuldners für eine Wohnung, eine 
Betriebsstätte oder ein Kraftfahrzeug wirkt auch für weitere anzei-
gepflichtige Beitragsschuldner, sofern sich für die Wohnung, die 
Betriebsstätte oder das Kraftfahrzeug keine Änderung der Beitrags-
pflicht ergibt. 

(4) Bei der Anzeige hat der Beitragsschuldner der zuständigen 
Landesrundfunkanstalt folgende, im Einzelfall erforderliche Daten 
mitzuteilen und auf Verlangen nachzuweisen: 
1.	 Vor- und Familienname sowie frühere Namen, unter denen eine 

Anmeldung bestand, 
2.	 Tag der Geburt, 
3.	 Vor- und Familienname oder Firma und Anschrift des Beitrags-

schuldners und seines gesetzlichen Vertreters, 
4.	 gegenwärtige Anschrift jeder Betriebsstätte und jeder Wohnung, 

einschließlich aller vorhandenen Angaben zur Lage der Woh-
nung, 

5.	 letzte der Landesrundfunkanstalt gemeldete Anschrift des Bei-
tragsschuldners, 

6.	 vollständige Bezeichnung des Inhabers der Betriebsstätte, 
7.	 Anzahl der Beschäftigten der Betriebsstätte, 
8.	 Beitragsnummer, 
9.	 Datum des Beginns des Innehabens der Wohnung, der Betriebs-

stätte oder des beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs,
10.	Zugehörigkeit zu den Branchen und Einrichtungen nach § 5 Ab-

satz 2 Satz 1 Nr. 1 und Absatz 3 Satz 1, 
11.	Anzahl der beitragspflichtigen Hotel- und Gästezimmer und Fe-

rienwohnungen und 

2.	 gemeinnützige Einrichtungen der Jugendhilfe im Sinne des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes (Achtes Buch des Sozial
gesetzbuches), 

3.	 gemeinnützige Einrichtungen für Suchtkranke, der Altenhilfe, 
für Nichtsesshafte und Durchwandererheime, 

4.	 eingetragene gemeinnützige Vereine und Stiftungen, 
5.	 öffentliche allgemeinbildende oder berufsbildende Schulen, 

staatlich genehmigte oder anerkannte Ersatzschulen oder Ergän-
zungsschulen, soweit sie auf gemeinnütziger Grundlage arbei-
ten, sowie Hochschulen nach dem Hochschulrahmengesetz und 

6.	 Feuerwehr, Polizei, Bundeswehr, Zivil- und Katastrophen
schutz. 

Damit ist auch die Beitragspflicht für auf die Einrichtung zugelasse-
ne Kraftfahrzeuge abgegolten. Die Gemeinnützigkeit im Sinne der 
Abgabenordnung ist der zuständigen Landesrundfunkanstalt auf 
Verlangen nachzuweisen. 

(4) Auf Antrag ist ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 und 2 inso-
weit nicht zu entrichten, als der Inhaber glaubhaft macht und auf 
Verlangen nachweist, dass die Betriebsstätte länger als drei zusam-
menhängende volle Kalendermonate vorübergehend stillgelegt ist. 
Das Nähere regelt die Satzung nach § 9 Absatz 2.

(5) Ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 ist nicht zu entrichten für 
Betriebsstätten 
1.	 die gottesdienstlichen Zwecken gewidmet sind, 
2.	 in denen kein Arbeitsplatz eingerichtet ist oder 
3.	 die sich innerhalb einer beitragspflichtigen Wohnung befinden, 

für die bereits ein Rundfunkbeitrag entrichtet wird. 
(6) Ein Rundfunkbeitrag nach Absatz 1 und 2 ist nicht zu entrich-

ten von 
1.	 den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, den Landes

medienanstalten oder den nach Landesrecht zugelassenen priva-
ten Rundfunkveranstaltern oder -anbietern oder 

2.	 diplomatischen Vertretungen (Botschaft, Konsulat) eines aus-
ländischen Staates.

§ 6
Betriebsstätte, Beschäftigte 

(1) Betriebsstätte ist jede zu einem eigenständigen, nicht aus-
schließlich privaten Zweck bestimmte oder genutzte ortsfeste 
Raumeinheit oder Fläche innerhalb einer Raumeinheit. Dabei gelten 
mehrere Raumeinheiten auf einem Grundstück oder auf zusammen-
hängenden Grundstücken, die demselben Inhaber zuzurechnen sind, 
als eine Betriebsstätte. Auf den Umfang der Nutzung zu den jeweili-
gen nicht privaten Zwecken sowie auf eine Gewinnerzielungsab-
sicht oder eine steuerliche Veranlagung des Beitragsschuldners 
kommt es nicht an. 

(2) Inhaber der Betriebsstätte ist die natürliche oder juristische 
Person, die die Betriebsstätte im eigenen Namen nutzt oder in deren 
Namen die Betriebsstätte genutzt wird. Als Inhaber wird vermutet, 
wer für diese Betriebsstätte in einem Register, insbesondere Han-
dels-, Gewerbe-, Vereins- oder Partnerschaftsregister eingetragen 
ist. Inhaber eines Kraftfahrzeugs ist derjenige, auf den das Kraft-
fahrzeug zugelassen ist. 

(3) Als Betriebsstätte gilt auch jedes zu gewerblichen Zwecken 
genutzte Motorschiff. 

(4) Beschäftigte sind alle im Jahresdurchschnitt sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten sowie Bediensteten in einem öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnis mit Ausnahme der Auszubilden-
den. 
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12.	Anzahl und Zulassungsort der beitragspflichtigen Kraftfahrzeu-
ge. 

(5) Bei der Abmeldung sind zusätzlich folgende Daten mitzutei-
len und auf Verlangen nachzuweisen: 
1.	 Datum des Endes des Innehabens der Wohnung, der Betriebs-

stätte oder des beitragspflichtigen Kraftfahrzeugs, 
2.	 der die Abmeldung begründende Lebenssachverhalt und 
3.	 die Beitragsnummer des für die neue Wohnung in Anspruch ge-

nommenen Beitragsschuldners. 

§ 9
Auskunftsrecht, Satzungsermächtigung 

(1) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann von jedem Bei-
tragsschuldner oder von Personen oder Rechtsträgern, bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass sie Beitragsschuldner 
sind und dies nicht oder nicht umfassend angezeigt haben, Auskunft 
über die in § 8 Absatz 4 genannten Daten verlangen. Kann die zu-
ständige Landesrundfunkanstalt den Inhaber einer Wohnung oder 
einer Betriebsstätte nicht feststellen, ist der Eigentümer oder der ver-
gleichbar dinglich Berechtigte der Wohnung oder des Grundstücks, 
auf dem sich die Betriebsstätte befindet, verpflichtet, der Landes-
rundfunkanstalt Auskunft über den tatsächlichen Inhaber der Woh-
nung oder der Betriebsstätte zu erteilen. Bei Wohnungseigentums-
gemeinschaften kann die Auskunft auch vom Verwalter verlangt 
werden. Die Landesrundfunkanstalt kann mit ihrem Auskunftsver-
langen neben den in § 8 Absatz 4 und 5 genannten Daten im Einzel-
fall weitere Daten erheben, soweit dies nach Satz 1 erforderlich ist; 
§ 11 Absatz 5 gilt entsprechend. Die Landesrundfunkanstalt kann für 
die Tatsachen nach Satz 1 und die Daten nach Satz 4 Nachweise 
fordern. Der Anspruch auf Auskunft und Nachweise kann im Ver-
waltungszwangsverfahren durchgesetzt werden. 

(2) Die zuständige Landesrundfunkanstalt wird ermächtigt, Ein-
zelheiten des Verfahrens 
1.	 der Anzeigepflicht, 
2.	 zur Leistung des Rundfunkbeitrags, zur Befreiung von der 

Rundfunkbeitragspflicht oder zu deren Ermäßigung, 
3.	 der Erfüllung von Auskunfts- und Nachweispflichten, 
4.	 der Kontrolle der Beitragspflicht,
5.	 der Erhebung von Zinsen, Kosten und Säumniszuschlägen und 
6.	 in den übrigen in diesem Staatsvertrag genannten Fällen 
durch Satzung zu regeln. Die Satzung bedarf der Genehmigung der 
für die Rechtsaufsicht zuständigen Behörde und ist in den amtlichen 
Verkündungsblättern der die Landesrundfunkanstalt tragenden Län-
der zu veröffentlichen. Die Satzungen der Landesrundfunkanstalten 
sollen übereinstimmen. 

§ 10
Beitragsgläubiger, Schickschuld, 

Erstattung, Vollstreckung 

(1) Das Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag steht der Landes-
rundfunkanstalt und in dem im Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag 
bestimmten Umfang dem Zweiten Deutschen Fernsehen (ZDF), 
dem Deutschlandradio sowie der Landesmedienanstalt zu, in deren 
Bereich sich die Wohnung oder die Betriebsstätte des Beitrags-
schuldners befindet oder das Kraftfahrzeug zugelassen ist. 

(2) Der Rundfunkbeitrag ist an die zuständige Landesrundfunkan-
stalt als Schickschuld zu entrichten. Die Landesrundfunkanstalt 
führt die Anteile, die dem ZDF, dem Deutschlandradio und der Lan-
desmedienanstalt zustehen, an diese ab. 

(3) Soweit ein Rundfunkbeitrag ohne rechtlichen Grund entrichtet 
wurde, kann derjenige, auf dessen Rechnung die Zahlung bewirkt 
worden ist, von der durch die Zahlung bereicherten Landesrund-
funkanstalt die Erstattung des entrichteten Betrages fordern. Er trägt 
insoweit die Darlegungs- und Beweislast. Der Erstattungsanspruch 

verjährt nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches über 
die regelmäßige Verjährung. 

(4) Das ZDF, das Deutschlandradio und die Landesmedienanstal-
ten tragen die auf sie entfallenden Anteile der Kosten des Beitrags-
einzugs und der nach Absatz 3 erstatteten Beträge. 

(5) Rückständige Rundfunkbeiträge werden durch die zuständige 
Landesrundfunkanstalt festgesetzt. Festsetzungsbescheide können 
stattdessen auch von der Landesrundfunkanstalt im eigenen Namen 
erlassen werden, in deren Anstaltsbereich sich zur Zeit des Erlasses 
des Bescheides die Wohnung, die Betriebsstätte oder der Sitz (§ 17 
der Zivilprozessordnung) des Beitragsschuldners befindet. 

(6) Festsetzungsbescheide werden im Verwaltungsvollstreckungs-
verfahren vollstreckt. Ersuchen um Vollstreckungshilfe gegen Bei-
tragsschuldner, deren Wohnsitz oder Sitz in anderen Ländern liegt, 
können von der zuständigen Landesrundfunkanstalt unmittelbar an 
die für den Wohnsitz oder den Sitz des Beitragsschuldners zuständige 
Vollstreckungsbehörde gerichtet werden. 

(7) Jede Landesrundfunkanstalt nimmt die ihr nach diesem Staats-
vertrag zugewiesenen Aufgaben und die damit verbundenen Rechte 
und Pflichten ganz oder teilweise durch die im Rahmen einer nicht-
rechtsfähigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsgemeinschaft be-
triebene Stelle der öffentlich-rechtlichen Landesrundfunkanstalten 
selbst wahr. Die Landesrundfunkanstalt ist ermächtigt, einzelne Tä-
tigkeiten bei der Durchführung des Beitragseinzugs und der Ermitt-
lung von Beitragsschuldnern auf Dritte zu übertragen und das Nähe-
re durch die Satzung nach § 9 Absatz 2 zu regeln. Die 
Landesrundfunkanstalt kann eine Übertragung von Tätigkeiten auf 
Dritte nach Satz 2 ausschließen, die durch Erfolgshonorare oder auf 
Provisionsbasis vergütet werden. 

§ 11
Verwendung personenbezogener Daten 

(1) Beauftragt die Landesrundfunkanstalt Dritte mit Tätigkeiten 
bei der Durchführung des Beitragseinzugs oder der Ermittlung von 
Beitragsschuldnern, die der Anzeigepflicht nach § 8 Absatz 1 nicht 
oder nicht vollständig nachgekommen sind, so gelten für die Erhe-
bung, Verarbeitung und Nutzung der dafür erforderlichen Daten die 
für die Datenverarbeitung im Auftrag anwendbaren Bestimmungen. 

(2) Beauftragen die Landesrundfunkanstalten eine Stelle nach § 10 
Absatz 7 Satz 1 mit Tätigkeiten bei der Durchführung des Beitrags-
einzugs und der Ermittlung von Beitragsschuldnern, ist dort unbe-
schadet der Zuständigkeit des nach Landesrecht für die Landesrund-
funkanstalt zuständigen Datenschutzbeauftragten ein behördlicher 
Datenschutzbeauftragter zu bestellen. Er arbeitet zur Gewährleistung 
des Datenschutzes mit dem nach Landesrecht für die Landesrund-
funkanstalt zuständigen Datenschutzbeauftragten zusammen und un-
terrichtet diesen über Verstöße gegen Datenschutzvorschriften sowie 
die dagegen getroffenen Maßnahmen. Im Übrigen gelten die für den 
behördlichen Datenschutzbeauftragten anwendbaren Bestimmungen 
des Bundesdatenschutzgesetzes entsprechend. 

(3) Die zuständige Landesrundfunkanstalt darf von ihr gespei-
cherte personenbezogene Daten der Beitragsschuldner an andere 
Landesrundfunkanstalten auch im Rahmen eines automatisierten 
Abrufverfahrens übermitteln, soweit dies zur rechtmäßigen Erfül-
lung der Aufgaben der übermittelnden oder der empfangenden Lan-
desrundfunkanstalt beim Beitragseinzug erforderlich ist. Es ist auf-
zuzeichnen, an welche Stellen, wann und aus welchem Grund 
welche personenbezogenen Daten übermittelt worden sind. 

(4) Die zuständige Landesrundfunkanstalt kann im Wege des Er-
suchens für Zwecke der Beitragserhebung sowie zur Feststellung, 
ob eine Beitragspflicht nach diesem Staatsvertrag besteht, personen-
bezogene Daten bei öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen ohne 
Kenntnis des Betroffenen erheben, verarbeiten oder nutzen. Voraus-
setzung dafür ist, dass 
1.	 die Datenbestände dazu geeignet sind, Rückschlüsse auf die 

Beitragspflicht zuzulassen, insbesondere durch Abgleich mit 
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dem Bestand der bei den Landesrundfunkanstalten gemeldeten 
Beitragsschuldner, und 

2.	 sich die Daten auf Angaben beschränken, die der Anzeigepflicht 
nach § 8 unterliegen und kein erkennbarer Grund zu der Annah-
me besteht, dass der Betroffene ein schutzwürdiges Interesse an 
dem Ausschluss der Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung hat. 

Die Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung bei den Meldebehörden 
beschränkt sich auf die in § 14 Absatz 9 Nr. 1 bis 8 genannten Daten. 
Daten, die Rückschlüsse auf tatsächliche oder persönliche Verhält-
nisse liefern könnten, dürfen nicht an die übermittelnde Stelle rück-
übermittelt werden. Das Verfahren der regelmäßigen Datenüber-
mittlung durch die Meldebehörden nach den Meldegesetzen oder 
Meldedatenübermittlungsverordnungen der Länder bleibt unbe-
rührt. Die Daten Betroffener, für die eine Auskunftssperre gespei-
chert ist, dürfen nicht übermittelt werden. 

(5) Die Landesrundfunkanstalt darf die in Absatz 4 und in § 4 
Absatz 7, § 8 Absatz 4 und 5 und § 9 Absatz 1 genannten Daten und 
sonstige freiwillig übermittelte Daten nur für die Erfüllung der ihr 
nach diesem Staatsvertrag obliegenden Aufgaben erheben, verarbei-
ten oder nutzen. Die erhobenen Daten sind unverzüglich zu löschen, 
wenn feststeht, dass sie nicht mehr benötigt werden oder eine Bei-
tragspflicht dem Grunde nach nicht besteht. Nicht überprüfte Daten 
sind spätestens nach zwölf Monaten zu löschen. Jeder Beitrags-
schuldner erhält eine Anmeldebestätigung mit den für die Beitrags-
erhebung erforderlichen Daten. 

§ 12
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 den Beginn der Beitragspflicht entgegen § 8 Absatz 1 und 3 

nicht innerhalb eines Monats anzeigt, 
2.	 der Anzeigepflicht nach § 14 Absatz 2 nicht nachgekommen ist 

oder 
3.	 den fälligen Rundfunkbeitrag länger als sechs Monate ganz oder 

teilweise nicht leistet. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet 

werden. 
(3) Die Ordnungswidrigkeit wird nur auf Antrag der Landesrund-

funkanstalt verfolgt; sie ist vom Ausgang des Verfahrens zu benach-
richtigen. 

(4) Daten über Ordnungswidrigkeiten sind von der Landesrund-
funkanstalt unverzüglich nach Abschluss des jeweiligen Verfahrens 
zu löschen. 

§ 13
Revision zum Bundesverwaltungsgericht 

In einem gerichtlichen Verfahren kann die Revision zum Bundes-
verwaltungsgericht auch darauf gestützt werden, dass das angefoch-
tene Urteil auf der Verletzung der Bestimmungen dieses Staatsver-
trages beruht. 

§ 14
Übergangsbestimmungen 

(1) Jeder nach den Bestimmungen des Rundfunkgebührenstaats-
vertrages als privater Rundfunkteilnehmer gemeldeten natürlichen 
Person obliegt es, ab dem 1. Januar 2012 der zuständigen Landes-
rundfunkanstalt schriftlich alle Tatsachen anzuzeigen, die Grund 
und Höhe der Beitragspflicht nach diesem Staatsvertrag ab dem 1. 
Januar 2013 betreffen, soweit die Tatsachen zur Begründung oder 
zum Wegfall der Beitragspflicht oder zu einer Erhöhung oder Verrin-
gerung der Beitragsschuld führen. 

(2) Jede nach den Bestimmungen des Rundfunkgebührenstaats-
vertrags als nichtprivater Rundfunkteilnehmer gemeldete natürliche 
oder juristische Person ist ab dem 1. Januar 2012 auf Verlangen der 
zuständigen Landesrundfunkanstalt verpflichtet, ihr schriftlich alle 

Tatsachen anzuzeigen, die Grund und Höhe der Beitragspflicht nach 
diesem Staatsvertrag ab dem 1. Januar 2013 betreffen. 

(3) Soweit der Beitragsschuldner den Anforderungen von Absatz 
1 oder 2 nicht nachgekommen ist, wird vermutet, dass jede nach den 
Bestimmungen des bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Rund-
funkgebührenstaatsvertrags als 
1.	 privater Rundfunkteilnehmer gemeldete Person nach Maßgabe 

von § 2 dieses Staatsvertrages oder 
2.	 nicht-privater Rundfunkteilnehmer gemeldete natürliche oder 

juristische Person nach Maßgabe von § 6 dieses Staatsvertrages, 
unter der bei der zuständigen Landesrundfunkanstalt geführten An-
schrift ab Inkrafttreten dieses Staatsvertrages Beitragsschuldner 
nach den Bestimmungen dieses Staatsvertrages ist. Eine Abmeldung 
mit Wirkung für die Zukunft bleibt hiervon unberührt. 

(4) Soweit der Beitragsschuldner den Anforderungen von Ab-
satz 1 oder 2 nicht nachgekommen ist, wird vermutet, dass sich die 
Höhe des ab 1. Januar 2013 zu entrichtenden Rundfunkbeitrags nach 
der Höhe der bis zum 31. Dezember 2012 zu entrichtenden Rund-
funkgebühr bemisst; mindestens ist ein Beitrag in Höhe eines Rund-
funkbeitrages zu entrichten. Soweit der Beitragsschuldner bisher 
aufgrund der Regelung des § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 7 und 8 des Rund-
funkgebührenstaatsvertrages von der Rundfunkgebührenpflicht be-
freit war, wird vermutet, dass er mit Inkrafttreten dieses Staatsver-
trages gemäß § 4 Absatz 2 ein Drittel des Rundfunkbeitrags zu 
zahlen hat. 

(5) Die Vermutungen nach Absatz 3 oder 4 können widerlegt wer-
den. Auf Verlangen der Landesrundfunkanstalt sind die behaupteten 
Tatsachen nachzuweisen. Eine Erstattung bereits geleisteter Rund-
funkbeiträge kann vom Beitragsschuldner nur bis zum 31. Dezem-
ber 2014 geltend gemacht werden. 

(6) Die bei der zuständigen Landesrundfunkanstalt für den Rund-
funkgebühreneinzug gespeicherten Daten und Daten nach Absatz 1 
und 2 dürfen von den Landesrundfunkanstalten in dem nach diesem 
Staatsvertrag erforderlichen und zulässigen Umfang verarbeitet und 
genutzt werden. Die erteilten Lastschrift- oder Einzugsermächtigun-
gen sowie Mandate bleiben für den Einzug der Rundfunkbeiträge 
bestehen. 

(7) Bestandskräftige Rundfunkgebührenbefreiungsbescheide 
nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 6 und 9 bis 11 des Rundfunkge-
bührenstaatsvertrages gelten bis zum Ablauf ihrer Gültigkeit als 
Rundfunkbeitragsbefreiungen nach § 4 Absatz 1.

(8) Eine Befreiung von der Rundfunkgebührenpflicht nach § 5 
Absatz 7 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages endet zum 31. De
zember 2012. Soweit Einrichtungen nach § 5 Absatz 3 bei Inkrafttre-
ten dieses Staatsvertrages nach Artikel 7 Absatz 2 Satz 1 des 15. 
Rundfunkänderungsstaatsvertrages von der Rundfunkgebühren-
pflicht nach § 5 Absatz 7 des Rundfunkgebührenstaatsvertrages be-
freit waren, gilt für deren Betriebsstätten der Nachweis nach § 5 
Absatz 3 Satz 3 als erbracht. 

(9) Um einen einmaligen Abgleich zum Zwecke der Bestands- 
und Ersterfassung zu ermöglichen, übermittelt jede Meldebehörde 
für einen bundesweit einheitlichen Stichtag automatisiert innerhalb 
von längstens zwei Jahren ab dem Inkrafttreten dieses Staatsvertra-
ges gegen Kostenerstattung einmalig in standardisierter Form die 
nachfolgenden Daten aller volljährigen Personen an die jeweils zu-
ständige Landesrundfunkanstalt: 
1.	 Familienname, 
2.	 Vornamen unter Bezeichnung des Rufnamens, 
3.	 frühere Namen, 
4.	 Doktorgrad, 
5.	 Familienstand, 
6.	 Tag der Geburt, 
7.	 gegenwärtige und letzte Anschrift von Haupt- und Nebenwoh-

nungen, einschließlich aller vorhandenen Angaben zur Lage der 
Wohnung, und 

8.	 Tag des Einzugs in die Wohnung. 
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Hat die zuständige Landesrundfunkanstalt nach dem Abgleich für 
eine Wohnung einen Beitragsschuldner festgestellt, hat sie die Daten 
der übrigen dort wohnenden Personen unverzüglich zu löschen, so-
bald das Beitragskonto ausgeglichen ist. Im Übrigen darf sie die Da-
ten zur Feststellung eines Beitragsschuldners für eine Wohnung nut-
zen, für die bislang kein Beitragsschuldner festgestellt wurde; Satz 2 
gilt entsprechend. Die Landesrundfunkanstalt darf die Daten auch 
zur Aktualisierung oder Ergänzung von bereits vorhandenen Teil-
nehmerdaten nutzen. § 11 Absatz 5 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(10) Die Landesrundfunkanstalten dürfen bis zum 31. Dezember 
2014 keine Adressdaten privater Personen ankaufen. 

(11) Die Vorschriften des Rundfunkgebührenstaatsvertrages blei-
ben auf Sachverhalte anwendbar, nach denen bis zum 31. Dezember 
2012 noch keine Rundfunkgebühren entrichtet oder erstattet wurden. 

§ 15
Vertragsdauer, Kündigung 

Dieser Staatsvertrag gilt für unbestimmte Zeit. Er kann von jedem 
der vertragsschließenden Länder zum Schluss des Kalenderjahres 
mit einer Frist von einem Jahr gekündigt werden. Die Kündigung 
kann erstmals zum 31. Dezember 2014 erfolgen. Wird der Staatsver-
trag zu diesem Zeitpunkt nicht gekündigt, kann die Kündigung mit 
gleicher Frist jeweils zu einem zwei Jahre späteren Zeitpunkt erfol-
gen. Die Kündigung ist gegenüber dem Vorsitzenden der Minister-
präsidentenkonferenz schriftlich zu erklären. Die Kündigung eines 
Landes lässt das Vertragsverhältnis der übrigen Länder zueinander 
unberührt, jedoch kann jedes der übrigen Länder den Vertrag binnen 
einer Frist von drei Monaten nach Eingang der Kündigungserklä-
rung zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

Artikel 2
Aufhebung des 

Rundfunkgebührenstaatsvertrages

Der Rundfunkgebührenstaatsvertrag vom 31. August 1991, zu-
letzt geändert durch den Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrag 
vom 18. Dezember 2008, wird aufgehoben.

Artikel 3
Änderung des Rundfunkstaatsvertrages

Der Rundfunkstaatsvertrag vom 31. August 1991, zuletzt geän-
dert durch den Vierzehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
10. Juni 2010, wird wie folgt geändert: 
1.	 Im Inhaltsverzeichnis wird § 16 wie folgt neu gefasst: 

„Dauer der Werbung, Sponsoring“. 
2.	 In § 8a Absatz 1 Satz 6 wird der Verweis auf „§ 13 Abs. 1 Satz 

3“ durch den Verweis auf „§ 13 Satz 3“ ersetzt.
3.	 In § 12 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „die Rundfunkge-

bühr“ durch die Wörter „den Rundfunkbeitrag“ ersetzt. 
4.	 § 13 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 13
Finanzierung

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk finanziert sich durch 
Rundfunkbeiträge, Einnahmen aus Rundfunkwerbung und sons-
tigen Einnahmen; vorrangige Finanzierungsquelle ist der Rund-
funkbeitrag. Programme und Angebote im Rahmen seines Auf-
trags gegen besonderes Entgelt sind unzulässig; ausgenommen 
hiervon sind Begleitmaterialien. Einnahmen aus dem Angebot 
von Telefonmehrwertdiensten dürfen nicht erzielt werden.“

5.	 § 14 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 2 Nr. 4 wird das Wort „Gebührenerträge“ durch 

das Wort „Beitragserträge“ ersetzt.
b)	 In Absatz 5 wird das Wort „Gebührenfestsetzung“ durch das 

Wort „Beitragsfestsetzung“ ersetzt.

6.	 § 16 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:

„§ 16
Dauer der Werbung, Sponsoring“.

b)	 Es wird folgender neuer Absatz 6 angefügt: 
„(6) Sponsoring findet nach 20.00 Uhr sowie an Sonnta-

gen und im ganzen Bundesgebiet anerkannten Feiertagen im 
Fernsehen nicht statt; dies gilt nicht für das Sponsoring der 
Übertragung von Großereignissen nach § 4 Absatz 2.“ 

7.	 In § 43 Satz 2 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr“ durch 
die Wörter „dem Rundfunkbeitrag“ ersetzt. 

8.	 § 52b wird wie folgt geändert: 
a)	 In Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a Halbsatz 1 wird das 

Wort „gebührenfinanzierten“ durch das Wort „beitragsfinan-
zierten“ ersetzt.

b)	 In Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird das Wort „gebührenfinan-
zierten“ durch das Wort „beitragsfinanzierten“ ersetzt.

c)	 In Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 wird das Wort „gebührenfinanzier-
ten“ durch das Wort „beitragsfinanzierten“ ersetzt.

9.	 § 62 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 Satz 6 wird das Wort „Rundfunkgebührenstaats-

vertrag“ durch das Wort „Rundfunkbeitragsstaatsvertrag“ 
ersetzt.

b)	 In Absatz 4 Satz 5 wird das Wort „Rundfunkgebührenstaats-
vertrag“ durch das Wort „Rundfunkbeitragsstaatsvertrag“ 
ersetzt.

c)	 Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa)	 In Satz 1 wird das Wort „Rundfunkgebührenerhöhung“ 

durch das Wort „Rundfunkbeitragserhöhung“ ersetzt.
bb)	In Satz 5 wird das Wort „Rundfunkgebührenstaatsver-

trag“ durch das Wort „Rundfunkbeitragsstaatsvertrag“ 
ersetzt.

cc)	 In Satz 6 wird die Angabe „§ 13 Abs. 2 sowie“ gestri-
chen.

10.	In § 64 Satz 1 werden die Wörter „an der Rundfunkgebühr“ 
durch die Wörter „am Rundfunkbeitrag“ ersetzt.

Artikel 4
Änderung des ZDF-Staatsvertrages 

In § 29 des ZDF-Staatsvertrages vom 31. August 1991, zuletzt 
geändert durch den Zwölften Rundfunkänderungsstaatsvertrag vom 
18. Dezember 2008, werden die Wörter „der Fernsehgebühr“ durch 
die Wörter „dem Rundfunkbeitrag“ ersetzt. 

Artikel 5
Änderung des Deutschlandradio- 

Staatsvertrages 

In § 29 Satz 1 des Deutschlandradio-Staatsvertrages vom 17. Juni 
1993, zuletzt geändert durch den Vierzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag vom 10. Juni 2010, werden die Wörter „der Rundfunk-
gebühr“ durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ ersetzt. 

Artikel 6
Änderung des Rundfunk- 

finanzierungsstaatsvertrages 

Der Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag vom 26. August bis 11. 
September 1996, zuletzt geändert durch den Zwölften Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag vom 18. Dezember 2008, wird wie folgt geän-
dert: 
1.	 Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert: 
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a)	 In der Überschrift des I. Abschnitts werden die Wörter „zur 
Rundfunkgebühr“ durch die Wörter „zum Rundfunkbeitrag“ 
ersetzt.

b)	 In der Überschrift des II. Abschnitts werden die Wörter „der 
Rundfunkgebühr“ durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ 
ersetzt. 

c)	 § 8 wird wie folgt neu gefasst: 
„Höhe des Rundfunkbeitrags“. 

2.	 In der Überschrift des I. Abschnitts werden die Wörter „zur 
Rundfunkgebühr“ durch die Wörter „zum Rundfunkbeitrag“ er-
setzt. 

3.	 § 1 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gebührenfestsetzung“ 

durch das Wort „Beitragsfestsetzung“ ersetzt. 
b)	 In Absatz 3 Satz 3 werden die Wörter „der Rundfunkgebüh-

ren“ durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ ersetzt. 
c)	 In Absatz 4 wird das Wort „Gebühreneinnahmen“ durch das 

Wort „Beitragseinnahmen“ ersetzt. 
4.	 § 3 wird wie folgt geändert: 

a)	 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa)	 In Satz 2 wird das Wort „Gebühren“ durch das Wort 

„Beiträgen“ ersetzt. 
bb)	In Satz 3 wird das Wort „Gebührenperiode“ jeweils 

durch das Wort „Beitragsperiode“ ersetzt. 
b)	 Absatz 8 wird wie folgt geändert: 

aa)	 In Satz 4 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr“ 
durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ ersetzt. 

bb)	In Satz 6 wird das Wort „Gebühren“ durch das Wort 
„Beiträge“ ersetzt. 

5.	 § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a)	 In Satz 1 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr“ durch 

die Wörter „dem Rundfunkbeitrag“ ersetzt. 
b)	 In Satz 2 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr“ durch 

die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ ersetzt.
6.	 In § 7 Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Gebührenvorschlag“ 

durch das Wort „Beitragsvorschlag“ ersetzt. 
7.	 In der Überschrift zum II. Abschnitt werden die Wörter „der 

Rundfunkgebühr“ durch die Wörter „des Rundfunkbeitrags“ er-
setzt. 

8.	 § 8 wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 8
Höhe des Rundfunkbeitrags 

Die Höhe des Rundfunkbeitrags ist vorbehaltlich einer Neu-
festsetzung im Verfahren nach § 3 auf monatlich 17,98 Euro 
festgesetzt.“ 

9.	 § 9 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„(1) Von dem Aufkommen aus dem Rundfunkbeitrag er-
halten vorbehaltlich einer Neufestsetzung im Verfahren 
nach § 3 die in der ARD zusammengeschlossenen Landes-
rundfunkanstalten einen Anteil von 72,6295 vom Hundert, 
das ZDF einen Anteil von 24,7579 vom Hundert und die 
Körperschaft des öffentlichen Rechts „Deutschlandradio“ 
einen Anteil von 2,6126 vom Hundert.“ 

b)	 Absatz 2 wird gestrichen. 
c)	 Der bisherige Absatz 3 wird der neue Absatz 2 und in Satz 1 

wird das Wort „Fernsehgebührenaufkommen“ durch das 
Wort „Rundfunkbeitragsaufkommen“ ersetzt. 

10.	§ 10 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
a)	 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Höhe des Anteils der Landesmedienanstalten beträgt 

1,8989 vom Hundert des Rundfunkbeitragsaufkommens.“ 
b)	 In Satz 3 werden die Wörter „der Rundfunkgebühr“ durch 

die Wörter „dem Rundfunkbeitrag“ ersetzt. 
11.	 In § 14 Satz 1 wird das Wort „ARD-Nettogebührenaufkom

mens“ durch das Wort „ARD-Nettobeitragsaufkommens“ er-
setzt.

Artikel 7
Kündigung, Inkrafttreten, 

Neubekanntmachung 

(1) Für die Kündigung des in Artikel 1 enthaltenen Staatsvertrages 
sowie der in Artikel 3 bis 6 geänderten Staatsverträge sind die dort 
vorgesehenen Kündigungsvorschriften maßgebend. 

(2) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2013 in Kraft. Die Vor-
schriften nach § 14 Absatz 1, 2 und 6 des Rundfunkbeitragsstaats-
vertrages treten am 1. Januar 2012 in Kraft. Sind bis zum 31. De-
zember 2011 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei 
des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird 
der Staatsvertrag gegenstandslos. 

(3) Die Staatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidenten-
konferenz teilt den Ländern die Hinterlegung der Ratifikationsur-
kunden mit. 

(4) Die Länder werden ermächtigt, den Wortlaut des Rundfunk-
staatsvertrages, ZDF-Staatsvertrages, Deutschlandradio-Staatsver
trages und Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrages in der Fassung, 
die sich aus den Artikeln 3 bis 6 ergibt, mit neuem Datum bekannt 
zu machen.

Für das Land Baden-Württemberg:
Berlin, den 17.12.10 Stefan Mappus

Für den Freistaat Bayern:
Berlin, den 15.12.10 Horst Seehofer

Für das Land Berlin:
Berlin, den 15.12.2010 Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg:
Potsdam, den 21.12.2010 Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen:
Berlin, den 15.12.10 Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg:
Berlin, den 17.12.10 Christoph Ahlhaus

Für das Land Hessen:
Berlin, den 15.12.2010 V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern:
Berlin, den 15.12.2010 Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen:
Berlin, den 15.12.2010 David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen:
Berlin, den 17.12.2010 Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz:
Berlin, den 17.12.2010 Kurt Beck

Für das Saarland:
Berlin, den 15.12.2010 Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen:
Berlin, den 17.12.2010 St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt:
Berlin, den 15.12.2010 Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein:
Berlin, den 17.12.2010 Heiner Garg

Für den Freistaat Thüringen:
Berlin, den 15.12.2010 Ch. Lieberknecht
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Protokollerklärung aller Länder
1.	 Die Länder weisen darauf hin, dass finanziell leistungsfähige 

Menschen mit Behinderungen einen ermäßigten Beitrag in Höhe 
von einem Drittel des Rundfunkbeitrags zu entrichten haben, 
sofern sie nicht einen Befreiungsgrund geltend machen können. 
Damit soll die Finanzierung barrierefreier Angebote erleichtert 
werden. Die Länder erwarten, dass ARD, ZDF und Deutsch-
landradio hierzu ihren Dialog mit den betroffenen Verbänden 
mit dem Ziel intensivieren, ihr diesbezügliches Angebot auszu-
weiten, und hierüber regelmäßig berichten. In diesem Zusam-
menhang erwarten die Länder auch, dass die privaten Veranstal-
ter von bundesweit verbreitetem Rundfunk ihr barrierefreies 
Angebot verbessern. 

2.	 Die finanziellen Auswirkungen des Modellwechsels bei der Fi-
nanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks werden mit 
dem 19. KEF-Bericht festgestellt. Unmittelbar anschließend 
werden die Länder auf dieser Grundlage eine Evaluierung 
durchführen. Die Evaluierung soll unter Mitwirkung einer unab-
hängigen Stelle, die durch öffentliche Ausschreibung ermittelt 
wird, erfolgen. Die Evaluierung umfasst insbesondere die Ent-
wicklung der Erträge aus dem Rundfunkbeitrag, die jeweiligen 
Anteile der privaten Haushalte, der Privatwirtschaft und der öf-
fentlichen Hand am Gesamtertrag. Dabei werden auch die Not-
wendigkeit und Ausgewogenheit der Anknüpfungstatbestände, 
darunter die Beitragspflicht für Kraftfahrzeuge, geprüft.

3.	 Auf der Basis des 19. KEF-Berichts und der aktualisierten Zah-
len soll auch die Frage der Werbung und des Sponsorings im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk entschieden werden. Dabei soll 
auch die Frage einer stufenweise weiteren Reduzierung behan-
delt werden. Gleichzeitig nehmen die Länder in Aussicht, die 
Auswirkungen der in § 16 Absatz 6 Halbsatz 2 des Rundfunk-
staatsvertrages vorgesehenen Beschränkung der Sponsoring-
Möglichkeiten im öffentlich-rechtlichen Rundfunk zu prüfen. 
Dabei soll insbesondere geprüft werden, ob eine valente Sport-
berichterstattung auch über bedeutende regionale, nationale und 
internationale Sportereignisse jenseits des Katalogs des § 4 Ab-

satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages, entsprechende Refinanzie-
rungsmöglichkeiten der betroffenen Sportverbände und die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands bei der Bewerbung um in-
ternationale Sportereignisse nach wie vor gewahrt sind. 

4.	 Die Länder werden ferner überprüfen, inwieweit die ARD ihre 
Zusagen hinsichtlich eines internen Leistungsausgleichs umge-
setzt hat (insbesondere Punkt I. 6. Spstr. 3 der Eckpunkte zur 
Neuordnung der Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks).

Protokollerklärung der Freien und Hansestadt Hamburg, des 
Landes Niedersachsen, des Freistaates Sachsen und des Landes 
Sachsen-Anhalt

Die Freie und Hansestadt Hamburg, das Land Niedersachsen, der 
Freistaat Sachsen und das Land Sachsen-Anhalt unterstreichen, dass 
für die Akzeptanz des neuen Finanzierungssystems eine aufkom-
mensneutrale Gestaltung entscheidend ist. Etwaige im Zuge der 
Neuordnung der Rundfunkfinanzierung entstehende Mehreinnah-
men werden daher für eine Reduzierung der Belastung von Bürgern 
und Unternehmen genutzt werden. 
Die Systemumstellung auf die Haushalts- und Betriebsstättenabgabe 
entlastet die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten nicht davon, 
Qualität und Umfang ihrer Angebote fortlaufend kritisch zu über-
prüfen und sich dabei im Interesse des Beitragszahlers an einer en-
gen Definition des Grundversorgungsauftrags zu orientieren.

Protokollerklärung des Landes Schleswig-Holstein
Das Land Schleswig-Holstein erklärt ergänzend zu Ziffer 2 der 

Protokollerklärung aller Länder: „Ziel ist es, letztere entweder ganz 
entfallen zu lassen oder in die Beitragsstaffelung nach § 5 zu integ-
rieren, zumal die Nicht-Veranlagung nicht privat genutzter Kfz ins-
besondere auch den Verwaltungsaufwand bei der GEZ und bei den 
Betroffenen reduzieren wird.“
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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Dem in Berlin und Potsdam am 16. Februar 2011 unterzeichneten 

Fünften Staatsvertrag über die Änderung des Landesplanungsvertra-
ges wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird als Anlage zu diesem 
Gesetz veröffentlicht.

§ 2
Die für Raumordnung zuständige Senatsverwaltung wird ermäch-

tigt, den Wortlaut des Landesplanungsvertrages in der vom Inkraft-
treten des Fünften Staatsvertrages über die Änderung des Landes-
planungsvertrages an geltenden Fassung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu machen.

§ 3
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.
(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 2 in 

Kraft tritt, ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin bekannt zu 
machen.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Gesetz
zum Fünften Staatsvertrag 

über die Änderung des Landesplanungsvertrages
Vom 20. Mai 2011



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 14       1. Juni 2011 221

Auf der Grundlage von Artikel 1 Absatz 1 des Landesplanungs
vertrages vom 6. April 1995, zuletzt geändert durch Staatsvertrag 
vom 10. Oktober 2007, sowie mit dem Ziel, den Landesplanungs-
vertrag zu ändern, kommen die Länder Berlin und Brandenburg 
überein, den nachfolgenden Staatsvertrag zu schließen.

Artikel 1
Änderung des Landesplanungsvertrages

Der Landesplanungsvertrag wird wie folgt geändert:
1.	 Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a)	 Die Angabe zu Artikel 8a wird wie folgt gefasst:
„Artikel 8a Ergänzende Vorschriften zur Umweltprüfung 
nach den §§ 9 bis 11 des Raumordnungsgesetzes“.

b)	 Die Angabe zu Artikel 22a wird gestrichen.
2.	 Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Träger“ durch das Wort 
„Trägerin“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 Nummer 6 werden die Wörter „gemäß Artikel 7 
Abs. 7“ gestrichen.

3.	 In Artikel 3 Absatz 2 wird die Angabe „Artikel 8 Abs. 6“ durch 
die Angabe „Artikel 8 Absatz 4“ ersetzt. 

4.	 Artikel 4 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Satz 2 werden nach dem Wort „Arbeitnehmer“ die Wörter 

„und Arbeitnehmerinnen“ und nach dem Wort „Beamte“ die 
Wörter „und Beamtinnen“ eingefügt.

b)	 Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Soweit die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Gemein-
samen Landesplanungsabteilung nach dem Geschäftsvertei-
lungsplan zur Erteilung von fachlichen Anweisungen befugt 
sind, gilt dies auch gegenüber den Mitarbeitern und Mitar-
beiterinnen des jeweiligen anderen Arbeitgebers oder 
Dienstherrn.“

5.	 Artikel 5 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 werden nach dem Wort „Leiters“ die Wörter 

„oder der Leiterin“ eingefügt und das Wort „Ministers“ 
durch die Wörter „Mitglieds der Landesregierung“ ersetzt.

b)	 In Absatz 2 werden nach dem Wort „Vertreters“ die Wörter 
„oder der ständigen Vertreterin“ und nach dem Wort „Abtei-
lungsleiters“ die Wörter „oder der Abteilungsleiterin“ einge-
fügt und die Wörter „Minister des Landes Brandenburg“ 
durch die Wörter „Mitglied der Landesregierung Branden-
burgs“ ersetzt.

6.	 Artikel 6 wird wie folgt geändert: 
a)	 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 2 Nummer 1 werden nach dem Wort „Bürger-
meister“ die Wörter „oder die Regierende Bürgermeiste-
rin“, nach dem Wort „Ministerpräsident“ die Wörter 
„oder die Ministerpräsidentin“ und nach dem Wort 
„Kanzleichefs“ die Wörter „oder Kanzleichefinnen“ ein-
gefügt.

bb)	In Satz 5 werden nach dem Wort „Staatssekretäre“ die 
Wörter „oder Staatssekretärinnen“ eingefügt.

b)	 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa)	 In Satz 1 werden nach dem Wort „Bürgermeister“ die 
Wörter „oder von der Regierenden Bürgermeisterin“ 
und nach dem Wort „Ministerpräsidenten“ die Wörter 
„oder von der Ministerpräsidentin“ eingefügt.

bb)	In Satz 3 werden nach dem Wort „Vertretern“ die Wörter 
„und Vertreterinnen“ eingefügt.

7.	 Artikel 7 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird Satz 3 aufgehoben.
b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst:

„(2) Der Entwurf des Landesentwicklungsprogramms 
und die Begründung sind bei der Gemeinsamen Landes
planungsabteilung, den Landkreisen und den kreisfreien 
Städten des Landes Brandenburg sowie bei den Bezirken 
und der für die vorbereitende Bauleitplanung zuständigen 
Senatsverwaltung von Berlin für die Dauer von zwei Mona-
ten öffentlich auszulegen. Gleichzeitig ist der Entwurf in das 
Internet einzustellen. Ort und Dauer der Auslegung sowie 
die Internetadresse sind mindestens eine Woche vorher 
durch die Gemeinsame Landesplanungsabteilung im Amts-
blatt für Brandenburg und im Amtsblatt für Berlin öffentlich 
bekannt zu machen. Die Bekanntmachung enthält den Hin-
weis, dass Stellungnahmen innerhalb einer Frist von bis zu 
drei Monaten ab Beginn der Auslegung abgegeben werden 
können. Den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stel-
len sind der Entwurf des Landesentwicklungsprogramms 
und die Begründung zur Verfügung zu stellen und eine Frist 
von bis zu drei Monaten zur Abgabe einer Stellungnahme 
einzuräumen. Das Beteiligungsverfahren erfolgt in jedem 
der beiden Länder über denselben Zeitraum und in gleicher 
Form. Bei der Beteiligung können elektronische Informati-
onstechnologien ergänzend genutzt werden.“

d)	 Die Absätze 4 bis 7 werden aufgehoben.
8.	 Artikel 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Absatz 1 werden die Sätze 3 und 4 aufgehoben.
b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst:

„(2) Artikel 7 Absatz 2 gilt entsprechend.“
d)	 Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absätze 3 und 4.
e)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 5 und wie folgt gefasst:

„(5) Die gemeinsamen Landesentwicklungspläne sollen 
spätestens zehn Jahre nach ihrer Aufstellung überprüft wer-
den.“

9.	 Artikel 8a wird wie folgt geändert: 
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Artikel 8a Ergänzende Vorschriften zur Umweltprüfung 
nach den §§ 9 bis 11 des Raumordnungsgesetzes“.

b)	 Die Absätze 1 bis 3 werden aufgehoben.
c)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 1 und wie folgt gefasst:

„(1) Bei der Festlegung des Untersuchungsrahmens der 
Umweltprüfung einschließlich des erforderlichen Umfangs 
und Detaillierungsgrads des Umweltberichts ist den nach 
§ 9 Absatz 1 des Raumordnungsgesetzes zu beteiligenden 
öffentlichen Stellen Gelegenheit zur Stellungnahme inner-
halb einer Frist von einem Monat zu geben. Die Frist kann 

Anlage

Fünfter Staatsvertrag 
über die Änderung des Landesplanungsvertrages
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auf begründeten Antrag der beteiligten öffentlichen Stelle 
im Einzelfall angemessen verlängert werden.“

d)	 Die Absätze 5 und 6 werden aufgehoben.
e)	 Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst:

„(2) Artikel 7 Absatz 2 gilt mit der Maßgabe, dass auch 
der Umweltbericht sowie weitere nach Einschätzung der 
Gemeinsamen Landesplanungsabteilung zweckdienliche 
Unterlagen Gegenstand der Beteiligungen sind.“

f)	 Absatz 8 wird aufgehoben.
g)	 Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 3 und wie folgt gefasst:

„(3) Nach seinem Inkrafttreten ist der Raumordnungsplan 
mit seiner Begründung einschließlich der zusammenfassen-
den Erklärung und der benannten Überwachungsmaßnah-
men zusätzlich zu der Bekanntmachung und Niederlegung 
nach Artikel 8 Absatz 4 in das Internet unter der Adresse der 
Gemeinsamen Landesplanungsabteilung einzustellen.“

h)	 Der bisherige Absatz 10 wird Absatz 4.
i)	 Absatz 11 wird aufgehoben.

10.	Artikel 9 wird wie folgt geändert:
a)	 In Absatz 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ gestrichen 

und der Wortlaut wie folgt gefasst:
„Die Unbeachtlichkeit einer Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften des Landesplanungsvertrages richtet 
sich nach § 12 des Raumordnungsgesetzes. Zuständige Stel-
le nach § 12 Absatz 5 Satz 1 des Raumordnungsgesetzes ist 
die Gemeinsame Landesplanungsabteilung.“

b)	 Die Absätze 2 und 3 werden aufgehoben.
11.	Artikel 10 wird wie folgt gefasst:

„Artikel 10
Zielabweichungsverfahren

Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung kann im Einver-
nehmen mit den fachlich berührten Stellen und im Benehmen 
mit den betroffenen Gemeinden auf Antrag der in § 3 Absatz 1 
Nummer 5 und in § 4 des Raumordnungsgesetzes genannten öf-
fentlichen Stellen und Personen, die das Ziel der Raumordnung 
zu beachten haben, im Einzelfall Abweichungen von den Zielen 
der Raumordnung nach § 6 Absatz 2 des Raumordnungsgesetzes 
zulassen.“

12.	Artikel 11 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Zusammenarbeit in der Regionalplanung und die 
gegenseitige Beteiligung und Abstimmung regionalplaneri-
scher Einzelfragen erfolgt in einem Regionalplanungsrat, 
der aus den für die Raumordnung zuständigen Regierungs-
mitgliedern beider Länder, je einem Vertreter oder einer Ver-
treterin der Träger der Regionalplanung im Land Branden-
burg, einem Vertreter oder einer Vertreterin der 
gesamtstädtischen räumlichen Planung Berlins sowie zwei 
Vertretern oder Vertreterinnen der Berliner Bezirke besteht.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Der Regionalplanungsrat gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung berei-
tet die Sitzungen vor. Beschlüsse des Regionalplanungsrates 
werden einstimmig gefasst und gelten als Empfehlungen.“

d)	 Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 2 und wie folgt gefasst:
„(2) Bei der Aufstellung und der regionalplanerisch be-

deutsamen Änderung sowie der Fortschreibung von Regio-
nalplänen und des Flächennutzungsplans von Berlin erfolgt 
eine gegenseitige Beteiligung der jeweiligen Planungsträ-
ger. Zu Themen mit besonderer raumordnerischer Bedeu-
tung kann der Regionalplanungsrat einberufen werden.“

13.	In Artikel 12 Absatz 7 werden nach dem Wort „einem“ die Wör-
ter „oder einer“ eingefügt.

14.	Artikel 14 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Gemeinsame Landesplanungsabteilung kann im 
Einvernehmen mit den fachlich zuständigen Ministerien im 
Land Brandenburg und den fachlich zuständigen Senatsver-
waltungen im Land Berlin raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen sowie die Entscheidung über deren Zulässig-
keit nach § 14 des Raumordnungsgesetzes untersagen.“

b)	 Absatz 2 wird aufgehoben.
c)	 Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und nach dem Wort 

„des“ werden die Wörter „oder der“ eingefügt.
d)	 Absatz 4 wird aufgehoben.
e)	 Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.

15.	Artikel 15 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Dient die Untersagung nach Artikel 14 ausschließlich 

oder vorwiegend dem Interesse eines oder einer Begünstigten, 
so kann das jeweilige Land von ihm oder ihr die Übernahme der 
sich aus dieser Vorschrift ergebenden Entschädigungspflichten 
verlangen, wenn er oder sie der Untersagung zugestimmt hat.“

16.	Artikel 16 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a)	 In Nummer 1 werden die Wörter „Verordnung zu § 6a Abs. 2 

des Raumordnungsgesetzes (Raumordnungsverordnung)“ 
durch das Wort „Raumordnungsverordnung“ ersetzt.

b)	 In Nummer 2 wird nach dem Wort „Berlin“ das Wort „und“ 
eingefügt.

c)	 Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3 eingefügt:
„3.	 weitere Planungen und Maßnahmen“.

17.	In Artikel 19 Absatz 1 wird das Wort „vier“ durch das Wort 
„fünf“ ersetzt.

18.	In Artikel 20 Absatz 1 wird die Angabe „§ 4 Abs. 3“ durch die 
Angabe „§ 4 Absatz 1“ ersetzt.

19.	In Artikel 21 Satz 3 werden nach dem ersten Wort die Wörter 
„oder die“ und nach dem Wort „dem“ die Wörter „oder der“ 
eingefügt.

20.	Artikel 22a wird aufgehoben.
21.	In Artikel 13 Absatz 1 und in Artikel 16 Absatz 3 wird jeweils 

die Angabe „Abs.“ durch das Wort „Absatz“ ersetzt.
22.	Die Anlagen 3 und 4 werden aufgehoben.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des auf den Austausch der 
Ratifikationsurkunden folgenden Kalendermonats in Kraft.

Berlin, den 16. Februar 2011
Für das Land Berlin

Potsdam, den 16. Februar 2011
Für das Land Brandenburg

Der Regierende Bürgermeister
vertreten durch die Senatorin 

für Stadtentwicklung

Der Ministerpräsident
vertreten durch den Minister 

für Infrastruktur und 
Landwirtschaft

Ingeborg J u n g e - R e y e r Jörg V o g e l s ä n g e r
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Gesetz
zur Regelung des Rechts der Spielhallen im Land Berlin 

(Spielhallengesetz Berlin – SpielhG Bln)
Vom 20. Mai 2011

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Spielhallen und ähnliche 

Unternehmen, Anwendungsbereich

Eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen im Sinne dieses 
Gesetzes ist ein Unternehmen im stehenden Gewerbe, das aus-
schließlich oder überwiegend der gewerbsmäßigen Aufstellung von 
Spielgeräten oder der Veranstaltung anderer Spiele im Sinne des 
§ 33c Absatz 1 Satz 1 oder des § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung oder der gewerbsmäßigen Aufstellung von Unterhaltungs-
spielen ohne Gewinnmöglichkeit im Sinne der Gewerbeordnung 
dient. Der Anwendungsbereich dieses Gesetzes umfasst auch zum 
Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits bestehende Betriebe mit einer 
Erlaubnis nach § 33i der Gewerbeordnung. Die Regelungen des § 8 
bleiben hiervon unberührt.

§ 2
Erlaubnis

(1) Wer eine Spielhalle oder ein ähnliches Unternehmen nach § 1 
betreiben will, bedarf der Erlaubnis der zuständigen Behörde. Für 
jeden Spielhallenstandort darf nur ein Unternehmen nach § 1 zuge-
lassen werden. Der Abstand zu weiteren Unternehmen nach § 1 soll 
500 Meter nicht unterschreiten. Das Gewerbe soll auch nicht in 
räumlicher Nähe von Einrichtungen betrieben werden, die ihrer Art 
nach oder tatsächlich vorwiegend von Kindern oder Jugendlichen 
aufgesucht werden. Die für die Erlaubnis zuständige Behörde darf 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Umfeld des jeweiligen 
Standortes und der Lage des Einzelfalls von der Maßgabe nach Satz 
3 und 4 abweichen. Bauplanungsrechtliche Anforderungen bleiben 
unberührt. Die Erlaubnis nach Satz  1 schließt nicht die Erlaubnis 
und Bestätigung nach § 33c oder die Erlaubnis nach § 33d der Ge-
werbeordnung mit ein. 

(2) Die Erlaubnis kann mit einer Befristung erteilt und mit Aufla-
gen verbunden werden, soweit dies zum Schutze der Allgemeinheit, 
der Gäste oder der Bewohnerinnen und Bewohner des Betriebs-
grundstücks oder der Nachbargrundstücke vor Gefahren, erhebli-
chen Nachteilen oder erheblichen Belästigungen erforderlich ist; 
unter denselben Voraussetzungen ist auch die nachträgliche Aufnah-
me, Änderung und Ergänzung von Auflagen zulässig. 

(3) Die Erlaubnis ist insbesondere zu versagen, wenn 
1.	 die in § 33c Absatz 2 oder § 33d Absatz 3 der Gewerbeordnung 

genannten Versagungsgründe vorliegen, 
2.	 die zum Betrieb des Gewerbes bestimmten Räume wegen ihrer 

Beschaffenheit oder Lage den polizeilichen Anforderungen 
nicht genügen, 

3.	 der Betrieb des Gewerbes eine Gefährdung der Jugend, eine 
übermäßige Ausnutzung des Spieltriebs, schädliche Umweltein-
wirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
oder sonst eine nicht zumutbare Belästigung der Allgemeinheit, 
der Nachbarinnen und Nachbarn oder einer im öffentlichen Inte-
resse bestehenden Einrichtung befürchten lässt oder 

4.	 die Antragstellerin oder der Antragsteller nicht durch Vorlage 
eines Sachkundenachweises belegen kann, dass erfolgreich 
Kenntnisse über die rechtlichen Grundlagen für den in Aussicht

genommenen Betrieb sowie zur Prävention der Spielsucht und 
im Umgang mit betroffenen Personen erworben wurden. Die für 
Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung wird ermächtigt, im 
Einvernehmen mit der für Gesundheit zuständigen Senatsver-
waltung durch Rechtsverordnung die Dauer und Inhalte der 
Schulung sowie die Rahmenbedingungen für deren Durchfüh-
rung festzulegen. 

§ 3
Einheitliche Stelle

Verwaltungsverfahren nach diesem Gesetz können über eine ein-
heitliche Stelle abgewickelt werden. Es gelten die Vorschriften des 
Teils V Abschnitt 1a des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbin-
dung mit § 1 Absatz 1 des Gesetzes über das Verfahren der Berliner 
Verwaltung.

§ 4
Anforderungen an die Gestaltung und Einrichtung 

von Spielhallen und ähnlichen Unternehmen

(1) Unternehmen nach § 1 sind von ihrem äußeren Erscheinungs-
bild so zu gestalten, dass ein Einblick ins Innere der Räumlichkeiten 
von außen nicht möglich ist. Das äußere Erscheinungsbild darf nicht 
mit auffälliger Werbung oder sonstigen Werbemitteln gestaltet sein, 
von denen ein Aufforderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen 
ausgeht. 

(2) In Unternehmen nach § 1 darf je 12 Quadratmeter Grundfläche 
höchstens ein Geld- oder Warenspielgerät aufgestellt werden; die 
Gesamtzahl darf jedoch acht Geräte nicht übersteigen. Bei Mehr-
platzspielgeräten ist jeder Spielplatz als ein Gerät zu behandeln. Die 
Geräte sind einzeln in einem Abstand von mindestens einem Meter 
aufzustellen, getrennt durch eine Sichtblende in einer Tiefe von min-
destens 0,80 Meter, gemessen von der Gerätefront in Höhe mindes-
tens der Geräteoberkante. Bei der Berechnung der Grundfläche blei-
ben Nebenräume wie Abstellräume, Flure, Toiletten, Vorräume und 
Treppen außer Ansatz. Die zuständige Behörde kann Auflagen zur 
Art der Aufstellung und Anordnung sowie räumlichen Verteilung 
der Geräte erteilen, soweit dies zum Schutz vor einer übermäßigen 
Ausnutzung des Spieltriebes erforderlich ist. 

(3) In Unternehmen nach § 1 darf höchstens ein anderes Spiel im 
Sinne des § 33d Absatz 1 Satz 1 der Gewerbeordnung, bei dem der 
Gewinn in Geld besteht, veranstaltet werden. 

(4) In räumlicher Verbindung zu Unternehmen nach § 1 darf die 
Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 das Auf-
stellen von Geldausgabeautomaten oder anderen Geräten, mit deren 
Hilfe sich die Spielerin oder der Spieler Geld beschaffen kann, nicht 
ermöglichen oder begünstigen. 

§ 5
Sperrzeit und Spielverbotstage

(1) Die Sperrzeit für Unternehmen nach § 1 beginnt um 3 Uhr und 
endet um 11 Uhr. 
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2.	 einer vollziehbaren Auflage gemäß § 2 Absatz 2 oder § 4 Absatz 
2 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt, 

3.	 entgegen § 4 Absatz 1 Satz 1 Einblick in das Innere der Räum-
lichkeiten von außen ermöglicht, 

4.	 entgegen § 4 Absatz 1 Satz 2 Werbung betreibt, von der ein Auf-
forderungs- oder Anreizcharakter zum Spielen ausgeht, 

5.	 entgegen § 4 Absatz 2 Satz 1 oder § 6 Absatz 1 Satz 1 mehr als 
die zulässige Zahl von Spielgeräten aufstellt oder aufstellen 
lässt, 

6.	 entgegen § 4 Absatz 2 Satz 3 Spielgeräte nicht richtig aufstellt, 

7.	 entgegen § 4 Absatz 3 mehr als ein anderes Spiel veranstaltet, 

8.	 als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 duldet, dass ein Gast innerhalb der Sperrzeit 
in den Betriebsräumen verweilt, oder zulässt, dass an den in § 5 
Absatz 2 genannten Spielverbotstagen die Spielhalle geöffnet ist 
oder dort gespielt wird, 

9.	 als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz 1 Satz 2 unentgeltlich 
Speisen oder Getränke abgibt oder zulässt, dass unentgeltlich 
Speisen oder Getränke abgegeben werden, 

10.	entgegen § 6 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass eine Aufsichtsper-
son dauerhaft anwesend ist,

11.	 entgegen § 6 Absatz 3 Personen beschäftigt, die nicht über den 
geforderten Sachkundenachweis verfügen, 

12.	als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz 4 Satz 2 die vorgeschrie-
bene Identitätskontrolle unterlässt, 

13.	als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 entgegen § 6 Absatz 5 Satz 3 oder Absatz 6 
Satz 1 einen Ausschluss vom Spiel unterlässt, 

14.	als Inhaberin oder Inhaber oder als Aufsichtsperson eines Unter-
nehmens nach § 1 die in § 6 Absatz 8 vorgeschriebenen Unterla-
gen nicht deutlich sichtbar auslegt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
50.000 Euro geahndet werden. 

§ 8
Übergangs- und Schlussbestimmungen

(1) Nach § 33i der Gewerbeordnung erteilte gültige Erlaubnisse 
verlieren mit Ablauf des 31. Juli 2016 ihre Wirksamkeit. Die Inhabe-
rin oder der Inhaber dieser Erlaubnisse haben den nach § 2 Absatz 3 
Nummer 4 geforderten Sachkundenachweis innerhalb von zwölf 
Monaten seit Inkrafttreten dieses Gesetzes der zuständigen Behörde 
vorzulegen. 

(2) Die Inhaberin oder der Inhaber eines Unternehmens nach § 1 
hat dafür Sorge zu tragen, dass für das bei Inkrafttreten dieses Geset-
zes bereits in dem Unternehmen als Aufsicht tätige Personal der 
Sachkundenachweis nach § 6 Absatz 3 innerhalb von zwölf Mona-
ten der zuständigen Behörde vorliegt. 

(3) Wer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ein Un-
ternehmen nach § 1 rechtmäßig betreibt und über eine gültige Er-
laubnis nach § 33i der Gewerbeordnung verfügt, hat für diesen Be-
trieb die Zahl der Geräte und Spiele innerhalb von 24 Monaten auf 
das nach § 4 Absatz 2 und 3 zulässige Maß zu reduzieren. 

(4) Werden die in Absatz 1 bis 3 geforderten Verpflichtungen von 
der Inhaberin oder vom Inhaber nicht oder nicht fristgemäß erfüllt, 
ist von der zuständigen Behörde ein Verfahren mit dem Ziel des Wi-
derrufs der Erlaubnis einzuleiten. 

(2) An folgenden Tagen dürfen Spielhallen nicht geöffnet werden 
und ist das Spielen verboten: 
1.	 am Karfreitag, 
2.	 am Volkstrauertag, 
3.	 am Totensonntag, 
4.	 am 24. und 25. Dezember. 

§ 6
Jugend- und Spielerschutz

(1) In Unternehmen nach § 1, in denen Speisen oder Getränke an 
Ort und Stelle verabreicht werden, dürfen höchstens drei Geld- oder 
Warenspielgeräte aufgestellt werden. Die unentgeltliche Abgabe 
von Speisen und Getränken ist verboten. 

(2) Während der Öffnungszeiten ist sicherzustellen, dass in jedem 
Unternehmen nach § 1 mindestens eine Aufsichtsperson dauerhaft 
anwesend ist. 

(3) Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Ab-
satz 1 hat sicherzustellen, dass als Aufsicht nur Personen beschäftigt 
werden, die spätestens zum Zeitpunkt der Aufnahme der Tätigkeit 
über einen Sachkundenachweis verfügen. Aus dem Sachkundenach-
weis muss hervorgehen, dass erfolgreich Kenntnisse zur Prävention 
der Spielsucht und im Umgang mit betroffenen Personen erworben 
wurden. Die für Wirtschaft zuständige Senatsverwaltung wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit der für Gesundheit zuständigen Se-
natsverwaltung durch Rechtsverordnung die Dauer und Inhalte der 
Schulung sowie die Rahmenbedingungen für deren Durchführung 
festzulegen. 

(4) Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
darf kein Zutritt zu Unternehmen nach § 1 gewährt werden. Die 
Durchsetzung des Verbots ist durch Eingangskontrolle in Verbin
dung mit der Vorlage des Personalausweises oder anderer zur Iden-
titätskontrolle geeigneter Dokumente zu gewährleisten. 

(5) Die Inhaberin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Ab-
satz 1 oder das mit der Aufsicht betraute Personal haben die Spiele-
rinnen und Spieler über die Suchtrisiken der angebotenen Spiele und 
Möglichkeiten der Beratung und Therapie aufzuklären. Die Inhabe-
rin oder der Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 oder das mit der 
Aufsicht betraute Personal sind außerdem verpflichtet, die Spielerin-
nen und Spieler zu verantwortungsbewusstem Spiel anzuhalten. 
Vom Spielverhalten her auffällige Personen sind vom Spiel auszu-
schließen. 

(6) Für die Dauer von mindestens einem Jahr sind auch Personen 
vom Spiel auszuschließen, die dies gegenüber der Inhaberin oder 
dem Inhaber der Erlaubnis nach § 2 Absatz 1 oder dem mit der Auf-
sicht betrauten Personal verlangen. Zum Zweck der Kontrolle des 
freiwilligen Ausschlusses dürfen die zur Identifizierung der betref-
fenden Personen erforderlichen personenbezogenen Daten erhoben 
und für die Dauer der Sperre gespeichert und im Rahmen der Ein-
gangskontrolle verwendet werden.

(7) In Unternehmen nach § 1 dürfen keine Handlungen vorge-
nommen oder Bedingungen geschaffen werden, die geeignet sind, 
zum übermäßigen Verweilen oder zur Ausnutzung des Spieltriebs zu 
verleiten oder die mögliche Suchtgefährdung zu verharmlosen. 

(8) In Unternehmen nach § 1 sind Informationsmaterial über Risi-
ken des übermäßigen Spielens und Informationen zu Angeboten und 
Kontaktdaten von qualifizierten Beratungsstellen sichtbar auszule-
gen. 

§ 7
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
1.	 entgegen § 2 Absatz 1 eine Spielhalle oder ein ähnliches Unter-

nehmen ohne Erlaubnis betreibt, 
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Erstes Gesetz
zur Änderung des Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes

Vom 20. Mai 2011

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I
Änderung des 

Berliner Seniorenmitwirkungsgesetzes

Das Berliner Seniorenmitwirkungsgesetz vom 25. Mai 2006 
(GVBl. S. 458), das durch Artikel V des Gesetzes vom 15. Dezem-
ber 2010 (GVBl. S. 560) geändert worden ist, wird wie folgt geän-
dert:
1.	 § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist es, die aktive Beteiligung der Berliner 
Seniorinnen und Senioren am sozialen, kulturellen, gesellschaft-
lichen und politischen Leben zu fördern, ihre Erfahrungen und 
Fähigkeiten zu nutzen, die Beziehungen zwischen den Generati-
onen zu verbessern, die Solidargemeinschaft weiterzuentwi-
ckeln sowie den Prozess des Älterwerdens in Würde und ohne 
Diskriminierung unter aktiver Eigenbeteiligung der Berliner Se-
niorinnen und Senioren zu gewährleisten.“

2.	 § 4 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 2 und 3 wird wie folgt gefasst:

„Sie bestehen im Regelfall aus einer Anzahl von 17 Mitglie-
dern. Die Mindestanzahl sollte 13 Mitglieder nicht unter-
schreiten.“

b)	 Absatz 2 Satz 3 und 4 wird wie folgt gefasst:
„Das Bezirksamt ruft zwei Monate vor den Wahlen zu den 
Bezirksverordnetenversammlungen unter Einbindung der 
Seniorenvertretungen, Seniorenheime und Seniorenwohn-
häuser sowie der Seniorenfreizeiteinrichtungen öffentlich 
dazu auf, Berufungsvorschläge zu machen. Aus diesen Be-
rufungsvorschlägen wird in der achten Kalenderwoche nach 
den Wahlen zu den Bezirksverordnetenversammlungen in 

§ 9
Anwendung von Bundesrecht

(1) Dieses Gesetz ersetzt im Land Berlin § 33i der Gewerbeord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGBl. I S. 202), die zuletzt durch Artikel 4 Absatz 14 des Gesetzes 
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, sowie § 3 
Absatz 2 und 3 und § 4 Satz 2 der Spielverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Januar 2006 (BGBl. I S. 280). 

(2) Im Übrigen finden die Gewerbeordnung und die Spielverord-
nung sowie auf diesen Rechtsgrundlagen erlassene Vorschriften in 
der jeweils geltenden Fassung weiterhin Anwendung, soweit nicht 
in diesem Gesetz abweichende Bestimmungen getroffen worden 
sind. 

mindestens drei und höchstens fünf aufeinander folgenden 
öffentlichen Versammlungen an unterschiedlichen Orten, zu 
denen das Bezirksamt einlädt und an denen alle Seniorinnen 
und Senioren, die mit Hauptwohnsitz im Bezirk gemeldet 
sind, teilnehmen können, durch Wahl eine Vorschlagsliste 
für das Bezirksamt erstellt.“

c)	 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Mitglieder der bezirklichen Seniorenvertretun-

gen wählen aus ihrer Mitte jeweils ein für den Vorsitz, für 
die Stellvertretung, für die Schriftführung und für die Fi-
nanzangelegenheiten zuständiges Mitglied, die den Vorstand 
bilden.“

d)	 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
„1.	 Mitwirkung und Mitarbeit bei allen Themen im Sinne 

von § 1 durch Rederecht in den Ausschüssen der Be-
zirksverordnetenversammlung nach Maßgabe des § 9 
Absatz 4 des Bezirksverwaltungsgesetzes,“

e)	 Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die bezirklichen Seniorenvertretungen halten regelmäßig 
öffentliche Sitzungen ab.“

Artikel II
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

§ 10
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 20. Mai 2011

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Walter M o m p e r

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t
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Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetz-
buchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 30 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 
(GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 
2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Aufhebung der Rechtsverordnung

Die Erhaltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Grüne Stadt“ im Bezirk 
Pankow von Berlin, Ortsteil Prenzlauer Berg, vom 13. November 
2007 (GVBl. S. 587), welches begrenzt wird durch die Greifswalder 
Straße, Anton-Saefkow-Straße, Kniprodestraße und John-Schehr-
Straße, wird aufgehoben.

§ 2
Darstellung in der Karte

In der dieser Verordnung beigefügten Karte sind die Grenzen des 
in § 1 bezeichneten Gebietes dargestellt, für das die Verordnung auf-
gehoben wird. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung. Im 
Zweifel entscheidet die textlich umschriebene Grenzziehung gemäß 
§ 1 und nicht die Darstellung in der Karte darüber, ob eine Fläche zu 
dem in § 1 bezeichneten Gebiet gehört.

§ 3
Verletzung von Vorschriften

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss 

1.	 eine Verletzung der im Gesetz zur Ausführung des Baugesetz-
buchs enthaltenen Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb 
von zwei Jahren oder

2.	 Mängel der Abwägung innerhalb eines Jahres seit der Verkün-
dung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt 
Pankow von Berlin geltend machen; der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Nach § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs ist die Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften sowie des Abwägungsgebots 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 3. Mai 2011

Bezirksamt Pankow von Berlin

Christine K e i l
stellv. Bezirksbürgermeisterin

Dr. Michail N e l k e n
Bezirksstadtrat für Kultur, 

Wirtschaft und Stadtentwicklung

Verordnung 
zur Aufhebung der Erhaltungsverordnung gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
des Baugesetzbuchs für das Gebiet „Grüne Stadt“ im Bezirk Pankow von Berlin, 

Ortsteil Prenzlauer Berg, vom 13. November 2007
Vom 3. Mai 2011



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      67. Jahrgang      Nr. 14       1. Juni 2011 227

Anlage
Geltungsbereich der Aufhebung einer Erhaltungsverordnung gemäß 

§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) zur Umstrukturierung  
des Gebietes „Grüne Stadt“ im Bezirk Pankow, Ortsteil Prenzlauer Berg
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Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBl. I 
S. 619), in Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Für die Grundstücke Johannisthaler Chaussee 441, 443 und Buck-

ower Damm 229, 231 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow, für die 
das Bezirksamt neben anderen Grundstücken die Aufstellung eines 
Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Veränderungssperre ge-
mäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Neukölln von Berlin, Amt für Planen, Bauord-
nung und Vermessung, Fachbereiche Stadtplanung und Bau- und 
Wohnungsaufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögensnach-
teile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 und 3 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb von 
zwei Jahren seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich ge-
genüber dem Bezirksamt Neukölln von Berlin geltend machen; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach 
§ 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
wird die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. 
Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkün-
dung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden 
sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. Mai 2011

Bezirksamt Neukölln von Berlin

B u s c h k o w s k y
Bezirksbürgermeister

B l e s i n g
Bezirksstadtrat

Verordnung 
über die Veränderungssperre XIV-56d/25 im Bezirk Neukölln, Ortsteil Buckow

Vom 10. Mai 2011
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585), in Verbindung mit § 6 Absatz 5 des Geset-
zes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan I-B5u vom 18. Oktober 2006 mit Deckblatt 

vom 10. Juli 2008 für das Gelände zwischen Neue Schönhauser 
Straße, Münzstraße, Rochstraße, Dircksenstraße, An der Spandauer 
Brücke, Hackescher Markt und Rosenthaler Straße und einem Ab-
schnitt der Dircksenstraße im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte, wird fest-
gesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte 

von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht während der 
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- oder Formvor-

schriften, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Bau-
gesetzbuchs bezeichnet sind,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Mitte von Ber-
lin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung 
begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 10. Mai 2011

Bezirksamt Mitte von Berlin

Dr. Christian H a n k e
Bezirksbürgermeister

G o t h e
Bezirksstadtrat

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans I-B5u im Bezirk Mitte, Ortsteil Mitte

Vom 10. Mai 2011
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Auf Grund des § 29 Satz 1 Nummer 2 des Wohnteilhabegesetzes 
vom 3. Juni 2010 (GVBl. S. 285) verordnet die für Soziales zustän-
dige Senatsverwaltung im Benehmen mit der für Gesundheit zustän-
digen Senatsverwaltung:

§ 1
Persönliche und fachliche Eignung

(1) Der Leistungserbringer hat unter Berücksichtigung von § 1 
des Wohnteilhabegesetzes zu gewährleisten, dass die in der betreu-
ten gemeinschaftlichen Wohnform zur Leistungserbringung einge-
setzten Personen über die erforderliche persönliche und fachliche 
Eignung für die von ihnen ausgeübte Tätigkeit verfügen.

(2) Personen, die leitende Tätigkeiten nach § 3 oder § 5 oder Auf-
gaben der ständig verantwortlichen Pflegefachkraft nach § 4 oder 
§  6 wahrnehmen, müssen nach ihrer Persönlichkeit, ihrer Ausbil-
dung und ihrem beruflichen Werdegang die Gewähr dafür bieten, 
dass die Aufgaben in der jeweiligen betreuten gemeinschaftlichen 
Wohnform entsprechend den Interessen und Bedürfnissen der Be-
wohnerinnen und Bewohner sowie der Nutzerinnen und Nutzer 
sachgerecht und entsprechend dem allgemein anerkannten Stand 
fachlicher Erkenntnisse erbracht werden.

§ 2
Persönliche Ausschlussgründe

(1) Bei den zur Leistungserbringung eingesetzten Personen dür-
fen keine Tatsachen vorliegen, die die Annahme rechtfertigen, dass 
sie für die Ausübung ihrer Tätigkeit persönlich ungeeignet sind. Per-
sönlich ungeeignet ist insbesondere
1.	 eine Person, die

a)	 wegen eines Verbrechens,
b)	 wegen einer Straftat gegen das Leben, die sexuelle Selbstbe-

stimmung oder die persönliche Freiheit, wegen vorsätzli-
cher Körperverletzung, wegen Diebstahls, Unterschlagung, 
Raubs, Erpressung, Begünstigung, Hehlerei, Betrugs oder 
Untreue oder wegen einer gemeingefährlichen Straftat,

c)	 wegen einer Straftat nach den §§ 29 bis 30b des Betäu-
bungsmittelgesetzes oder

d)	 leitende Tätigkeiten nach §§ 3 oder 5 wahrnimmt, wegen 
Urkundenfälschung oder Insolvenzstraftaten

zu einer Freiheitsstrafe von mindestens drei Monaten oder einer 
Geldstrafe von mindestens 90 Tagessätzen rechtskräftig verur-
teilt worden und die Tilgung im Führungszeugnis nach Absatz 2 
noch nicht erfolgt ist oder

2.	 eine Person, gegen die wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 
§  31 des Wohnteilhabegesetzes in mehr als zwei Fällen eine 
Geldbuße rechtskräftig festgesetzt worden ist, soweit nicht mehr 
als fünf Jahre seit Rechtskraft des letzten Bußgeldbescheides 
vergangen sind.

(2) Der Leistungserbringer hat sich zum Nachweis der Anforde-
rungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 vor der Einstellung und bei 
begründeten Zweifeln an der persönlichen Eignung ein Führungs-
zeugnis nach § 30 des Bundeszentralregistergesetzes, das nicht älter 
als drei Monate ist, vorlegen zu lassen.

(3) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht für Straftaten und Ordnungswidrig-
keiten, die vor dem 1. Oktober 1993 begangen worden sind.

§ 3
Leitung in stationären Einrichtungen

(1) Jede stationäre Einrichtung verfügt über eine Leitung. Diese 
stellt die die Einrichtung betreffenden übergreifenden Betriebsab-
läufe unter Beachtung rechtlicher Vorgaben, insbesondere des 
Wohnteilhabegesetzes, und unter Wahrung betriebswirtschaftlicher 
Grundsätze sicher.

(2) Für die Leitung einer stationären Einrichtung ist eine Person 
fachlich geeignet, die über einen ausreichenden beruflichen Ab-
schluss oder Hochschulabschluss sowie über ausreichende Berufser-
fahrung verfügt (Leitungskraft).

(3) Über einen ausreichenden beruflichen Abschluss oder Hoch-
schulabschluss verfügt eine Person, die
1.	 eine mindestens dreijährige, erfolgreich abgeschlossene Ausbil-

dung in einem pflegerischen Beruf, die Erlaubnis zum Führen 
einer gesetzlich geschützten Berufsbezeichnung sowie eine be-
triebswirtschaftliche Zusatzqualifikation,

2.	 eine mindestens dreijährige, erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dung in einem sozialpflegerischen oder sozialpädagogischen 
Beruf mit staatlicher Anerkennung sowie eine betriebswirt-
schaftliche Zusatzqualifikation,

3.	 eine mindestens dreijährige, erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dung in einem staatlich anerkannten kaufmännischen Ausbil-
dungsberuf sowie eine pflegerische, sozialpflegerische oder so-
zialpädagogische Zusatzqualifikation,

4.	 ein abgeschlossenes Hochschulstudium mit pflegerischem, sozi-
alpflegerischem oder sozialpädagogischem Schwerpunkt sowie 
eine betriebswirtschaftliche Zusatzqualifikation, soweit das 
Hochschulstudium nicht bereits die Inhalte einer betriebswirt-
schaftlichen Qualifikation umfasst, oder

5.	 ein abgeschlossenes Hochschulstudium mit betriebs- oder ver-
waltungswirtschaftlichem Schwerpunkt sowie eine pflegerische, 
sozialpflegerische oder sozialpädagogische Zusatzqualifikation

nachweisen kann. 
(4) Über ausreichende Berufserfahrung verfügt eine Person, die 

durch eine mindestens zweijährige hauptberufliche Tätigkeit in ei-
ner stationären Einrichtung, einem ambulanten Dienst oder einer 
vergleichbaren Einrichtung die weiteren für die Leitung der Einrich-
tung erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten erworben hat.

(5) Die Aufsichtsbehörde kann auf Antrag des Leistungserbrin-
gers eine Ausnahme von den Anforderungen nach Absatz 3 zulas-
sen, wenn eine ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung nach Absatz 1 
gewährleistet und dies mit den Interessen und Bedürfnissen der Be-
wohnerinnen und Bewohner vereinbar ist.

(6) Wird eine stationäre Einrichtung von mehreren Leitungskräf-
ten geleitet, so muss jede Leitungskraft die Anforderungen der Ab-
sätze 2 bis 4 erfüllen. Die Verantwortungsbereiche müssen klar be-
stimmt und voneinander abgegrenzt sein.

(7) Eine Leitung kann für mehrere stationäre Einrichtungen die 
Aufgaben nach Absatz 1 wahrnehmen, wenn in allen Einrichtungen 
gewährleistet ist, dass
1.	 die Leitung in angemessenem Umfang vor Ort für die Bewoh-

nerschaft, deren Angehörige und das Personal erreichbar ist,
2.	 die Leitungsaufgaben nach den rechtlichen Vorgaben erfüllt 

werden,

Verordnung
über Personalanforderungen an Leistungserbringer in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen 

nach dem Wohnteilhabegesetz (Wohnteilhabe-Personalverordnung – WTG-PersV)
Vom 16. Mai 2011
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übergreifenden Betriebsabläufe beim Leistungserbringer sicherstellt 
(leitende Tätigkeit). Für diese Personen gelten die Anforderungen 
zur fachlichen Eignung nach § 3 Absatz 2 bis 5 entsprechend. Wird 
die leitende Tätigkeit von mehreren Personen wahrgenommen, gel-
ten die Anforderungen des § 3 Absatz 6 entsprechend.

§ 6
Verantwortliche Pflegefachkraft bei Leistungserbringung 

in betreuten Wohngemeinschaften für pflegebedürftige Menschen

Jeder Leistungserbringer, der in betreuten Wohngemeinschaften 
für pflegebedürftige Menschen im Sinne des § 4 Absatz 1 des Wohn-
teilhabegesetzes Pflege- und Betreuungsleistungen erbringt, verfügt 
über eine verantwortliche Pflegefachkraft. § 4 Absatz 1 gilt entspre-
chend.

§ 7
Fachkräfte und Hilfskräfte

(1) Pflege- und Betreuungsleistungen dürfen nur durch Fachkräfte 
oder unter deren angemessener Beteiligung erbracht werden.

(2) Fachkräfte im Sinne dieser Verordnung müssen
1.	 eine mindestens dreijährige erfolgreich abgeschlossene Ausbil-

dung in einem Pflegeberuf oder in einem anderen Gesundheits-
fachberuf und die Erlaubnis zum Führen einer gesetzlich ge-
schützten Berufsbezeichnung,

2.	 eine mindestens dreijährige, erfolgreich abgeschlossene Ausbil-
dung in einem sozialpflegerischen oder sozialpädagogischen 
Beruf mit staatlicher Anerkennung oder

3.	 ein abgeschlossenes Hochschulstudium im Gesundheits- oder 
Sozialbereich

nachweisen, in denen Kenntnisse und Fähigkeiten zur selbstständi-
gen und eigenverantwortlichen Wahrnehmung der ihnen übertrage-
nen Aufgaben vermittelt werden. Die Aufsichtsbehörde kann unter 
den Voraussetzungen der Erprobungsregelung des § 26 Absatz 1 des 
Wohnteilhabegesetzes auf Antrag des Leistungserbringers eine Be-
freiung von den Anforderungen nach Satz 1 erteilen.

(3) Hilfskräfte sind zur Erbringung von Pflege- und Betreuungs-
leistungen eingesetzte Personen, die die Anforderungen nach Ab-
satz 2 nicht erfüllen. Nicht als Hilfskräfte gelten insbesondere Zivil-
dienstleistende, Freiwillige im Sinne des Bundesfreiwilligendienst-
gesetzes, Beschäftigte im freiwilligen sozialen Jahr, Auszubildende, 
für die eine Ausbildungsvergütung nach § 82a des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch zu zahlen ist, Praktikantinnen und Praktikanten, 
zusätzliches Betreuungspersonal im Sinne des § 87b des Elften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, in Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwands-
entschädigung nach § 16d des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch 
beschäftigte Personen, Personen in sogenannten Einfühlungsver-
hältnissen sowie den Anweisungen des Leistungserbringers unterlie-
gende bürgerschaftlich engagierte Menschen.

(4) Ausschließlich von Fachkräften wahrzunehmende Tätigkeiten 
sind:
1.	 die Festlegung von Zielen und Maßnahmen in Pflege- und Be-

treuungsprozessen sowie die anschließende Auswertung und 
Kontrolle der Pflege- und Betreuungsqualität,

2.	 die Beratung der Bewohnerinnen und Bewohner sowie der Nut-
zerinnen und Nutzer über fachlich begründete Maßnahmen zur 
Sicherung der gesundheitlichen und psychosozialen Versorgung 
sowie die Mitwirkung bei Entscheidungen über deren Anwen-
dung,

3.	 die Überwachung der Erforderlichkeit und Angemessenheit der 
Durchführung zulässiger freiheitsbeschränkender oder freiheits-
entziehender Maßnahmen oder von Maßnahmen, die nur des-
halb keine freiheitsbeschränkende oder freiheitsentziehende 
Wirkung entfalten, weil der Wille der hiervon jeweils betroffe-
nen Person nicht entgegensteht, und

3.	 notwendige Entscheidungen zeitnah getroffen werden können 
und

4.	 die Interessen und Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner beachtet werden.

Die Einsetzung einer Leitung in mehr als einer stationären Einrich-
tung hat der Leistungserbringer der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
Der Leistungserbringer hat in seiner Anzeige nach Satz 2 die An-
schriften der Einrichtungen und die Zahl der dort lebenden Bewoh-
nerinnen und Bewohner zu benennen sowie die Erfüllung der Anfor-
derungen nach Satz 1 nachzuweisen.

§ 4
Verantwortliche Pflegefachkraft 

in stationären Pflegeeinrichtungen

(1) Jede stationäre Pflegeeinrichtung verfügt über eine verant-
wortliche Pflegefachkraft, die eine qualitätsgesicherte Durchfüh-
rung übergreifender Pflege- und Betreuungsprozesse sicherstellt. 
Die verantwortliche Pflegefachkraft muss die Voraussetzungen des 
§ 71 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch erfüllen.

(2) Eine verantwortliche Pflegefachkraft kann in mehreren statio-
nären Pflegeeinrichtungen eingesetzt werden, wenn in allen Einrich-
tungen gewährleistet ist, dass
1.	 sie die Aufgaben nach den rechtlichen Vorgaben angemessen 

und zeitnah erfüllt, insbesondere auch ausreichend zeitliche Ka-
pazitäten vorhanden sind, um die entsprechenden Planungs-, 
Koordinations- und Kontrollaufgaben einer verantwortlichen 
Pflegefachkraft angemessen wahrnehmen zu können, und

2.	 die Interessen und Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner beachtet werden. 

Die Einsetzung einer verantwortlichen Pflegefachkraft in mehr als 
einer stationären Einrichtung hat der Leistungserbringer der Auf-
sichtsbehörde anzuzeigen. Der Leistungserbringer hat in seiner An-
zeige nach Satz 2 die Anschriften der Einrichtungen und die Zahl der 
dort lebenden Bewohnerinnen und Bewohner zu benennen sowie 
die Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 nachzuweisen.

(3) In einer stationären Pflegeeinrichtung können die Aufgaben 
der verantwortlichen Pflegefachkraft und der Leitung nach § 3 Ab-
satz 1 von einer Person wahrgenommen werden, wenn 
1.	 sie die Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 und § 3 Absatz 2 

bis 4 erfüllt und
2.	 die Erfüllung der beiden Aufgabenbereiche in einer Person ge-

währleistet ist, insbesondere auch ausreichend zeitliche Kapazi-
täten vorhanden sind, um die entsprechenden Planungs-, Koor-
dinations- und Kontrollaufgaben einer verantwortlichen 
Pflegefachkraft angemessen wahrnehmen zu können.

Soll eine Person zugleich die Aufgaben der verantwortlichen Pflege-
fachkraft und der Leitung wahrnehmen, hat der Leistungserbringer 
dies der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Der Leistungserbringer hat in 
seiner Anzeige nach Satz 2 die Anschrift der Einrichtung und die 
Zahl der dort lebenden Bewohnerinnen und Bewohner zu benennen 
sowie die Erfüllung der Anforderungen nach Satz 1 nachzuweisen.

(4) Über die Anzeigen nach Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 2 
hat die Aufsichtsbehörde den überörtlichen Träger der Sozialhilfe 
sowie die Pflegekassen oder sonstigen Sozialversicherungsträger 
oder ihre Landesverbände zu informieren, sofern mit dem Leis-
tungserbringer Vereinbarungen nach den §§ 72, 85, 89 oder 92b des 
Elften Buches Sozialgesetzbuch oder nach § 39a Absatz 1 des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch bestehen.

§ 5
Leitende Tätigkeit bei Leistungserbringung 

in betreuten Wohngemeinschaften

Jeder Leistungserbringer, der in betreuten Wohngemeinschaften 
im Sinne des § 4 des Wohnteilhabegesetzes Pflege- und Betreuungs-
leistungen erbringt, verfügt über eine oder mehrere Personen, die 
entsprechend § 3 Absatz 1 die die Wohngemeinschaft betreffenden 
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4.	 die fachliche Anleitung und Aufsicht von Hilfskräften nach Ab-
satz 3 Satz 1 und der sonstigen eingesetzten Personen nach Ab-
satz 3 Satz 2.

§ 8
Einsatz von Fach- und Hilfskräften

(1) Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass ausreichend 
Fach- und Hilfskräfte zur Erbringung der erforderlichen Pflege- und 
Betreuungsleistungen am Ort der Leistungserbringung eingesetzt 
werden.

(2) Von einem ausreichenden Personaleinsatz im Sinne von Ab-
satz 1 ist in der Regel auszugehen, wenn Zahl und Eignung der ein-
gesetzten Fach- und Hilfskräfte über die Anforderungen dieser Ver-
ordnung hinaus den in den Vereinbarungen nach dem Elften Buch 
Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder § 39a 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch vorgesehenen Regelungen 
entsprechen.

(3) Bei der Personalbemessung ist sicherzustellen, dass
1.	 bei stationären Einrichtungen für pflegebedürftige Menschen 

insgesamt mindestens die Hälfte,
2.	 bei stationären Einrichtungen für Menschen mit Behinderung 

insgesamt mindestens drei Viertel,
3.	 bei betreuten Wohngemeinschaften für Menschen mit seelischer 

Behinderung insgesamt mindestens drei Viertel und
4.	 bei betreuten Wohngemeinschaften für Menschen mit geistig-

körperlicher Behinderung sämtliche
der zur Pflege und Betreuung eingesetzten Personen Fachkräfte 
sind. Die Berechnung der Quote hat anhand der Vollzeitäquivalente 
zu erfolgen; dabei sind ausschließlich Fach- und Hilfskräfte nach 
§ 7 Absatz 2 und 3 Satz 1 in die Berechnung einzubeziehen.

(4) In vollstationären Pflegeeinrichtungen muss zu jeder Tages- 
und Nachtzeit mindestens eine Pflegefachkraft anwesend sein, in 
teilstationären Pflegeeinrichtungen während der Öffnungszeiten.

(5) In jeder betreuten Wohngemeinschaft im Sinne des § 4 Ab-
satz 1 des Wohnteilhabegesetzes, in der schwer- oder schwerstpfle-
gebedürftige Menschen mit demenzbedingten Fähigkeitsstörungen 
durchgehend gepflegt und betreut werden, muss zu jeder Tages- und 
Nachtzeit mindestens eine Hilfskraft anwesend sein.

§ 9
Fort- und Weiterbildung

(1) Der Leistungserbringer ist verpflichtet, den zur Leistungser-
bringung eingesetzten Personen die Teilnahme an Fort- und Weiter-
bildungsmaßnahmen zu ermöglichen, die sie für die Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben nach dem allgemein anerkannten 
Stand der fachlichen Erkenntnisse benötigen.

(2) Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass Personen, die 
in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen ältere pflegebedürfti-
ge Menschen oder Menschen mit demenzbedingten Fähigkeitsstö-
rungen betreuen, in angemessenem Umfang geriatrische oder geron-
topsychiatrische Kenntnisse erhalten.

(3) Der Leistungserbringer hat sicherzustellen, dass Personen, die 
in betreuten gemeinschaftlichen Wohnformen für behinderte Men-
schen ältere oder pflegebedürftige Menschen mit Behinderungen be-
treuen, in angemessenem Umfang pflegerische Kenntnisse erhalten.

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des § 31 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 des 
Wohnteilhabegesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.	 entgegen § 1 in Verbindung mit § 2 Absatz 1 Satz 2 eine persön-

lich ungeeignete Person einsetzt,
2.	 entgegen § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 bis 5, auch in Ver-

bindung mit § 5 Satz 2, § 3 Absatz 6, auch in Verbindung mit § 5 
Satz 3, oder § 4 Absatz 1 Satz 2, auch in Verbindung mit § 6, eine 
fachlich ungeeignete Person einsetzt,

3.	 entgegen § 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 1 eine pflegende und 
betreuende Tätigkeit nicht durch eine Fachkraft oder unter ange-
messener Beteiligung einer Fachkraft wahrnehmen lässt, die die 
Mindestanforderungen nach § 7 Absatz 2 erfüllt,

4.	 entgegen § 1 in Verbindung mit § 7 Absatz 4 eine pflegerische 
oder betreuende Tätigkeit nicht durch eine Fachkraft im Sinne 
des § 7 Absatz 2 wahrnehmen lässt,

5.	 entgegen § 1 in Verbindung mit § 8 nicht das vorgeschriebene 
Personal einsetzt,

6.	 sich entgegen § 2 Absatz 2 nicht das in dieser Vorschrift genann-
te Führungszeugnis vorlegen lässt oder

7.	 keine Anzeige nach § 3 Absatz 7 Satz 2, § 4 Absatz 2 Satz 2, § 4 
Absatz 3 Satz 2 oder § 11 Absatz 2 vornimmt.

§ 11
Übergangsvorschrift

(1) Personen, die bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung entspre-
chend der bisherigen Rechtslage als Leitungskräfte, Personen mit 
leitender Tätigkeit, verantwortliche Pflegefachkräfte oder Fachkräf-
te eingesetzt waren, ohne die Voraussetzungen von § 3 Absatz 2 
bis 4, § 4 Absatz 1 Satz 2, § 5 Satz 2 oder § 7 Absatz 2 zu erfüllen, 
gelten für diese Tätigkeiten auch weiterhin als fachlich geeignet.

(2) Wurde vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung bereits eine 
Leitung für mehrere stationäre Einrichtungen, eine verantwortliche 
Pflegefachkraft für mehrere stationäre Einrichtungen oder eine Per-
son zugleich für Aufgaben der verantwortlichen Pflegefachkraft und 
der Leitung eingesetzt, hat der Leistungserbringer die Anzeigen 
nach § 3 Absatz 7 Satz 2, § 4 Absatz 2 Satz 2 oder § 4 Absatz 3 
Satz 2 innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Verord-
nung vorzunehmen.

§ 12
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt zwei Monate nach der Verkündung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 16. Mai 2011

Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales
Carola  B l u h m
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Auf Grund des § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetz-
buchs (BauGB) in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I 
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 12. Ap-
ril 2011 (BGBl. I S. 619), in Verbindung mit § 30 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 
7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Die Verordnung gilt für das in der anliegenden Karte mit einer 
geschlossenen Linie eingegrenzte Gebiet zwischen Belforter Straße, 
Straßburger Straße, Metzer Straße im Bezirk Pankow von Berlin, 
Ortsteil Prenzlauer Berg. 

Der Geltungsbereich umfasst das Gebiet der Wohnanlage „Belfor-
ter Straße“ mit den Gebäuden Belforter Straße 5-8, Straßburger Stra-
ße 33-36, Metzer Straße 35-37, ihren Grünanlagen sowie die Vorgär-
ten auf Teilflächen der Belforter Straße, der Straßburger Straße und 
der Metzer Straße. Die Innenkante der Linie bildet die Gebietsgren-
ze. Die Karte ist Bestandteil dieser Verordnung

§ 2
Gegenstand der Verordnung

Zur Erhaltung der städtebaulichen Eigenart der Wohnanlage „Bel-
forter Straße“ auf Grund ihrer städtebaulichen Gestalt bedürfen in 
dem in § 1 bezeichneten Gebiet der Rückbau, die Änderung, die 
Nutzungsänderung oder die Errichtung baulicher Anlagen der Ge-
nehmigung nach § 173 des Baugesetzbuchs. 

Die Genehmigung zum Rückbau, zur Änderung oder Nutzungs-
änderung darf nur versagt werden, wenn die bauliche Anlage allein 
oder im Zusammenhang mit anderen baulichen Anlagen das Orts-
bild, die Stadtgestalt oder das Landschaftsbild prägt oder sonst von 
städtebaulicher, insbesondere geschichtlicher oder künstlerischer 
Bedeutung ist. Die Genehmigung zur Errichtung baulicher Anlagen 
darf nur versagt werden, wenn die städtebauliche Gestalt der Wohn-
anlage durch die beabsichtigte bauliche Anlage beeinträchtigt wird. 

§ 3
Zuständigkeit

Die Genehmigung wird durch das Bezirksamt Pankow von Berlin 
erteilt.

§ 4
Verletzung von Vorschriften

(1)Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-
sen will, muss 
1.	 eine Verletzung der im Gesetz zur Ausführung des Baugesetz-

buchs enthaltenen Verfahrens- oder Formvorschriften innerhalb 
von zwei Jahren,

2.	 Mängel der Abwägung innerhalb eines Jahres 
seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem 
Bezirksamt Pankow von Berlin geltend machen; der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften sowie die beachtlichen Män-
gel des Abwägungsvorgangs gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetz-
buchs und § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Ordnungswidrigkeiten

Wer eine bauliche Maßnahme im Geltungsbereich dieser Verord-
nung ohne die dafür nach § 2 erforderliche Genehmigung durch-
führt, handelt gemäß § 213 Absatz 1 Nummer 4 des Baugesetzbuchs 
ordnungswidrig und kann gemäß § 213 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs mit einer Geldbuße belegt werden.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. Mai 2011

Bezirksamt Pankow von Berlin

Christine K e i l  
 stellv. Bezirksbürgermeisterin

Dr. Michail N e l k e n
Bezirksstadtrat für Kultur, 

Wirtschaft und Stadtentwicklung 

Erhaltungsverordnung
gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Baugesetzbuchs für die Wohnanlage 

Belforter Straße 5-8, Straßburger Straße 33-36, Metzer Straße 35-37 
im Bezirk Pankow von Berlin, Ortsteil Prenzlauer Berg

Vom 24. Mai 2011
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„(2) Leisten Beamte des Vollzugsdienstes bei der Polizei im 
Rahmen von Einsatzplänen bedarfsorientiert Nachtdienste, ist 
§ 12a Absatz 3 anzuwenden.“

Artikel II
Übergangsregelung

Soweit ein Anspruch auf Übertragung von Mindestjahresurlaub, 
der wegen vorübergehender Dienstunfähigkeit vor dem Inkrafttreten 
dieser Verordnung nicht genommen wurde, geltend gemacht wurde 
oder wird, wird dieser beim Vorliegen der Voraussetzungen nach § 9 
Absatz 3 der Erholungsurlaubsverordnung in der mit dieser Verord-
nung geltenden Fassung unter Beachtung der Verjährungsfristen 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung gewährt.

Artikel III
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Abweichend von Satz 1 
tritt Artikel I Nummer 3 am 1. Januar 2010 in Kraft.

Berlin, den 24. Mai 2011

Der Senat von Berlin

Harald  W o l f
Bürgermeister

Gisela  v o n  d e r  A u e
Senatorin für den 

Senator für Inneres und Sport

Auf Grund des § 80 Absatz 1 des Landesbeamtengesetzes vom 
19. März 2009 (GVBl. S. 70), das durch Gesetz vom 13. Oktober 
2010 (GVBl. S. 465) geändert worden ist, in Verbindung mit § 7 des 
Berliner Richtergesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. April 1970 (GVBl. S. 642, 1638), das zuletzt durch Artikel XII 
Nummer 41 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) geän-
dert worden ist, wird verordnet:

Artikel I
Änderung der Erholungsurlaubsverordnung

Die Erholungsurlaubsverordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. April 1988 (GVBl. S. 846), die zuletzt durch Arti-
kel XII Nummer 14 des Gesetzes vom 19. März 2009 (GVBl. S. 70) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1.	 § 2 wird wie folgt geändert:

Satz 2 wird aufgehoben.

2.	 Dem § 9 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) Der wegen vorübergehender Dienstunfähigkeit während 

des Urlaubsjahres und des Übertragungszeitraums nicht genom-
mene Mindestjahresurlaub gemäß der Richtlinie 2003/88/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. November 
2003 (ABl. EU Nr. L 299 S. 9) ist nach Wiederaufnahme des 
Dienstes nach Absatz 2 abzuwickeln.“

3.	 § 12b wird wie folgt geändert:
a)	 Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 
b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt:

Achte Verordnung 
zur Änderung der Erholungsurlaubsverordnung

Vom 24. Mai 2011
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